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Gefördert durch Engagement Global mit 
finanzieller Unterstützung des Bundes-
ministeriums für Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung.

Für den Inhalt dieser Publikation ist al-
lein der Herausgeber verantwortlich; die 
hier dargestellten Positionen geben nicht 
den Standpunkt von Engagement Global 
gGmbH und dem Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung wieder.

Angesichts der vielfältigen globalen und gesellschaftlichen Krisen 
gewinnt die Entwicklungsdebatte und die Suche nach alternativen 
Gesellschaftsmodellen an Bedeutung. Das westliche Konsummodell 
stößt an seine Grenzen, Konkurrenzkampf, Machtinteressen, Un-
gleichheit, Ausgrenzung und Vereinzelung nehmen zu und gleich-
zeitig zerstören wir die Umwelt als unsere Lebensgrundlage. Die 
Welt ist zerissen. Sie ist aus dem Gleichgewicht geraten und Verunsi-
cherung ist allerorts verbreitet. Ein Weiterso ist nicht verantwortbar.

Die globalen Wechselwirkungen sind zu komplex geworden, trotz-
dem finden weiterhin einfache Antworten Anklang. Wie der letzte 
EU-Afrika-Gipfel gezeigt hat, bleibt es bei der oberflächlichen Symp
tombehandlung, das Problem wird nicht bei den Wurzeln angepackt. 
Ein Perspektivenwechsel ist notwendig. „Probleme kann man nie-
mals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie entstanden sind“, 
pflegte schon Albert Einstein zu sagen.

Es geht um Werte, Menschenrechte, soziale Anerkennung, Identi-
tät, darum, als Subjekt wahrgenommen zu werden, um Wertschät-
zung, Gemeinschaftssinn, Vielfalt und um Teilhabe. „Entwicklung“ 
muss von innen kommen. Dafür muss Vertrauen neu aufgebaut wer-
den. Und es braucht dezentrale und gemeinsame Entfaltungs- und 
Gestaltungsräume.

Es geht auch um eine Änderung in der Rhetorik, hin zu einem po-
sitiven Tenor, einer anderen Denke, wieder Dinge mit Begeisterung 
zu machen, darum, nicht nur Probleme zu benennen, sondern auch 
positive Utopien zu entwickeln – nicht nur gegen, sondern für etwas 
sprechen. Sei es die Weltbürgerschaft, das „Gute Leben“ oder „Afro-
topia“. Von welchen „afrikanischen“ Erfahrungen, Ansätzen und 
Visionen können wir dabei lernen? Es gibt Anzeichen dafür, dass 
„normale Bürger“ aller Altersgruppen und über soziale Hintergrün-
de hinweg die treibenden Kräfte der Transformation zu alternativen 
Lebensentwürfen sein werden.

Dieses Schwerpunktheft möchte über Themen der Afrika- und Ent-
wicklungspolitik hinaus das Entwicklungsverständnis diskutieren. 
Es schaut daher bewusst auch über die Region des südlichen Afrika 
hinaus und lässt beispielsweise einen Felwine Sarr aus Senegal zu 
Wort kommen, der sich – wie sein Kollege Achille Mbembe – über 
Afrikas Beitrag für die Zukunft der globalen Entwicklung Gedanken 
macht. Auch Ansätze eines Alberto Acosta aus Ecuador zum „Buen 
Vivir“ möchten zur Debatte über zukünftige Entwicklungswege bei-
tragen. Diskutieren Sie mit.

>> Anna Balkenhol

Die Welt im Ungleichgewicht
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Entwicklung: SDGs

Unter dem Dach der Vereinten Nationen 
einigte sich die internationale Gemeinschaft 
im Jahr 2000 auf konkrete gemeinsame Ent-
wicklungsziele, die Millennium Develop-
ment Goals (MDGs). Auf dem sogenannten 
Millenniumsgipfel zogen „die Staats- und 
Regierungschefs der Welt Bilanz über den 
ungleichen Stand der menschlichen Ent-
wicklung auf der Welt und bekannten sich 
zu ihrer gemeinschaftlichen Verantwortung, 
weltweit die Grundsätze der Menschenwür-
de und der Gleichberechtigung zu wahren“ 
(UN-Entwicklungsprogramm 2002). Sie 
erklärten ihre Unterstützung für Freiheit, 
Demokratie und Menschenrechte und for-
mulierten darüber hinaus acht Ziele für Ent-
wicklung sowie zur Beseitigung der Armut, 
die bis zum Jahr 2015 erreicht sein sollten. 
Obwohl diese Ziele, die sich um Hungerbe-
kämpfung, Geschlechtergerechtigkeit, För-
derung von Bildung und Gesundheit beson-
ders für Kinder und Mütter, Umweltschutz 
und Aufbau einer globalen Partnerschaft 
für Entwicklung drehten, minimalistisch 
und wenig ambitioniert waren, lässt sich 
ihr Scheitern nicht mehr leugnen. Ohne die 
tiefen Ursachen dieses Scheiterns zu analy-
sieren und Konsequenzen zu ziehen, schick-
te sich die internationale Gemeinschaft an, 
2015 ein neues Programm zu verabschieden. 
So geschieht es in der Entwicklungspolitik 
seit der ersten Dekade.

Neue Schläuche – alter Wein 
Anders als etwa in vielen afrikanischen 

traditionellen Religionen, in denen Namens-

änderungen zu Schlüsselmomenten im Le-
ben einer Person oder einer Gemeinschaft 
„Wesensänderungen“ einläuteten, hat es 
die Entwicklungspolitik in den vergangenen 
Jahrzehnten fertig gebracht, immer wieder 
neue Schlagwörter zu erfinden, ohne dabei 
aber etwas Grundlegendes zu verändern. 
Die Geschichte von Entwicklungspolitik ist 
auch in diesem Zusammenhang eine Ge-
schichte von sich ablösenden Schlagwörtern 
ohne nennenswerte Konsequenzen für die 
Praxis.

Egal ob von Modernisierung und sozialem 
Wandel, Handel statt Hilfe und Weltmarkt-
orientierung, grundbedürfnisorientierter 
Förderung, Nachhaltigkeit und Schulden-
initiative oder guter Regierungsführung 
und Menschenrechten die Rede war, der 
Referenzrahmen blieb und bleibt mit Abstri-
chen stets das in der nördlichen Hemisphäre 
vorherrschende, wachstumsorientierte, res-
sourcen- und energieintensive Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodell. Das Modell der 
nachholenden Entwicklung, das von der An-
nahme ausgeht, dass die Industrienationen 
das verkörpern, wonach die als „Unterentwi-
ckelte“ bezeichneten Länder streben (müs-
sen), wurde unter Rückgriff auf diese wech-
selnde Rhetorik aufrechterhalten.

Das jüngste Kapitel dieser irreführenden 
Strategie stellen die Nachhaltigkeitsziele 
(Sustainable Development Goals, SDGs) dar. 
Aus zivilgesellschaftlicher Perspektive ist es 
begrüßenswert, dass die SDGs wie bereits 
die MDGs einige der zentralen weltweiten 
Probleme erkennen und zu deren Lösung 

beitragen wollen. Aber der Quantensprung, 
den die Menschheit angesichts der Tragwei-
te globaler Krisen benötigt, sind sie nicht. 
Sie könnten es schaffen, die Geschwindig-
keit des „Schiffes“ zu verlangsamen, wäh-
rend dieses weiterhin auf das Eis zusteuert. 
Nichtsdestotrotz lohnt es sich für zivilge-
sellschaftliche Organisationen, für die Um-
setzung der SDGs Lobby-, Sensibilisierungs-, 
und Mobilisierungsarbeit zu betreiben. Über 
so einen Rahmen zu verfügen, so unverbind-
lich er auch sein mag, ist besser als nichts.

Wenn die SDGs, die im Gegensatz zu den 
MDGs nicht nur für Entwicklungsländer gel-
ten, sondern auch den Norden in die Pflicht 
nehmen, umgesetzt werden sollen, ist eine 
starke Mobilisierung von unten notwendig. 
Nur bei ausreichender zivilgesellschaftlicher 
Einmischung kann es gelingen, das vorhan-
dene Potenzial der SDGs zur Entfaltung zu 
bringen. Dennoch wäre es besonders aus 
afrikanischer Perspektive zu kurz gegriffen, 
sich exklusiv auf die SDGs als Referenzrah-
men zu beziehen. Der Referenzrahmen für 
zivilgesellschaftliche Organisation, die Kri-
sen der Menschheit und besonders die Situ-
ation in Afrika ernst nehmen, ist und bleibt 
die globale Gerechtigkeit mit all ihren Im-
plikationen. Diese konnte in den SDGs auf-
grund konkurrierender Interessen zwischen 
den Protagonisten nur begrenzt abgebildet 
werden.

Neben den SDGs gibt es andere Instru-
mente in internationalen Beziehungen, wel-
che zumindest einem Teil der SDG-Rhetorik 
entgegenlaufen. Zu erwähnen sind der nach 
wie vor imperiale Zugriff auf die Ressourcen 
der Entwicklungsländer und besonders Afri-
kas, die wiederkehrende Schuldenkrise und 
vor allem die EU-Offensive rund um die Frei-
handelsabkommen. Diese Entwicklungen 
werden von ihrer Gestaltung her „harte“ 
Fakten schaffen und drohen, die SDGs zu 
einem Reparaturbetrieb und Ablenkungs-
diskurs zu reduzieren. Dies verlangt von der 
Zivilgesellschaft ein strategisches Denken 
und Handeln: Die Auseinandersetzung mit 
den SDGs soll lebendig bleiben, aber letzt-
endlich, um die Entscheidungsträger/innen 
in allen Regionen der Welt an ihre Selbst-
verpflichtung zu erinnern. Darüber hinaus 

Mehr als bloße Nachhaltigkeitsrhetorik?
VON DEN MDGS ZU DEN SDGS: Anspruch und Wirklichkeit des globalen Entwicklungsdiskurses aus afrikanischer 
zivilgesellschaftlicher Perspektive oder die Notwendigkeit eines grundlegenden Umdenkens.
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Entwicklung: SDGs

auch das Nachhaltigkeitsprojekt Gefahr, Fehler der 
vergangenen Entwicklungsdekaden zu wiederholen.

Mit der SDG-Agenda der internationalen Gemein-
schaft erfreut sich die Nachhaltigkeitsrhetorik neuen 
Lebens, aber der Begriff der Nachhaltigkeit ist längst 
entkernt. Er hat seine politische Dimension verloren 
und wird oft auf das „grüne Wachstum“ reduziert, 
das die ursprüngliche Idee der Nachhaltigkeit per-
vertiert hat. Grüne Ökonomie ist nämlich in Wachs-
tumsstrategien eingebettet, die mit Nachhaltigkeit 
wenig zu tun haben. Sie setzt allein auf Technik als 
Weg der Zukunft. So sollen zwar sparsame Autos, aber 
von ihnen möglichst immer mehr produziert werden. 
Die Reduktion von CO2-Emissionen wird angesichts 
des Klimawandels zwar als Ziel definiert, aber an der 
Wachstumsideologie darf nicht gerüttelt werden. Die 
Technik regelt das Emissionsproblem schon.

Ohne zu bestreiten, dass Ressourceneffizienz und 
andere technische Innovationen neue Potenziale er-
schließen, wäre es naiv zu glauben, dass ein Festhal-
ten an der Wachstumsideologie einen gerechten In-
teressenausgleich zwischen Nord und Süd, zwischen 
Arm und Reich sowohl im Norden als auch im Süden 
und vor allem gegenüber der Natur und auch der zu-
künftigen Generationen hervorbringen kann. Aber 
genau dies suggeriert die neue Nachhaltigkeitsrheto-
rik. So gesehen ist sie nichts anderes als ein weiteres 
Beispiel für die Kooptierung progressiver Ideen zur Be-
wahrung der bestehenden Verhältnisse. Diese Strate-
gie zieht sich wie ein roter Faden durch die Geschichte 
der Entwicklungspolitik.

Für die Zäsur, die die Menschheit jetzt braucht, ist es 
deswegen notwendig, sich von dieser neuen Rhetorik 
nicht blenden zu lassen. Sie lenkt vom notwendigen 
radikalen Umbau des herrschenden und zerstöre-
rischen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells ab. Für 
diesen radikalen Umbau sind sowohl im Norden als 
auch im Süden neue Akteure von unten gefragt.

Zivilgesellschaftlichen Initiativen kommt eine zen-
trale Bedeutung zu. Für die zivilgesellschaftlichen Ini-
tiativen der südlichen Hemisphäre bedeutet dies, sich 
von der Entwicklungsideologie als Referenzrahmen zu 
verabschieden und Änderungen anzustreben, die den 
lokalen, nationalen und regionalen Notwendigkeiten 
entsprechen. Damit dies gelingt, ist der Kampf um 
neue Gestaltungsmöglichkeiten zentral, jenseits von 
rein symbolischer Unabhängigkeit und politischen 
Systemen, die nur der Stabilisierung der bestehenden 
Verhältnisse dienen.

>> Boniface Mabanza Bambu

hat eine selbstbewusste und sich ernst nehmende Zi-
vilgesellschaft die Pflicht, sich Handlungsspielräume 
zu verschaffen, die es ermöglichen, die herrschende 
Gesellschaftsordnung selbst grundlegend zu verän-
dern. Dafür muss die Zivilgesellschaft die Fähigkeit 
entwickeln, mit den in diesen Handlungsspielräumen 
entstehenden Konflikten umzugehen. Die Welt ist nie 
im Konsens verändert worden.

Jenseits von irreführender Rhetorik 
Trotz der neuen Rhetorik um Nachhaltigkeit setzen 

auch die SDGs die Intensivierung des Wirtschafts- 
und Gesellschaftsmodells fort, das selbst zutiefst in 
der Krise steckt. Sieben Prozent Wachstum sollen laut 
SDGs die Entwicklungsländer bis 2030 erreichen, um 
die darin definierten Ziele zur Reduktion der Armut 
verwirklichen zu können. Daraus resultiert noch mehr 
Ressourcenübernutzung, noch mehr Produktion, noch 
mehr Konsum für die Privilegierten, und zugleich 
noch mehr Zerstörung. Dass die Früchte dieses Wachs-
tums automatisch auch zu denjenigen durchsickern, 
die das kapitalistische System aus „unserer“, zu einem 
reinen Markt verkommenden Welt verdrängt, hat sich 
in der bisherigen Geschichte des herrschenden Wirt-
schaftssystems nicht bestätigt.

Die Welt braucht nicht etwa mehr Handel, sondern 
ein Handeln, das die Mobilisierung aller spirituellen, 
kulturellen, intellektuellen und moralischen Ressour-
cen nutzt, um Alternativen zum thanatolgischen (auf 
das Sterben bezogene) System zu entwickeln. Damit 
eine tatsächliche „Transformationsagenda“ und nicht 
die grün gefärbte Nachhaltigkeitsagenda an Fahrt 
gewinnt, bedarf es im Norden wie im Süden vieler 
Orte, an denen Pionierpraxen entstehen, wo experi-
mentiert und der steinige Weg zur Überwindung des 
„Mainstream-Denkens“ gewagt wird. Um dabei nicht 
in der Nische zu bleiben, sind alternative Praxen auf 
breit angelegte Strategien angewiesen, um an Tiefe 
und Breite zu gewinnen und die politischen Rahmen-
bedingungen so zu beeinflussen, dass lokale Initiati-
ven gefördert und nicht konterkariert werden.

An solchen Orten des Lernens und des Austausches 
gilt es, die Annahme in Frage zu stellen, der Süden 
habe undifferenziert Nachholbedarf und der Norden 
darauf eine Antwort. Gefragt sind gemeinsame Lern-
prozesse, damit ein Paradigmenwechsel vollzogen 
werden kann, in dem die Menschen beginnen, den 
Reichtum der Armut und die Armut des Reichtums 
wahrzunehmen und zu reflektieren. Ohne diesen kon-
kreten Einsatz für grundlegende Veränderungen läuft 

Der Autor ist für die 
Kirchliche Arbeitsstelle 
Südliches Afrika (KASA) 
tätig.
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Im Dezember 2016 begann Deutschlands 
Präsidentschaft der G20, deren Höhepunkt 
der G20-Gipfel im Juni 2017 in Hamburg war. 
Obwohl mit Südafrika nur ein afrikanisches 
Land offizielles Mitglied der G20 ist, hat die 
Bundesregierung beschlossen, Afrika zum 
Schwerpunkt der deutschen G20-Präsident-
schaft zu machen. Diese Schwerpunktset-
zung gab Anlass zu rivalisierenden Initiati-
ven verschiedener Bundesministerien: Der 
Marshallplan mit Afrika vom Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ), Compact mit 
Afrika vom Finanzministerium und Pro! 
Afrika vom Wirtschaftsministerium sind 
die bekanntesten dieser Initiativen. Hinzu 
kommt der EU External Investment Plan, 
der auch die gleiche Motivation hat und die 
gleichen Rezepte für die Ankurbelung der 
afrikanischen Volkswirtschaften vorschlägt 
wie die deutschen Initiativen. Die folgenden 
Zeilen wollen sich mit diesen Initiativen aus-
einandersetzen und auf die Frage eingehen, 
was sie für Afrika mit sich bringen.

Afrika-Initiativen der Bundesregierung 
und afrikanische Interessen

Der Zeitpunkt der Verkündung dieser Ini-
tiativen mitten in hysterisch geführten De-

batten um Flucht und Migration zeigt vor 
allem eins: Um afrikanische Interessen geht 
es in erster Linie nicht, sondern um eigene 
deutsche bzw. europäische Interessen. Ohne 
die sogenannte Flüchtlingskrise hätte es die-
se Initiativen trotz deutscher G20-Präsident-
schaft vermutlich nicht gegeben. Die Tatsa-
che, dass sich jedes Ministerium mit jeweils 
eigener Initiative profilieren wollte, ist auf 
diese interne Dynamik innerhalb  Deutsch-
lands zurückzuführen. Ob die somit geschür-
te Konkurrenz sich nur zwischen verschie-
denen Ressorts abspielte oder auch eine 
parteipolitische Note enthielt, lässt sich dis-
kutieren. Die Konstellation in der Besetzung 
der drei Ministerien zu dem Zeitpunkt und 
der Fakt, dass aus den Reihen fast aller po-
litischen Parteien der Wille geäußert wurde, 
angesichts der „Flüchtlingsströme“ Zeichen 
zu setzen, lassen es vermuten. So gesehen 
dienen diese Initiativen zunächst innerdeut-
schen politischen Auseinandersetzungen 
um die besten Methoden der Fluchtursa-
chenbekämpfung. Insofern ist es berechtigt, 
danach zu fragen, ob und in welcher Intensi-
tät es mit diesen Initiativen unter einer neu-
en Bundesregierung, mit Neubesetzungen 
von Ministerämtern und mit neuen Mehr-
heiten im Parlament weitergeht.

Militarisierung und Grenzzäune
Die in diesen Initiativen enthaltenen Kon-

zepte zur Lösung afrikanischer Probleme 
sind für die Befriedung der Zielgruppen ge-
meint, die sich mit der bisherigen Antwort 
auf die Flüchtlingskrise nicht zufrieden 
geben konnten. Diese bestand im Wesent-
lichen darin, die alten Instrumente der Aus- 
und Vorlagerung der europäischen Grenzen 
ins Mittelmeer und bis in die afrikanischen 
Staatsgrenzen besonders in Nord-, Ost-, und 
Westafrika hinein zu verstärken.

Die Aufrüstung der Grenzregime inner-
halb von Westafrika führt seit Jahren schon 
dazu, dass die davor im Rahmen der Visa-
freiheit und weiterer Vereinbarungen der 
westafrikanischen ECOWAS-Staaten prak-
tizierte Bewegungsfreiheit für Menschen, 
Waren und Dienstleistungen gefährdet 
wird. Denn insbesondere junge Menschen 
stehen immer im Verdacht, nach Europa 
auswandern zu wollen. Die Sicherheitskräf-
te in Mali, Niger oder im Senegal werden von 
der EU massiv unterstützt, um deren Bewe-
gungsfreiheit zu beschränken. Mit anderen 
Worten: Das Interesse der EU, die Abwehr 
der Flüchtlinge, führt dazu, dass eines der 
wichtigsten Projekte der westafrikanischen 
Gemeinschaft wie auch anderer afrika-

Neue Pläne, alte Rezepte?
DAS AFRIKA-JAHR DER DEUTSCHEN G20-PRÄSIDENTSCHAFT UND NEUE AFRIKA-INITIATIVEN

Fo
to

: M
or

ga
na

 W
in

ga
rd

/U
N

D
P/

cc
:b

y-
nc

-n
d



6 afrika süd dossier entwicklung 2017

Entwicklung: Afrikapolitik

nischen Regionen in akuter Gefahr steht: 
die regionale Integration. Diese sollte dazu 
führen, dass der regionale bzw. der innerafri-
kanische Handel zunimmt. Denn auch über 
50 Jahre, nachdem die meisten Staaten poli-
tisch unabhängig wurden, ist dieser immer 
noch schwach.

Jenseits der Militarisierung
Für diejenigen in Deutschland, die sich 

mit der Abschottungspolitik durch Verlage-
rung der Grenzregime nicht zufrieden ge-
ben können, kommen die neuen Initiativen 
gelegen. Sie verfolgen eine andere Strategie: 
Deutschland will sich für die Entwicklung 
des afrikanischen Kontinents stark machen. 
Die deutschen Initiativen zielen drauf ab, 
die „guten Schüler“ unter den afrikanischen 
Ländern besser zu fördern, gleichzeitig eine 
fairere Handelspolitik mit Afrika auszuhan-
deln und internationale Investitionen auf 
dem Kontinent zu erleichtern. Es soll mehr 
Geld nach Afrika fließen und dortige Investi-
tionen sollen sicherer werden.

All diese Konzepte gehen von der Feststel-
lung aus, dass die klassische Entwicklungs-
zusammenarbeit nicht in der Lage sei, die 
zentralen Herausforderungen der Zeit zu be-

deutet. Bisherige empirische Erfahrungen 
zeigen eher, dass mehr Entwicklung, wie 
immer diese aussieht und was sie taugt, 
zunächst zu mehr Mobilität und damit zu 
mehr Migration führt, bevor diese Tendenz  
wieder an Dynamik verliert.

Drittens wird davon ausgegangen, dass 
die Belebung der Volkswirtschaften durch 
massive Investitionen in große Infrastruk-
turprojekte geschehen soll. Diese Annahme 
ignoriert sowohl die Erfahrungen mit Mo-
dernisierungsansätzen als auch die jüngsten 
Erfahrungen des afrikanischen Kontinents 
mit ausländischen Direktinvestitionen, die 
sich als Lizenz zur Ausplünderung der Res-
sourcen des Kontinents erwiesen haben, 
ohne dabei einen Strukturwandel von den 
Primärerzeugnissen zur Industrialisierung 
zu bewirken.

Gleiche Ursachen produzieren gleiche 
Effekte

Sowohl der Marshallplan als auch der 
Compact mit Afrika haben eine klare Vor-
stellung darüber, wer die massiven Investiti-
onen in Infrastruktur für Transport und En-
ergie finanzieren soll. Es sind institutionelle 
Anleger wie Versicherungen, Investmentge-
sellschaften und Hedgefonds. Deutschland 
und andere Industrienationen sollen dabei 
Garantien und Risikoabsicherungen für 
diese Privatakteure übernehmen, um sie zu 
ermutigen, in einem als unsicher geltenden 
Umfeld zu investieren. Bei diesen Investiti-
onen geht es allerdings nicht in erster Linie 
darum, „Afrika“ zu helfen, auf die eigenen 
Beine zu kommen, sondern darum, günstige 
Anlagemöglichkeiten für die Kunden der 
benannten Institutionen zu schaffen. Das 
zeigen die niedrigen Zinsen, mit denen im 
Moment die Anleger im Westen konfron-
tiert werden. Bei der „G20 Africa Partnership 
Conference – Investing in a common future“, 
die die Bundesministerien für Finanzen und 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung am 12. und 13. Juni in Berlin or-

wältigen, nämlich für eine schnell wachsen-
de Bevölkerung in Afrika mit einem großem 
Anteil an jungen Menschen die erforder-
lichen Millionen Jobs pro Jahr zu generieren. 
Wie man leicht erkennen kann, beruhen die-
se Initiativen auf drei falschen Annahmen:

Erstens wird Afrika hauptsächlich als 
Kontinent von Defiziten gesehen, für dessen 
Entwicklung die entscheidenden Impulse 
von außen, in diesem Fall von Deutschland, 
kommen müssten. Dort sei die Lösungskom-
petenz aufgrund des eigenen Entwicklungs-
weges vorhanden. Daran ändert nichts, dass 
hier und da die Potenziale Afrikas betont 
werden oder dass zwei dieser Pläne zumin-
dest dem Namen nach eine afrikanische 
Beteiligung suggerieren, die es in ihrer Ent-
stehung nicht gegeben hat. Entwicklung 
muss aber von innen ausgehen, es gibt kein 
Land, das von außen entwickelt wurde. Im 
Gegenteil, wer seine Selbstständigkeit nicht 
bewahrt und sich nicht weigert, die Vorherr-
schaft anderen zu überlassen, wird zur Spiel-
wiese fremder Interessen degradiert. Dies ist 
die Erfahrung vieler afrikanischer Länder bis 
jetzt.

Zweitens wird davon ausgegangen, dass 
mehr Entwicklung weniger Migration be-
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ganisiert hatten, betonte Jim Yong Kim, der Präsident 
der Weltbank, es gebe mehrere Billionen US-Dollar in 
Industrienationen, welche hinter den Erwartungen 
zurückblieben, weil die Besitzer Negativzinsen zah-
len müssten. Afrika böte große Möglichkeiten. Es sei 
an der Zeit, dieses Kapital zu mobilisieren und in auf-
strebende Märkte zu investieren. Damit dies gesche-
he, müssten die Risiken für Investitionen reduziert 
werden. In diesem Punkt seien die Industriestaaten 
gefragt, betonte er.

Dieses Loblied auf Investitionen mit dem Kapital 
von Privatanlegern erweckt den Eindruck, dass diese 
per se positiv sind. Die entscheidende Frage ist jedoch, 
ob Privatanleger gerne in Infrastrukturen investieren, 
die aus der Perspektive der Entwicklungsprioritäten 
eines Landes am meisten Sinn machen, wenngleich 
diese nicht die beste Rendite versprechen. Der Blick 
auf die Investitionen der letzten 20 Jahre zeigt, dass 
der Schwerpunkt auf der Rohrstoffförderung gele-
gen hat. Sie haben den Investoren massive Gewinne 
beschert, doch Beschäftigung, Schaffung von Wert-
schöpfungsketten und Diversifizierung der Ökono-
mien afrikanischer Länder haben sie nicht im Blick. Es 
gibt wenig Grund zur Annahme, dass sich dies ändert, 
zumal die Auflagen, die auf die gewählten Länder zu-
kommen, kaum überraschend an die Strukturanpas-
sungsprogramme der 1980er-Jahre erinnern.

Die Einigkeit über die notwendigen Reformen, die 
es durchzuführen gilt, um ausländische Direktinve-
stitionen anzuziehen, war während der erwähnten 
Konferenz unter den Finanzministern der „guten 
Schüler“ so groß, dass sich Christine Lagarde, Chefin 
des IWF, die Bemerkung erlaubte, alle auf dem Podium 
vertretenen Länder Afrikas seien Brüder, weil alle das 
gleiche Reformprogramm des IWF durchliefen. Was 
sie nicht formulierte, aber mit ihrer Aussage deutlich 
wurde: Der IWF ist die Mutter der auf dieser Konferenz 
vertretenen, wenn nicht aller afrikanischer Länder. So 
viel zur Emanzipation. Als Deutschlands bisheriger 
Finanzminister Schäuble später erklärte, die Compact-
Länder (bis jetzt der Senegal, Ruanda, Tunesien, Ma-
rokko, die Elfenbeinküste und dazu Ghana und Äthio-
pien) müssten mit dem IWF verhandeln, um konkrete 
Schritte für ihre Reformprozesse zu definieren, sagte 
er inhaltlich nichts Neues. In vorauseilendem Gehor-
sam tun diese Länder schon viel.

Gefahr für regionale Integration
Es muss betont werden, dass die Neugestaltung 

der Rahmenbedingungen, um ausländische Direkt
investitionen anzuziehen, eine Gefahr für die Regi-
onalintegration darstellt, weil die Länder Afrikas in 
den verschiedenen Regionen in einen Wettbewerb 
miteinander gedrängt werden. Dieser hat in der Ver-
gangenheit oft dazu geführt, dass viele Regierungen 
die Sozial- und Umweltstandards senken und Steu-
ersätze für Unternehmen äußerst attraktiv gestalten. 
Das führt nicht nur zu Defiziten in den Staatskassen, 
was dem erklärten Ziel dieser Initiativen widerspricht, 
zur stärkeren Mobilisierung lokaler Ressourcen beizu-
tragen, sondern es führt auch zu einer neuen und ge-
fährlichen Verschuldungsspirale, wenn afrikanische 
Regierungen bestimmte Infrastrukturen selbst bauen 
wollen, die ausgewählte Standorte attraktiv für aus-
ländische Investitionen machen.

Die neuen Initiativen der Bundesregierung ber-
gen all diese Gefahren in sich. Darüber hinaus gilt 
zu berücksichtigen, dass die Abschottungspolitik der 
EU und diese neuen Initiativen eine andere Gefahr 
mit sich bringen, die in Ansätzen bereits um sich 
greift: Mittel werden von der klassischen staatli-
chen Entwicklungszusammenarbeit (Förderung von 
Menschenrechten, Good Governance, Ernährungs-
souveränität) zugunsten von Fluchtabwehr und Risi-
koabsicherungen für die Privatwirtschaft abgezweigt.

Damit sind wir bei der oft geführten Diskussion 
um Kohärenz der verschiedenen Politikfelder. In der 
Theorie und auf dem Papier sollen alle anderen Poli-
tikfelder entwicklungspolitische Ziele nicht konter-
karieren. In der Praxis zeigt sich aber zumeist, dass 
Entwicklungspolitik nicht so wichtig ist, um sich als 
übergeordnete Instanz durchsetzen zu können. In 
einem Kontext, in dem verschiedene Zielsysteme mit-
einander konkurrieren – und dies ist im Außenhandel 
der EU und der Bundesrepublik Deutschland der Fall 
–, setzen sich die Ziele durch, die von den stärksten 
Institutionen verfolgt werden. In diesem Fall sind es 
die wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Inte-
ressen. Dies setzt sich mit den neuen Initiativen der 
bisherigen Bundesregierung fort.

>> Boniface Mabanza Bambu
Der Autor ist für die 
Kirchliche Arbeitsstelle 
Südliches Afrika (KASA) 
tätig.
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Das südafrikanische Parlament hat An-
fang Juni 2017 einem Gesetzesentwurf für 
die Einrichtung einer neuen Behörde zum 
Grenzmanagement zugestimmt. Sie wird 
vom Innenministerium verwaltet werden, 
einer Regierungsabteilung, die für ihren 
respektlosen Umgang mit Migranten und 
den Rechten von Flüchtlingen bekannt ist. 
Bislang waren die zuständigen Polizisten 
und Zollbeamten unter strikter ziviler Kon-
trolle, auch wenn diese nicht immer effektiv 
war. Nun wird die neue Behörde aber in der 
Lage sein, bestehende verfassungsrechtliche 
Beschränkungen zu umgehen. Zudem sind 
weitreichende Änderungen in der Einwan-
derungs- und Asylpolitik in Arbeit, etwa eine 
risikobasierte Sicherheitsüberprüfung. Sie 
könnte dazu benutzt werden, den meisten 
Menschen die Einreise nach Südafrika auf 
dem Landweg zu verweigern. Darüber hi-
naus gibt es Pläne, die Asylbewerber solange 
in Zentren entlang der Grenze festzuhalten, 
bis ihre Anträge bearbeitet sind.

Südafrikas neue Strategie zum Grenzma-
nagement ähnelt dem Vorgehen anderer 
Staaten auf dem afrikanischen Kontinent. 
Länder wie Eritrea, das bereits repressive 
Ausreisevisa hat, und die Zentralafrika-
nische Republik, der Sudan, Niger und Äthi-
opien – sie alle planen, ihre Restriktionen 
beim Grenzmanagement zu intensivieren. 
Dazu zählt die biometrische Erfassung und 
Militarisierung. Viele dieser Maßnahmen 

Sicherheitswahn an Afrikas Grenzen
NEUES GRENZMANAGEMENT IN SÜDAFRIKA. Die Verschärfung der Sicherheitsmaßnahmen an Afrikas Grenzen 
ist schlecht für die Bewegungsfreiheit der Menschen, die Demokratie und Entwicklung.

werden in Komplizenschaft mit autoritären 
Regimen mit Hilfe von EU-Entwicklungsgel-
dern umgesetzt und erhalten große Unter-
stützung auf nationaler Ebene.

Sie tragen aber wenig dazu bei, Schmug-
gel und Menschenhandel oder Terrorismus 
zu unterbinden, obwohl das immer die 
Rechtfertigungen für solche Sicherheits-
maßnahmen ist. Vielmehr verstärkt der 
Ausbau rigider Grenzkontrollen die autori-
täre Herrschaft und untergräbt regionale 
Regierungsinitiativen. Auf lange Sicht wirkt 
sich dies negativ auf die Entwicklung aus. 
Denn die uneingeschränkte Bewegungsfrei-
heit in und zwischen Ländern ist die Grund-
lage, damit die Menschen Arbeit finden und 
in diesen unsicheren Zeiten überleben kön-
nen. Beschränkungen der Bewegungen – aus 
welchen Gründen auch immer – richten sich 
grundsätzlich gegen die Armen und gegen 
die Freizügigkeit. Solche Strategien behan-
deln Migranten als Kriminelle und nicht als 
Menschen, die legitime Interessen haben – 
Schutz oder Arbeit suchen.

Ära der Eindämmung
Die auf dem afrikanischen Kontinent 

praktizierte Militarisierung an den Rändern 
ist ein Kernelement des neuen Ansatzes 
unter dem Schlagwort „Migrationsmanage-
ment“. Im Anschluss auf den Valletta-Gipfel 
Ende 2015 hat die Europäische Union einen 
Treuhänderfonds eingerichtet, durch den 

Milliarden Euro an Entwicklungsgeldern 
fließen. Und zwar im Rahmen bilateraler 
Abkommen mit afrikanischen Staaten, die 
zumeist erschreckend schlechte Menschen-
rechtsbilanzen haben – etwa Eritrea und Su-
dan. Legitimiert wird deren finanzielle För-
derung mit einer Wortwahl wie staatliche 
Souveränität. Damit ist die verstärkte Grenz-
kontrolle Teil einer bereits aufkommenden 
Ära der Eindämmung, die Mobilität von Afri-
kanern nicht nur nach Europa, sondern auch 
auf dem Kontinent pathologisiert und kri-
minalisiert. Diese sogenannte Entwicklung 
und Politik der Abschottung und des Zurück-
haltens nimmt zweifellos zu, wenngleich 
das Ausmaß auf dem Kontinent variiert und 
sich einige Länder und Regionen mehr ver-
pflichten als andere. Bei dieser neuen Form 
der Entwicklungspraxis wird Erfolg daran 
gemessen, Menschen in ihren Herkunftsge-
bieten zurückzuhalten.

Kritiker dieses Ansatzes schauen berech-
tigterweise vor allem auf die Migranten, die 
dazu verdammt sind, in Auffanglagern oder 
-zentren auszuharren. Sie prangern auch die 
steigende Zahl an Todesopfern an, denn im-
mer mehr Menschen sterben, bevor sie ihr 
Ziel erreichen. Andere stellen einen Anstieg 
zweifelhafter Tätigkeiten fest: Schmuggel, 
Gefangennahme und Menschenhandel. 
Obwohl der vorherrschende Alarmismus 
oft mit moralischer Empörung oder pro-
fessionellem Interesse eingefärbt ist: Diese 

Foto: Marek Poplawski/Dreamstime
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bezogene EU-Entwicklungshilfe die Notwendigkeit, 
lokale Möglichkeiten zu eröffnen, damit Menschen 
nicht mehr mehr abwandern müssen. Als Resultat 
könnten Investitionen in ländlichen Gebieten erhöht 
werden. Das ist an sich nicht schlecht, doch die Pläne 
für die Ausgaben werden vom Verlangen verzerrt, die 
Menschen an Ort und Stelle zu halten.

Afrikanische Führer sorgen sich wenig um Migrati-
on nach Europa, aber unter diesen neuen Bedingungen 
riskieren sie Entwicklungsgelder, wenn sie darin ver-
sagen, ihre Bevölkerung in ihren Landesgrenzen zu 
kontrollieren. Die fortschreitende Urbanisierung be-
deutet auch eine politische Herausforderung für ihre 
Machtabsicherung. Wenn man das Volk nicht nur im 
Land, sondern auch in „ursprünglichen“ ländlichen 
Gemeinden festhält, hilft das, die Systeme ethnischer 
Patronage fortzuführen und aufrührerische Städter 
daran zu hindern, vor den Toren der Präsidentenpalä-
ste zu protestieren.

Das Sicherheitsgrenzmanagement, über das gegen-
wärtig in Südafrika diskutiert wird, öffnet die Pforten 
zu einer Eindämmungspolitik, wie sie von der EU ge-
fördert wird. Mit dem neuen Paradigma werden Mil-
lionen in Auffanglagern überall auf dem Kontinent 
festgehalten oder sie sterben an Land- und Wasser-
grenzen. Statt Handel werden Schmuggel, Menschen-
handel und Korruption gedeihen. Das alles werden Po-
litiker beaufsichtigen, die Militärhilfe als unerwartete 
Geschenke erhalten haben. Und es wird von einer glo-
balen Gemeinschaft beobachtet, die keine moralische 
Instanz ist, um diese Menschenrechtsverbrechen zu 
verurteilen.

Die Mehrheit der Afrikaner, die keine Vorstellung 
von Europa haben, wird in Ländern leben, die noch un-
demokratischer als bisher regiert werden. Die Afrika-
nische Union und regionale Kampagnen, die Entwick-
lung durch rechenschaftspflichtige Institutionen und 
freie Bewegung fördern wollen, werden höchstwahr-
scheinlich im Sande verlaufen. Das Resultat wird sein: 
höhere Ungleichheit in und zwischen den Ländern so-
wie Anstieg von Armut und gewaltsamen Konflikten. 
Dadurch wird der Druck steigen, doch zu migrieren – 
genau das, was Europa eigentlich verhindern will.

>> Loren Landau und Caroline Kihato

Geschichten von ausgebeuteten Menschen und aus-
gelöschtem Leben müssen erzählt werden. Man sollte 
jedoch nicht dabei stehen bleiben, die Migranten als 
Opfer der neuen Abschottungspraktiken und -tech-
nologien zu betrachten, sonst übersieht man deren 
Implikationen für die Menschenrechte aller Afrikaner 
und die Regierungsgewalt auf dem Kontinent. Denn 
letztlich werden die bilateralen Abkommen zwischen 
verschiedenen afrikanischen Ländern und der EU die 
Pläne der Afrikanischen Union und der (sub)regio-
nalen Wirtschaftsgemeinschaften zerschlagen, Mobi-
lität auf dem Kontinent zu erleichtern und sicherer zu 
gestalten.

Die westafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft 
ECOWAS hat schon an einem Protokoll dazu gearbei-
tet, wird aber nun durch EU-Förderprogramme zur 
Abschreckung von Migration in der Region und die 
Angst vor Terrorismus kompromittiert. Deshalb ist es 
kaum wahrscheinlich, dass die Wirtschafts- und Ent-
wicklungsgemeinschaft im südlichen Afrika SADC 
und die ostafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft EAC 
die von der ECOWAS entwickelten Vorschläge fortfüh-
ren werden. Das lähmt die Politik und schwächt regio-
nale Regierungsmechanismen, die jedoch erforderlich 
sind, um kollektive Entwicklungsanliegen anzugehen 
und bessere Positionen im globalen Handel zu errin-
gen. Anstatt Multilateralismus erhalten wir voraus-
sichtlich eine stärkere Militarisierung und autori-
tärere Herrscher. Die Hilfsgelder und Waffen, die an 
bestimmte Staatsoberhäupter in der Region fließen, 
werden die Demokratie sicherlich erodieren, gleich-
zeitig werden Unsicherheit und Instabilität erhöht.

Wachstumsindustrie
Besonders besorgniserregend ist überdies, dass sich 

die gerade entstehenden Grenzregime wahrschein-
lich auch jenseits der eigentlichen Grenzen ausweiten 
werden. Die Maßnahmen der EU zielen ja darauf ab, 
die Mobilität und Bewegungsfreiheit in und zwischen 
Ländern effektiv zu stoppen. Europa fürchtet, jegliche 
Mobilität – typischerweise in Richtung der Städte – 
würde weitere Migrationsprozesse zur Folge haben; 
auf dem Wege würden dann Migranten nach Europa 
kommen. Entsprechend betont die neue, migrations-

Professor Landau leitet 
Forschungsprojekte 
am African Centre for 
Migration and Society 
and der Universität 
Witwatersrand. Dr. Kihato 
forscht im Rahmen des 
Graduiertenprogramms 
für Architektur an der 
Universität Witwaters-
rand in Johannesburg.

Dieser Beitrag erschien im 
englischen Original am 
5.7.2017 auf Irinnews.
https://www.irinnews.
org
Wir danken für die 
freundliche Zusammen-
arbeit.

Südafrikanisches Gesetz zur Grenzkontrolle
Anfang Juni verabschiedete das südafrikanische Parlament den Border Manage-

ment Authority Bill. Dieser Gesetzesentwurf sieht vor, dass alle Grenzen und Hä-
fen von einer neu zu schaffenden Behörde kontrolliert werden sollen. Sie wird dem 
Innenministerium unterstehen, das auch neue grenznahe Zentren bzw. Auffang-
lager für Asylbewerber einrichten wird. Asylverfahren sollen beschleunigt, Men-
schenhandel und (Drogen)schmuggel verhindert werden. Bislang gibt es ein Ko-
mitee zur Koordination der Grenzkontrollen, daran sind auch die südafrikanische 
Polizei (SAPS) und die Steuerbehörde (SARS) beteiligt. Kritiker befürchten, die neue 
Behörde werde schwer kontrollierbar sein, da die Zölle (ca. drei Milliarden Rand 
jährlich) nun dem Innenministerium zufließen sollen. Korruption werde steigen, 
während sich die Bedingungen für die jährlich ca. 70.000 Asylbewerber wegen der 
drastischen Kontrollen und Mobilitätsbeschränkungen verschlechtern werden. Es 
gehe um eine Militarisierung, Nationalisierung und Rekolonisierung der Grenzen.
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und auf den Seychellen (EUCAP Nestor), in 
Niger und Mali. Bereits vor der Abspaltung 
des Südsudan waren deutsche Juristen an 
der Ausarbeitung der neuen Verfassung und 
dem Aufbau der Polizei beteiligt.

Auch bei UN-Einsätzen fand eine Verschie-
bung statt: von der reinen Eindämmung be-
waffneter Konflikte zur Herstellung und Ab-
sicherung neuer politischer Ordnungen, die 
häufig bereits in den Resolutionen des UN-
Sicherheitsrates festgelegt wurden.

Sicherheit vor Entwicklung
Diese Verschiebung, Statebuilding nicht 

mehr allein als Konzept des Wiederauf-
baus nach westlichen Interventionskrie-
gen zu verstehen, sondern lokale Konflikte 
im Zuge von kleineren UN-Missionen zu 
einer umfangreichen Transformation der 
jeweiligen politischen Ordnung zu nutzen, 
kam insbesondere auch der EU entgegen, 
die sich ab 1999 selbst als außenpolitischer 
Akteur etablieren wollte. Während es der 
EU an umfangreichen militärischen Struk-
turen, insbesondere zur Führung von Luft-
operationen, fehlte, verfügte sie über große 
finanzielle Mittel für die sogenannte „Ent-
wicklungshilfe“. Außerdem stellte unter an-
derem Deutschland tatsächlich strategische 

Seit dem Ende des Kalten Krieges führten 
die EU- und Nato-Staaten überwiegend 
asymmetrische Kriege. Sie griffen mit über-
legener Technologie und insbesondere mit 
der Luftwaffe in Drittstaaten ein, um etwa 
im ehemaligen Jugoslawien die Unabhän-
gigkeit früherer Teilrepubliken und Provin-
zen zu unterstützen bzw. in Afghanistan 
und Irak die bestehenden Regierungen 
durch neue zu ersetzen. Nach den zunächst 
schnell errungenen militärischen Siegen 
wurden in großem Umfang Bodentruppen 
stationiert, deren Ziel nicht das Niederrin-
gen eines staatlich organisierten Gegners, 
sondern die Errichtung und Stabilisierung 
einer neuen wirtschaftlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Ordnung war. Diese 
Aufgabe wurde im Fachjargon zunehmend 
als Staatsaufbau/Statebuilding beschrieben.

Flankiert wurden die militärischen Maß-
nahmen durch Versuche, in den betref-
fenden Ländern zivilgesellschaftliche In-
stitutionen und eine neue politische und 
akademische Elite zu etablieren. Obwohl 
das Militär auch hier mitwirkte, fokussierte 
es bald auf den Aufbau eines neuen „Sicher-
heitssektors“, also primär von Polizeikräften 
und Armee. Die Vorstellung, dass zukünftig 
vom Westen bezahlte und ausgebildete Si-

Von der Entwicklungshilfe zur militärischen 
Ertüchtigung
DIE MILITARISIERUNG DES ENTWICKLUNGSDISKURSES ist eine Folge der strategischen Interessen der 
Europäischen Union, bei denen Sicherheit Vorrang vor Entwicklung hat. In der Sprache der deutschen 
Außenpolitik heißt der Aufbau afrikanischer Streitkräfte und Sicherheitsapparate „Ertüchtigungsinitiative“.

cherheitskräfte selbst die Stabilisierung der 
neuen politischen Strukturen durchsetzen 
sollten, diente zugleich als Exitstrategie der 
langwierigen, kostspieligen und vor allem 
auf Dauer unpopulären Einsätze auslän-
discher Bodentruppen.

Für tatsächliche gesellschaftliche Aus-
handlungsprozesse insbesondere um eine 
durch Öffnung für internationales Kapital 
und minimale Besteuerung geprägte, zu-
künftige wirtschaftliche Ordnung bestand 
dabei kein Spielraum. Auch die außenpo-
litische Orientierung, also die Anbindung 
an EU und Nato, stand für die intervenie-
renden Staaten nicht zur Debatte und wur-
de wesentlich über die „Sicherheitssektorre-
formen“ festgelegt. Gleichzeitig scheiterten 
der politische Staatsaufbau und der gesell-
schaftliche Neubeginn. Obwohl dies vor 
allem auch an den fehlenden Spielräumen 
und Aushandlungsprozessen gelegen ha-
ben dürfte, leiteten westliche Thinktanks 
hieraus die Notwendigkeit ab, zivile Kapa-
zitäten für den Aufbau von Staatlichkeit in 
anderen Ländern strategisch bereitzuhalten 
und mit den Militärmissionen besser zu ver-
netzen. So sind seit 2007 EU-Polizeiausbilder 
in der DR Kongo, später folgten Maßnahmen 
zum Kapazitätsaufbau in Dschibuti, Kenia 
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Kapazitäten für den Staatsaufbau bereit, wie 
speziell für Auslandseinsätze vorgesehene 
Polizeieinheiten und Rechtsstaatsexpert/
innen, die kurzfristig für Auslandsentsen-
dungen bereitstehen. Erfahrungen bei der 
Verquickung solcher „ziviler“ Mittel mit mi-
litärischen Einsätzen konnten bei Polizei-, 
Grenzschutz- und Rechtsstaatsmissionen in 
Folge von Nato-Interventionen (Bosnien, Ko-
sovo, Afghanistan, Irak) oder UN-Einsätzen 
(DR Kongo) gewonnen werden.

Die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
war zugleich mit der Erfahrung konfrontiert, 
bei Ihrer Arbeit in den „Partnerländern“ 
immer häufiger auf deutsche Soldaten zu 
treffen und in militärische Lagebilder, Ope-
rationen und Zielvorstellungen eingebun-
den zu sein. Damit einher ging eine stärkere 
Betonung von Sicherheitsaspekten und kon-
fliktbezogenen Themen innerhalb des Dis-
kurses der EZ-Organisationen. Die gezielte 
Finanzierung ihrer Aktivitäten im Kontext 
bewaffneter Konflikte trug dazu bei, dass 
das Narrativ, wonach „Sicherheit eine Vor-
bedingung für Entwicklung“ sei, weitläufig 
von staatlichen und nicht-staatlichen EZ-Or-
ganisationen übernommen wurde – anstatt 
Entwicklung jenseits des neoliberalen Para-
digmas als Voraussetzung für gesellschaft-
lichen Frieden zu sehen.

Geld für Militärmissionen der AU
Relevanter als diese Verschiebungen in-

nerhalb der EZ-Community dürften jedoch 
die politischen Ansätze insbesondere der EU 
gewesen sein, unter Verweis auf das oben 
genannte Narrativ gewaltige Finanzmittel 
unter dem Schlagwort „Entwicklung“ für 
den Aufbau von militärischen, geheim-
dienstlichen und polizeilichen Strukturen 
bereitzustellen. Herausragendes Beispiel 
hierfür ist die Einrichtung der Afrikanischen 
Friedensfazilität (African Peace Facility, APF) 
im Jahr 2004, die bis 2016 mit 1,9 Mrd. Euro 
aus dem Europäischen Entwicklungsfonds 
ausgestattet wurde (2,7 Mrd. bis 2020). Ne-
ben der Finanzierung von Militärmissionen 
unter dem Dach der Afrikanischen Union 
(AU) – allein in den AMISOM-Einsatz in So-
malia flossen zwischen 2007 und 2016 1,2 
Mrd. Euro aus der APF – wird das Geld fast 
ausschließlich für den Aufbau von Inter-
ventionstruppen der AU und ihrer subre-
gionalen Organisationen verwendet. Zwar 
fließen geringere Summen auch etwa in 

laufende Polizeiprogramm Afrika der GIZ ins 
Leben gerufen, mit dem laut GIZ-Website die 
„institutionelle und personelle Leistungs-
fähigkeit nationaler und regionaler Polizei-
institutionen in (Post-)Konfliktländern und 
fragilen Ländern Afrikas“ u.a. durch den 
„Neu- und Wiederaufbau von Polizei- und 
Grenzstationen“ sowie Polizeischulen ver-
bessert werden soll.

Der mit Hilfe der GIZ aufgebaute neue 
Staat Südsudan, der bereits 2013 wieder in 
einen blutigen Bürgerkrieg zerfiel, ist dabei 
kein Einzelfall: Auch in anderen Staaten wie 
der DR Kongo, der Elfenbeinküste und dem 
Tschad ist die von der GIZ unterstützte Poli-
zei Partei in gewaltsam ausgetragenen, in-
nergesellschaftlichen Konflikten auf Seiten 
autoritärer Regime.

„Ertüchtigungsinitiative“
Ein Schwerpunkt der insbesondere von 

der EU als Entwicklungshilfe begriffenen 
Aufrüstungsmaßnahmen waren Westafri-
ka und die Sahelregion. Durch die entspre-
chenden Maßnahmen wurden die Themen 
Terrorismusbekämpfung und Migration 
systematisch miteinander verquickt. Die 
nationalen Regime nutzten sie, um ihre 
Kontrolle peripherer Regionen zu intensi-
vieren. In Mali etwa unterstützte das IfS ein 
Programm der Regierung in Bamako, mit 
dem neue Polizei- und Militärposten sowie 
Gefängnisse im Norden des Landes errichtet 
wurden, was die dortigen Sezessionsbestre-
bungen befeuerte und zum Ausbruch jenes 
Krieges in Mali beitrug, an dem mittlerweile 
gut 1.300 Soldaten der Bundeswehr beteiligt 
sind.

Frühwarnsysteme und den afrikanischen 
„Friedens- und Sicherheitsrat“, letztlich han-
delt es sich jedoch dabei lediglich um den 
akademischen und politischen Überbau ei-
ner umfassend militarisierten AU.

Nach einem ähnlichen Prinzip wurde 2006 
von der EU das Instrument für Stabilität (IfS) 
eingerichtet und bis 2013 mit zwei Mrd. Euro 
ausgestattet. Neben Afrika wurden mit dem 
IfS auch in Zentral- und Südasien sowie in 
geringerem Umfang in Lateinamerika ver-
gleichsweise kleinere Projekte durchgeführt, 
die fast ausschließlich einen starken Sicher-
heitsbezug hatten und meist Einzelaspekte 
sogenannter Sicherheitssektorreformen um-
fassten. Typische Inhalte waren der Aufbau 
spezialisierter polizeilicher Strukturen, ver-
besserter Informationsaustausch zwischen 
Sicherheitsbehörden und die Einbindung 
zivilgesellschaftlicher und akademischer 
Organisationen. Gerade in Afrika zielten die 
Projekte häufig auf die Bekämpfung des Ter-
rorismus und eine verbesserte Kontrolle der 
Migration ab – zunehmend auch beides in 
Kombination. In Algerien wurden Forschung 
zur Bekämpfung des Terrorismus und eine 
gemeinsame Geheimdienstzelle der Sahel-
Staaten finanziert, außerdem wurde u.a. der 
Aufbau einer Westafrikanischen Polizeida-
tenbank unterstützt.

Ähnliche Projekte führte parallel die deut-
sche EZ-Durchführungsorganisation GIZ 
(Deutsche Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit) durch: Ab 2008 half sie 
dem Südsudan – noch vor dessen Unabhän-
gigkeit 2011 – beim Aufbau eigener Polizei
strukturen u.a. durch den Aufbau eines eige-
nen Funksystems. 2009 wurde das bis heute 
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Theoretisch war das 2014 in „Instrument für Frieden 
und Sicherheit“ (IcSP) umbenannte IfS auf nichtmili-
tärische Maßnahmen begrenzt, in der Praxis erwiesen 
sich entsprechende Grenzziehungen gerade in milita-
risierten Konflikten als schwierig (wie es scheint, für 
die EU auch wenig relevant). Gegenwärtig jedoch ist 
eine Ausweitung des Instruments auch auf Maßnah-
men mit Militärbezug in Vorbereitung, zusätzliche 
Mittel hierfür (100 Mio. Euro) sollen aus dem Instru-
ment für Entwicklungszusammenarbeit mobilisiert 
werden. Das EU-Parlament hat dieser Erweiterung 
bereits zugestimmt, aktuell wird im Rat noch um die 
konkrete Formulierung gerungen.

Absehbar wird eine Übernahme laufender Kosten 
für Streitkräfte und Munitionsbeschaffung ausge-
schlossen bleiben, der Aufbau militärischer Infra-
struktur und „Kapazitäten“ hingegen problemlos 
möglich sein. Damit nähert sich das IcSP entwick-
lungspolitisch dem an, was die Bundesregierung ver-
teidigungspolitisch seit 2011 als „Ertüchtigungsiniti-
ative“ verfolgt: 2016 wurden für die „Ertüchtigung“ 
ausländischer Streitkräfte erstmals 100 Mio. Euro im 
Bundeshaushalt eingestellt, 2017 waren es bereits 130 
Mio. Geliefert wurden hiervon Panzer nach Jordanien 
und mobile Grenzsicherungsanlagen nach Tunesien. 
Bodenradare für Nigeria und LKW für den Niger sollen 
folgen, „damit die Truppen für die Aufgabe der Grenz-
sicherung mobil sind“, wie es auf der Seite des Vertei-
digungsministeriums heißt. In Mali wurden bereits 
zwei Munitionsbunker gebaut und dort wurde noch 
im Oktober mit dem Ausbau der Start- und Lande-
bahn in Gao begonnen.

„Gemeinsam mit den Vereinten Nationen unter-
stützt Deutschland den malischen Friedens- und 
Versöhnungsprozess durch eine Verbesserung der In-
frastruktur in Nord-Mali“, so heißt es vonseiten des 
BMVg unter dem Titel „Mali: Ertüchtigung des Flugha-
fens in Gao“. Gebraucht wird die neue Startbahn je-
doch v.a. auch, damit die Aufklärungsdrohne Heron I 
der Bundeswehr starten und landen kann, ohne Scha-
den zu nehmen. Zukünftig könnten solche Maßnah-
men auch aus dem IcSP finanziert und als Entwick-
lungshilfe deklariert werden. Denn Entwicklungshilfe 
wird insbesondere von der EU zunehmend als Aufbau 
von Repressionsapparaten verstanden, die eine kata-
strophale neoliberale Weltordnung gewaltsam durch-
setzen sollen.

>> Christoph Marischka

Der Autor ist Politikwis-
senschaftler und Mitglied 
im Vorstand der Informa-
tionsstelle Militarisierung. 
Seine Schwerpunkte sind 
u.a. die EU-Afrikapolitik 
und Aufklärungstechno-
logie in den Nord-Süd-
Beziehungen.

Fotos: UN Photo/Tobin 
Jones/cc:by-nc-nd

Konzerne erobern die internationale Ernährungspolitik 
MULTI-STAKEHOLDER-INITIATIVEN BLENDEN INTERESSENKONFLIKTE ZWISCHEN UNGLEICHEN PARTNERN AUS.

 Konzerne des Agribusiness und der Ernährungs-
industrie haben sich in den vergangenen Jahren zu-
nehmend als Kooperationspartner im „Kampf gegen 
den Hunger“ durchgesetzt. Sie verbessern damit nicht 
nur ihr Image, sondern haben sich auch als zentrale 
Akteure in der globalen Ernährungspolitik etabliert.

Im Politikfeld Ernährung geht es Konzernen wie 
Bayer, Monsanto, Nestlé oder PepsiCo nicht mehr 
nur darum, durch Lobbyarbeit von außen politische 
Strategien und Entscheidungen von Staaten oder Or-
ganisationen wie Weltbank, WHO oder FAO zu beein-
flussen. Sie sind inzwischen selbst Schlüsselakteure 
in politischen Debatten und Initiativen, insbesondere 
durch ihre Beteiligung an Multi-Stakeholder-Platt-
formen. Da es Regierungen und UN-Organisationen 
zunehmend an finanziellen Mitteln fehlt, ist die Of-
fenheit für die Kooperation mit zahlungskräftigen 
Wirtschaftsunternehmen groß. Die Bedenken wegen 
möglicher Risiken der Zusammenarbeit mit profitori-
entierten Akteuren werden hintenan gestellt.

Multi-Stakeholder-Initiativen
Der Multi-Stakeholder-Begriff kommt aus dem Un-

ternehmensjargon und hat sich seit Mitte der 1990er-
Jahre in der politischen Debatte durchgesetzt, zusam-
men mit dem Konzept der Public-Private-Partnerships 
(PPPs). Charakteristisch für die Multi-Stakeholder-
Plattformen ist, dass sie sich aus zahlreichen Akteuren 
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zusammensetzen: Unternehmen aus verschiedenen Teilen der 
Wertschöpfungskette, Regierungen, internationale Organisati-
onen, Forschungsinstitutionen und nichtstaatliche Organisationen 
(NGOs). Höchst problematisch ist, dass die Interessenskonflikte zwi-
schen den Beteiligten, deren unterschiedliche Rollen und Verant-
wortungen sowie Machtungleichheiten in diesem Setting ignoriert 
werden und die nötigen Rahmenbedingungen fehlen, um dem ent-
gegenzuwirken. Ein weiteres Problem besteht in der Ungenauigkeit 
des Begriffs „Privatsektor“, der vom landwirtschaftlichen Betrieb bis 
hin zu einem transnationalen Unternehmen alles bedeuten kann, 
trotz erheblicher Unterschiede in Größe, Einfluss und Eigeninteres-
se.

Zwischen 2008 und 2016 wurden im Bereich Ernährungssi-
cherheit und landwirtschaftliche Entwicklung rund ein Dutzend 
Multi-Stakeholder-Initiativen geschaffen. Dazu gehören die Global 
Alliance for Improved Nutrition (GAIN), die Alliance for a Green 
Revolution in Africa (AGRA), die Global Alliance for Climate Smart 
Agriculture (GACSA), die New Alliance for Food Security and Nutri-
tion und die Scaling Up Nutrition (SUN)-Initiative. Mehr als 60 Un-
ternehmen, meistens große und transnationale Konzerne, sind in 
mindestens zwei dieser Initiativen involviert. Mega-Konzerne wie 
Unilever, Cargill, Yara, Monsanto, PepsiCo sind mindestens in der 
Hälfte dieser Initiativen präsent. 

Den Konzernen geht es zum einen darum, Absatzmärkte für ihre 
Produkte zu sichern. Die neuen „Partnerschaften“ bieten die Mög-
lichkeit, politische Rahmenbedingungen mitzubestimmen und so-
mit sicherzustellen, dass diese kompatibel mit oder sogar förderlich 
für die eigenen Geschäfte sind. Eine weitere Motivation besteht da-

rin, das Unternehmensimage durch die Kooperation mit NGOs und 
UN-Organisationen aufzuwerten und sich ein Nachhaltigkeitsprofil 
zu geben.

Modernisierung im Sinne des Agribusiness
Wenn man die Projekte der verschiedenen Multi-Stakeholder-

Initiativen im Ernährungs- und Landwirtschaftsbereich genauer 
anschaut, lassen sich vor allem vier verschiedene Ziele erkennen: 
Erstens sollen mehr Bauern mehr synthetischen Dünger, mehr Pe-
stizide und mehr kommerzielles Saatgut verwenden und so ihre 
Produktion intensivieren. Zweitens sollen sie stärker an die (inter-
nationalen) Agrargütermärkte angebunden werden; dadurch soll ihr 
Einkommen steigen. Drittens soll die Nachfrage nach und die Ver-
fügbarkeit von fortifizierten (mit Mikronährstoffen angereicherten) 
Produkten wachsen. Dafür wird mit der verarbeitenden Industrie, 
Händlern und Verkäufern zusammengearbeitet. Viertens sollen po-
litische Rahmenbedingungen so geändert werden, dass sie die Um-
setzung der drei genannten Ziele fördern.

Die meisten Aktivitäten fallen in den Rahmen der „Modernisie-
rung“ des Agrar- und Ernährungssystems und entsprechen der 
Agenda der beteiligten Unternehmen. Bäuerliche Organisationen 
und soziale Bewegungen, die das Modell der „Modernisierung“ des 
Agrar- und Ernährungssystems durch das Agribusiness wegen sei-
ner negativen Folgen für die bäuerliche Landwirtschaft und die Um-
welt stark kritisieren, sind in diesen Initiativen kaum repräsentiert. 

Unter dem Stichwort der Hungerbekämpfung bewerben Agrar-
konzerne ein Agrarmodell, das auf dem Einsatz ihrer Produkte be-
ruht. Mit dem Vorwand, Ernteerträge müssten steigen, um die Welt-
bevölkerung ernähren zu können, stellen sie Pestizide, gentechnisch 
verändertes Saatgut und synthetischen Dünger als unabdingbar dar. 
Doch schon heute produziert die Landwirtschaft genug, um mehr als 
12 Millionen Menschen zu ernähren. Das Problem besteht darin, dass 
fast 60 Prozent des Getreides nicht als Lebensmittel verwendet wer-
den, sondern beispielsweise als Tierfutter und Biotreibstoff genutzt 
wird. Außerdem geht jährlich ein Drittel aller weltweit produzierten 
Lebensmittel verloren oder wird verschwendet.

Ein Agrarmodell, das auf dem großflächigen Einsatz von Pestizi-
den und teurem gentechnisch verändertem Saatgut beruht, leistet 
keinen nachhaltigen Beitrag zur Lösung der globalen Ernährungskri-
se. Im Gegenteil: Der übermäßige Einsatz von Agrargiften gefährdet 
die natürlichen Grundlagen für eine nachhaltige Landwirtschaft 
und die Gesundheit von Landarbeiterinnen und -arbeitern, Klein-
bauernfamilien und der ländlichen Bevölkerung.

Gates-Stiftung als Türöffner
Eine oft unterschätzte Rolle als Türöffner für Konzerne spielt die 

Bill & Melinda Gates Foundation. Sie initiiert Allianzen und Platt-
formen, die Konzerne und Politik zusammenbringen. Ein Beispiel 
dafür ist die Global Alliance for Improved Nutrition (GAIN), die die 

Konzerne erobern die internationale Ernährungspolitik 
MULTI-STAKEHOLDER-INITIATIVEN BLENDEN INTERESSENKONFLIKTE ZWISCHEN UNGLEICHEN PARTNERN AUS.



14 afrika süd dossier entwicklung 2017

Entwicklung: Ernährung

von Mangelernährung aus und setzt jede Investition 
mit der Bekämpfung von Mangelernährung gleich. 
„Nutrition“ wird dadurch zunehmend zu einer medizi-
nischen Behandlung, statt Ernährung in Relation zum 
gesamten Agrar- und Ernährungssystem zu setzen. 
Der ganzheitliche Ansatz gerät in den Hintergrund. 
Im Gegensatz zu großflächigen Monokulturen, die 
den Boden auslaugen, würde der ganzheitliche Ansatz 
Maßnahmen fördern, die die Ursachen von Hunger 
und Mangelernährung überwinden – zum Beispiel 
durch die Unterstützung einer (klein-)bäuerlichen 
Landwirtschaft, die mit agrarökologischen Methoden 
vielfältige und gesunde Lebensmittel für lokale Märk
te erzeugt. Fruchtbare Böden liefern nährstoffreiche 
Lebensmittel und stellen somit die Grundlage dar, um 
die Ernährung in Zukunft zu sichern. Indem Agraröko-
logie lokal verfügbare, erneuerbare Ressourcen nutzt 
und möglichst geschlossene Nährstoff- und Energie-
kreisläufe stärkt, fördert sie die Unabhängigkeit der 
Bauern und Bäuerinnen von den Produkten der Kon-
zerne.

Die einflussreiche Stellung der Konzerne des Agri-
business und der Nahrungsmittelindustrie in der 
internationalen Ernährungspolitik zeigt bereits Wir-
kung. Öffentliche Gelder werden so gelenkt, dass sie 
Konzernen zugutekommen, politische Rahmenbedin-
gungen werden an den Investitionen der Konzerne 
ausgerichtet und Entwicklungsinitiativen ebnen den 
Weg für hochproblematische politische Reformen. Das 
Menschenrecht auf Nahrung und die Ernährungssou-
veränität von Bäuerinnen, Bauern, Konsumentinnen 
und Konsumenten geraten dadurch in Gefahr.

Die im Welternährungskomitee (Committee on 
World Food Security – CFS) organisierte Zivilgesell-
schaft versucht, die Regierungen und UN-Organisati-
onen auf die Risiken der ungleichen Partnerschaften 
aufmerksam zu machen. Eine Debatte über die Inte-
ressenskonflikte der Multi-Stakeholder-Initiativen 
muss dringend geführt und die nötigen Mechanis-
men zur Regulierung müssen eingerichtet werden. 
Um Hunger und Mangelernährung nachhaltig zu 
bekämpfen, braucht es eine Politik, die das Potenzial 
der bäuerlichen Landwirtschaft anerkennt und eine 
ökologisch nachhaltige und sozial gerechte Landwirt-
schaft fördert, statt die Macht weniger Konzerne aus-
zubauen.

>> Sarah Schneider

Gates-Stiftung im Jahr 2002 mit Unterstützung der 
US-Regierung gegründet hat. GAIN arbeitet mitt-
lerweile mit 600 privaten Unternehmen weltweit 
zusammen, finanziert Public-Private-Partnerships 
zwischen Regierungen, Unternehmen und NROs und 
lobbyiert aktiv für die Harmonisierung nationaler 
Politiken zur Nahrungsmittelanreicherung. Fortifizie-
rung wird von GAIN als „kosteneffizientestes Mittel 
gegen Mangelernährung“ deklariert. Damit einher 
geht die Forderung, mehr öffentliches Geld solle in 
Fortifizierungsprogramme fließen. Im Jahr 2012 ver-
suchte GAIN beispielsweise, die kenianische Regie-
rung davon abzuhalten, mit dem Breast Milk Substi-
tutes (Regulation and Control) Act 2012 eine starke 
Regulierung künstlicher Babynahrung einzuführen, 
die das Stillen von Säuglingen ersetzt. GAIN versuchte 
in einem Policy Briefing mit der kenianischen Regie-
rung den Gesetzesentwurf zu schwächen mit dem Ar-
gument, das Gesetz würde die Umsetzung von Kenias 
Verpflichtungen als SUN-country behindern.

Einflussreich ist auch die Scaling Up Nutrition (SUN)- 
Initiative, die im Jahr 2010 gegründet wurde und sich 
selbst als „Bewegung“ bezeichnet. Sie verfolgt inhalt-
lich eine ähnliche Agenda wie GAIN, nur dass dies im 
Namen und mit der Autorität von inzwischen über 50 
Regierungen und UN-Organisationen wie Weltbank, 
Unicef, dem Welternährungsprogramm WFP und der 
Weltgesundheitsorganisation WHO geschieht. Auch 
SUN geht es um die Förderung von PPPs und die Har-
monisierung nationaler Politiken. Gemeinsam mit 
dem Welternährungsprogramm organisiert GAIN das 
SUN Business Network, in dem inzwischen mehr als 
300 Unternehmen aktiv sind. Über diese Unterneh-
men will das SUN Business Network 1,3 Milliarden 
Menschen zwischen 2013 and 2020 erreichen. BASF 
hat als Mitglied beispielsweise die Aufgabe über-
nommen, jedes Jahr 60 Millionen Menschen mit for-
tifizierten Grundnahrungsmitteln zu erreichen, und 
Hexagon Nutrition will 100 Millionen Päckchen mit 
Mikronährstoffpulver in Afrika, Lateinamerika und 
Asien verteilen.

Schneller Erfolg statt Nachhaltigkeit
Der Fokus wird auf schnelle und messbare Erfolge 

in der Bekämpfung der Mangelernährung durch tech-
nische und marktbasierte Lösungen gesetzt. Diese 
Quantifizierung klammert die strukturellen Ursachen 

Die Autorin ist Referentin 
für Landwirtschaft und 
Ernährung bei Misereor.

Überarbeiteter Nachdruck 
aus dem „welt-sichten“-
Dossier 5/2017 „Partner-
schaften mit Risiken“, 
das Brot für die Welt, das 
Global Policy Forum und 
Misereor mit der Redakti-
on „welt-sichten“ erstellt 
haben.

Misereor hat das Dossier 
„Bäuerliche Innovation“ 
(7/2016) herausgegeben. 
Download unter www.
misereor.de

Filmtipp:
Konzerne als Retter – Das 
Geschäft mit der Entwick-
lungshilfe (ARTE 2017, HD 
Doku)
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Als das ressourcenreiche Simbabwe 1980 
unabhängig wurde, zeigten sich die Konflikt-
linien besonders deutlich in der Landwirt-
schaft: Ein prosperierender weißer Farmsek-
tor und im Kontrast dazu 320.000 schwarze 
Farmarbeiter, die auf kommerziellen Farmen 
unter schwierigsten Bedingungen leben 
mussten. Die Farmarbeiterfamilien wurden 
in winzigen Häusern ohne fließendes Was-
ser oder Strom untergebracht. Ähnliches 
betraf den lukrativen Minensektor, der wie 
die Landwirtschaft von transnationalen 
Unternehmen unter der Leitung von Anglo-
American dominiert wurde. Über 60.000 
schwarze Minenarbeiter wurden hier zu 
sehr geringen Löhnen beschäftigt. Ausbeu-
tung und Schinderei prägten die gewinn-
bringenden Kohleminen.

Sowohl die Agrarwirtschaft als auch die 
Minenbetreiber zahlten kaum Steuern und 
überließen der Regierung die Finanzierung 
der sozialen Dienstleistungen, der Straßen, 
Wasser- und Stromversorgung. Die verarbei-
tende Industrie war der Stolz des Regimes 
unter Ian Smith, sie trug während der unila-
teralen Erklärung der Unabhängigkeit (UDI) 
Rhodesiens 1975-1979 einen Großteil zum 
Bruttoinlandsprodukt bei.

So hatte das Land aufgrund seiner groß-
en Produktionsleistung und der hohen Be-

John Makumbe in den 1980er-Jahren diese 
Paradoxien analysierten.

Entwicklungstheorien versus Reali-
täten

Liberale neoklassische Ansätze, die unter 
anderem Berater des Internationalen Wäh-
rungsfonds in den 1980er-Jahren in Sim
babwe vertraten, aber auch Entwicklungs-

theorien, die damals eine staatlich gelenkte 
und Neustrukturierung der Industrie, des Fi-
nanzwesens und anderer Institutionen ver-
langten, stimmten darin überein, dass Pro-
duktivitätssteigerungen und verbesserter 
Lebensstandard auf höherer Spezialisierung 
und Austausch basieren. Sogar Entwick-
lungsansätze, die eine staatlich geplante 
beschäftigungsintensive Industrieproduk-
tion propagierten, mussten beachten: Ein 
Binnenland wie Simbabwe konnte keine Ka-
pitalgüter-Industrie unterstützen, um eine 
eigenständige Wirtschaft aufzubauen.

Ein Ausweg hätte die regionale Integrati-
on sein können, schließlich ist das südliche 
Afrika sehr reich an mineralischen, agra-

Steinige Entwicklungswege
ENTWICKLUNGSDEBATTEN IN SIMBABWE SEIT DEN 1980-ER JAHREN. Ressourcen – ein Fluch oder Segen für die 
Entwicklung des Landes? Diese Frage und alle weiteren Entwicklungsdebatten erfordern eine Auseinandersetzung 
mit der über 90-jährigen Kolonialherrschaft. Sie verursachte ökonomische Gegensätze und spannungsgeladene 
Produktionsstrukturen.

schäftigtenzahl von 160.000 Arbeitskräften 
den zweitgrößten Industriezweig in Sub-
Sahara-Afrika. Die rapide Expansion des 
Manufaktursektors unter einer importsub-
stituierenden Industrie verstärkte aber die 
Verzerrungen und die Außenabhängigkeit 
der drei Wirtschaftssäulen: Kommerzieller 
Agrarsektor, Minen und verarbeitende In-
dustrie. Und die meisten Simbabwerinnen 

und Simbabwer konnten sich die dort pro-
duzierten Güter gar nicht leisten. Die kleinen 
afrikanischen Unternehmer blieben ebenso 
wie die schwarze Bevölkerungsmehrheit 
sehr arm.

Diese strukturellen Gegensätze waren ein 
typisches Beispiel für Wachstum ohne Ent-
wicklung. Etwa 850.000 Kleinbauernfami-
lien, also drei Viertel der Bevölkerung, lebten 
dicht gedrängt in unfruchtbaren, steinigen 
und überweideten Gebieten – ohne adäqua-
te Wasser- und Stromversorgung. Es waren 
vor allem arbeitslose Frauen, Kinder und 
Alte. So überrascht es nicht, dass simbabwi-
sche Entwicklungsforscher wie Lloyd Sachi-
konye, Ibbo Mandaza, John Makamure und 

Etwa 850.000 Kleinbauernfamilien, also drei Viertel der Bevölkerung, lebten dicht gedrängt 
in unfruchtbaren, steinigen und überweideten Gebieten – ohne adäquate Wasser- und 
Stromversorgung. 
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rischen und anderen Ressourcen, Kapital 
und Märkten. Doch der Southern African De-
velopment Community (SADC), der Entwick-
lungsgemeinschaft im südlichen Afrika, 
gelang es über Jahrzehnte nicht, die Region 
in eine moderne, industrialisierte, ausge-
wogene und integrierte Wirtschaftszone zu 
transformieren und die Lebensbedingungen 
von über 200 Millionen Menschen zu ver-
bessern.

Diese eingeschränkte regionale Integra-
tion erklärt zum Teil die verschlungenen 
Entwicklungswege Simbabwes: Vom Pseu-
do-Sozialismus in den 1980er-Jahren zu 
wirtschaftlichen Strukturanpassungspro-
grammen (ESAP) in den 1990er-Jahren, zur 
Landreform, massiven Rezession und Hy-
perinflation ab 2000 sowie einer stagnie-
renden Ökonomie ab 2010. Anstatt Entwick-
lung zu fördern, verursachten sie zusammen 
mit den zerstörerischen Folgen des Kolonia-
lismus die fortdauernde Entwicklungskrise 
im Land. Kennzeichnend dafür sind man-
gelnde Investitionen, rasanter wirtschaft-
licher Niedergang, Arbeitslosigkeit, Armut 
und Gewalt vor und nach Wahlen während 
der sich dahinschleppenden Herrschaft der 
Zanu-PF unter Präsident Robert Mugabe.

Erodierte Entwicklung
Die Erosion der Kapazitäten zur Existenz-

sicherung in urbanen und ländlichen Ge-
bieten wurde zur Umkehr dessen, was Ent-
wicklung bedeutet. Visionäre Prognosen aus 
den 1980er-Jahren, wonach der produktive 
Sektor das Potenzial für eine nachhaltige 
Entwicklung und grundsätzliche Verbesse-
rungen des Lebensstandards der Stadt- und 
Landbevölkerung hätte, erwiesen sich als 
unrealistisch. Fortbestehende ethnische 
Differenzen und Ungleichheiten zwischen 
Bevölkerung und Eliten ließen solche Hoff-
nungen schwinden. Die bereits geringen 
Steuereinnahmen schrumpften, der Staat 
wurde von nationalen und internationa-

len Krediten abhängig. Verschuldung und 
Schuldenlast stiegen.

Die marktorientierten Strukturanpas-
sungsprogramme des Weltwährungsfonds, 
wie dessen Forderungen zur Reform des 
öffentlichen Sektors und der Handelslibera-
lisierung, hatten katastrophale Folgen wie 
sinkende Einkommen und steigende Ar-
beitslosigkeit. Die eindrucksvollen Verbesse-
rungen in Ernährung, Bildung und Hausbau 
bis 1990 wurden durch ESAP und die ange-
ordneten Einschnitte in staatlichen Dienst-
leistungen zerstört.

Gleichzeitig konzentrierte sich die Agrar-
politik der Regierung auf die Modernisie-
rung der Landwirtschaft, konkret auf Gelder 
zur technischen Ausstattung kommerzieller 
Großfarmen, während traditionelle Anbau-
technologien und Landbesitz- bzw. Pacht-
verhältnisse weiterhin Hindernisse für Pro-
duktionssteigerungen blieben. Es fehlte eine 
umfassende politische Strategie zur Ernäh-
rungssicherung. Doch auch Wissenschaftler 
stritten über die Problemursachen und den 
richtigen Entwicklungsweg: David Moore, 
Edwin Brett und Bruce Campbell pranger-
ten den Autoritarismus und die Ineffizienz 
der Regierung an, während Kirk Helliker die 
chaotische Landenteignung ab 2000 kriti-
sierte. Ein Team um Ian Scoones bewertete 
die Landreform hingegen als positiv.

Urbane Existenzprobleme
Die Landumverteilung ist das konfronta-

tivste Thema in der ganzen Entwicklungs-
debatte, das betrifft auch die urbanen Gebie-
te. Denn die städtische Bevölkerung steigt. 
Während 1982 etwa zwei Millionen Men-
schen in Städten lebten, waren es 1992 3,2 
Millionen und im Jahr 2000 4,8 Millionen. 
2017 wohnen 5,1 Millionen Simbabwerinnen 
und Simbabwer im urbanen Raum, viele in 
informellen Siedlungen ohne öffentliche 
Infrastruktur. Gerade dort sind Armutspro-
bleme besonders verbreitet. Denn die In-

dustrie ist längst geschrumpft. Vor allem die 
umfangreichen Schließungen von Unter-
nehmen im verarbeitenden Gewerbe hatten 
massive Arbeitslosigkeit zur Folge. Während 
2003 noch 3,6 Millionen Menschen als Ar-
beitskräfte in Betrieben beschäftigt waren, 
sank ihre Zahl innerhalb von fünf Jahren auf 
480.000. Eine Ursache ist die Wirtschafts-
politik ab 2000; sie verursachte drastische 
ökonomische Probleme und eine steigende 
Inflation, im November 2008 betrug sie 
schätzungsweise 79,6 Milliarden Prozent.

Trotz umfangreicher Diamantenfunde 
– allein 2013 produzierte Simbabwe Rohdi-
amanten im Wert von 16,9 Millionen Karat 
– und anderer mineralischer Ressourcen 
drehte sich die Abwärtsspirale weiter. Zwi-
schen 2011 und 2014 schlossen 4610 Unter-
nehmen, 55.543 Arbeiter verloren ihre Jobs. 
Die verbliebenen Fabriken produzierten 
nur einen Bruchteil dessen, was ihre Kapa-
zitäten hätten leisten können. Grund dafür 
waren unter anderem fortdauernde Finanz-
probleme.

2005 verschärfte die staatlich angeord-
nete Operation Murambatsvina (Restore 
Order/Wiederherstellung der Ordnung) die 
Problemlage. Der landesweite Abriss zer-
störte über 92.000 Häuser und Unterkünfte, 
die als illegal kategorisiert worden waren. 
Ein offizieller Bericht der Vereinten Nationen 
dokumentierte: Auch mindestens 32.500 
Handwerksbetriebe und Marktstände wur-
den systematisch von Bulldozern plattge-
walzt. So wurden Wohnraum und Existenz-
grundlagen im informellen Sektor von etwa 
700.000 Menschen vernichtet, was die Ar-
mutsprobleme verstärkte.

Abermals sanken Staatsausgaben und 
öffentliche Leistungen kollabierten. Schon 
2006 stellte die Weltbank fest, dass Errun-
genschaften wie die hohe Bildungsrate 
und Gesundheit für alle zerstört würden. 
Hinzu kam die Arbeitsmigration von medi-
zinischem Personal ins Ausland. Und das in 
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einer Zeit, als über 13 Prozent der 15- bis 49-Jährigen 
HIV-positiv waren. Nach wie vor sind Geldsendungen 
der Migrantinnen und Migranten existenzsichernd, 
denn auch die Konkurrenz im informellen Sektor 
steigt. Davon sind nicht nur Kleinhändler/innen be-
troffen, sondern auch Diamantengräber und Gold-
schürfer/innen. Letztere produzierten in den ersten 
acht Monaten dieses Jahres 7,2 Tonnen Gold. Auch 
der nationale Goldexporterlös im Wert von insgesamt 
913,4 Mio. US-Dollar im Jahr 2016 trug nicht zur Ver-
besserung der Lebenssituation von Kleinschürfern 
bei.

Bis heute sind weit über achtzig Prozent der arbeits-
fähigen Bevölkerung im Land ohne Jobs. Viele sind 
auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen. Versorgungs-
leistungen übernehmen humanitäre Organisationen, 
und auch Nichtregierungsorganisationen treten seit 
der politischen Unabhängigkeit 1980 als Entwick-
lungsakteure auf.

Zivilgesellschaft gegen den Staat
Während der ersten Dekade nach der politischen 

Unabhängigkeit beruhten zahlreiche Entwicklungs-
programme auf Gemeindeebene zu Gesundheit, 
Bildung und Einkommenserwerb auf einem part-
nerschaftlichen Austausch zwischen Regierung und 
Nichtregierungsorganisationen. Advocacy-Arbeit zur 
Beeinflussung staatlicher Entwicklungspolitik stand 
nur selten auf der Agenda. Dennoch wurde das Ver-
hältnis zwischen NGOs und Regierung ab Mitte der 
1990er-Jahre spannungsgeladen und von Misstrauen 
beeinträchtigt – ein Prozess, der von der Regierung 
ausging.

In der Folgezeit beschwerten sich NGOs über Ten-
denzen zu staatlichem Zentralismus. Einige hatten 
versucht, die verheerenden Folgen der Strukturanpas-
sungsprogramme zum Anlass zu nehmen, im Dialog 
mit der Regierung und staatlichen Stellen andere 
Entwicklungspfade zu beschreiten. Manche wollten 
auch konkret an Policy-Formulierungen mitwirken, 
um weitere Schäden zu vermeiden. Gleichzeitig rich-
teten die Geber ihre Förderungen vor allem auf Men-
schenrechte aus, definierten diese aber mit Betonung 
auf die politischen und staatsbürgerlichen Rechte, 
wobei sie zumeist dazu tendierten, die sozialen und 

wirtschaftlichen Rechte auszuschließen. Diesen An-
satz übernahmen auch manche simbabwische Men-
schenrechtsorganisationen; sie verlangten gute Re-
gierungsführung als Basis für wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung. Die Regierung antwortete mit 
gesetzlichen Restriktionen gegen die NGOs, deren 
Mitarbeiter, deren Internetkommunikation und Fi-
nanzen. So wurden die Kämpfe zu einer Konfrontation 
von „Zivilgesellschaft gegen den Staat“.

Nothilfe anstatt selbstbestimmte Entwicklung
Bei etlichen NGOs, beispielsweise kirchlichen Or-

ganisationen, zeichnete sich in den 1990er-Jahren 
folgende Tendenz ab: Sie dünnten ihre Programme 
zur partizipativen Gemeindeentwicklung aus und fo-
kussierten nur noch auf Nothilfe – eine Tendenz, die 
mit der Dürrekrise Anfang der 1990er-Jahre punktuell 
begonnen hatte. Nur wenige Organisationen setzten 
ihre Arbeit zur Förderung lokaler Akteurinnen und 
Akteure als Träger/-innen selbstbestimmter Entwick-
lung fort; vielen fehlten dazu die finanziellen Res-
sourcen. Denn Ansätze zur Armutsbekämpfung sind 
von Gebern gesteuert und schaffen Abhängigkeits-
syndrome. Projekte werden für, aber nicht mit den 
Menschen geplant. Das Gegenteil wäre notwendig. 
Deshalb müssen die NGOs ihre Ausrichtung grund-
legend ändern und die Bevölkerung von Anfang an 
aktiv einbeziehen.

Das ist um so wichtiger, als einige nationale und in-
ternationale NGOs nun Entwicklungsansätze bestim-
men. Gleichzeitig manipuliert die Regierungspartei 
Zanu-PF die armen Menschen für eigene politische 
Interessen. Laut Weltbank zählen 3,28 Millionen Men-
schen in Simbabwe zu den extrem Armen und 4,4 
Millionen sind ohne ausreichend Nahrung. Sie sollten 
als Staatsbürgerinnen und Staatsbürger gesehen wer-
den, die ein Recht auf soziale Dienstleistungen und 
Arbeitsplätze haben. Die ländlichen und städtischen 
Armen sollten nicht als Hilfsempfänger von Almosen, 
sondern als Marktsegmente mit Kapazitäten zu Pro-
duktion und Konsum adressiert werden. Simbabwe 
hat die Potenziale dazu. Doch sein Ressourcenreich-
tum an Mineralien und Land ist angesichts der fortbe-
stehenden Arbeitslosigkeit und Armutsprobleme eher 
wie ein Fluch und kein Segen.  >> Vimbai Kwashirai

Der Autor ist Historiker. 
Er forscht zur Umwelt-, 
Klima- und Armutsge-
schichte in Simbabwe.

Fotos:
S. 15/16: cdkn/Pascal Ma-
nyakaidze/cc:by
S. 17: Shack Dwellers Inter-
national/cc:by



18 afrika süd dossier entwicklung 2017

Entwicklung: Ressourcen

Afrika ist reich an Ressourcen, mit einem Drittel der weltweiten 
Rohstoffvorkommen ist Afrika in dieser Hinsicht der wohl reichste 
Kontinent der Welt. Die Wachstumsraten nehmen zu. Und dennoch 
leben 45 bis 50 Prozent der Bevölkerung in Armut, die Schere zwi-
schen Arm und Reich klafft immer weiter auseinander, ganze Volks-
wirtschaften gehen zugrunde. Wie kann das sein?

Mit dieser Frage hat sich der Investigativjournalist Tom Burgis, 
Korrespondent der Financial Times, beschäftigt und ist der Sache 
auf den Grund gegangen. Die direkten Folgen der Ausbeutung sind 
gemeinhin bekannt: ausufernde Korruption, Gewalt und Unterdrü-
ckung. Burgis ging es aber um die Strukturen dahinter. Dafür reiste 
er in die wichtigsten Rohstoffstaaten des Kontinents, unter anderem 
nach Angola, Nigeria, Südafrika, Simbabwe und DR Kongo. Er folgte 
dort den verschlungenen Pfaden, um den Reichtum einer kleinen, 
korrupten Elite und gieriger Politiker, aber auch die Verstrickungen 
mit dem Westen und multinationalen Konzernen zu untersuchen.

Das Ergebnis: Es ist kein Zufall. Und Burgis benennt klar die 
Verantwortlichen. In seinen Recherchen deckt er intransparente 
Strukturen des Rohstoffhandels auf und analysiert Machtkonstel-
lationen, die das Geschäftsmodell ermöglichen. Er entschlüsselt ein 
kriminelles Netzwerk aus zwielichtigen Händlern, internationalen 
Großkonzernen, afrikanischen Regierungen und kapitalistischen 
Freibeutern, das immer ähnlich funktioniert: „Über verschachtelte 
Firmengeflechte verschleiern Konzerne und Regierungen die tat-
sächlichen Erträge aus dem Rohstoffhandel“ (SZ, 29.11.2017). Der 
Gewinn daraus wird aufgeteilt, ein Teil davon fließt in die Taschen 
der Machthaber und die Konzerne kommen um Steuerzahlungen 
herum. Es wird aufgezeigt, dass der Ressourcenfluch nicht nur eine 
Macke unseres Wirtschaftssystems ist, sondern ein ausgeklügeltes 
System der Plünderung, dessen Profiteure benannt werden können. 
Konzerne und Machthaber verfolgen ihre eigenen Geschäfte.

Über welche Patronage-Systeme und Korruptionspraktiken diese 
komplexen Netzwerke funktionieren, zeigt Burgis anhand von Fall-
studien auf. In Angola, der DR Kongo oder Simbabwe etwa nutzen 
Parallelregierungen die natürlichen Ressourcen zur Generierung 
von Geldern, die im Staatsetat nicht vorkommen. In Angola ist es vor 
allem das Öl. Das Land gehört neben Nigeria zum größten Erdölpro-
duzenten Afrikas. Öl und Gas machen 98 Prozent der Exporte aus. Die 
regierende MPLA fand, so Burgis, bald heraus, „dass die mit Öl befeu-
erte Maschine, die sie zur Finanzierung ihrer Kriegsanstrengungen 
gebaut hatte, auch anderweitig von Nutzen war“ (S. 22). Das Kapitel 
„Die Futungo GmbH“ bezieht sich auf den Namen des alten Präsi-

dentenpalastes, von dem der einige hundert Familien umfassende 
Hofstaat von Ex-Präsident José Eduardo dos Santos die „Privatisie-
rung der Macht“ vorantrieb. Dabei spielt die staatliche Ölgesellschaft 
Sonangol eine entscheidende Rolle; ihre Verflechtung mit dem texa-
nischen Erdölunternehmen Cobalt, das zu den Dutzenden internati-
onalen Firmen gehörte, die um Angolas Rohöl konkurrierten, wird 
von Burgis akribisch aufgerollt.

Im Falle Simbabwes sind es die Diamanten aus der Marange-Regi-
on, mit denen Robert Mugabes Schattenstaat mit Hilfe internationa-
ler Konzerne die Staatskassen geplündert hat. Im Kapitel „Die neuen 
Geldkönige“ wird eindrücklich geschildert, mit welcher Rücksichts-
losigkeit gegenüber der Bevölkerung die Diamantengeschäfte abge-
wickelt werden. „Der Terror in Marange ist nur das letzte Kapitel in 
der traurigen Geschichte afrikanischer Diamanten“, schreibt Burgis 
(S. 280), um sich dann den Diamanten-Netzwerken und ihren Profi-
teuren im Westen zu widmen.

Ein großer Anteil des Bestechungssystems wäre nicht denkbar 
ohne eine Industrie zur Vertuschung globaler Finanzströme, deren 
Hauptakteure in London, der Schweiz und in zunehmendem Maß 
auch in den USA sitzen und die es afrikanischen Kleptokraten erst 
ermöglichen, ihre Macht zu behaupten. Komplizen dieser Entwick-
lungen sind wir aber letztlich alle, so Burgis. Die materiellen Vorzü-
ge unseres westlichen Lebenswandels mit Mobiltelefonen, Autos, 
Laptops etc. werden mit diesen Rohstoffen geschaffen. Fortschritt 
und Wachstum beanspruchen immer mehr Rohstoffe. „Die gesamte 
Weltwirtschaft ist auf der ständigen Verfügbarkeit von Rohstoffen 
aufgebaut – aus Afrika und aus anderen Regionen. Prinzipien, die 
wir sonst anwenden – das Eigentumsrecht zum Beispiel oder grund-
sätzliche ethische Handelsstandards – werden über Bord geworfen, 
wenn es ums Öl, den Bergbau, Land oder anderes geht“, so Burgis in 
einem Interview mit den NachDenkSeiten.de (21.11.2016).

Die lokalen Bevölkerungen werden buchstäblich dieses Reichtums 
beraubt durch eine Wirtschaft, die es einer winzigen Minderheit er-
möglicht, sich durch den Abfluss des Reichtums aus Afrika selbst zu 
bereichern. Wie ist das zu stoppen? Eine Antwort darauf gibt Burgis 
nicht, aber das Problem zu diagnostizieren, ist ein erster wichtiger 
Schritt, um dieses zu lösen.

Tom Burgis
Der Fluch des Reichtums
Warlords, Konzerne, Schmuggler und die Plünderung Afrikas
Westend Verlag, Frankfurt 2016

Der Fluch des Reichtums 
DIE RÜCKSICHTSLOSE PLÜNDERUNG AFRIKAS durch lokale Machthaber und in Komplizenschaft des Westens. Das 
beschreibt der Journalist Tom Burgis in seinem 2016 erschienenen Buch „Der Fluch des Reichtums“. Er wirft ein 
Licht auf die Schattenseiten unseres globalen Wirtschaftssystems.
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„Diese Mine wird es geben. Gott hat diese Schätze für uns vergra-
ben. Niemand wird uns aufhalten…“ „Meine Vorfahren starben für 
dieses Land. Wenn ich dafür sterbe, werde ich nicht die Erste sein…“

Es ist ein geradezu biblischer Konflikt, der im südafrikanischen 
Dokumentarfilm „The Shore Break“ verhandelt wird. In Amadiba 
an der Wildcoast von Südafrika lebt das traditionelle Volk der Pon-
do. Ein australisches Unternehmen will Titan im Tagebau abbauen, 
eine Mine und eine Schnellstraße durch die traumhafte Landschaft 
schneisen. Madiba, ein lokaler Unternehmer, engagiert sich mit der 
ANC-Regierung für das Projekt – und seine Cousine Nonleh wird zur 
Aktivistin, die das Volk der Pondo um sich sammelt und vor der Ver-
treibung schützen will. Spannend wie ein Thriller erzählt „The Shore 
Break“ vom erbitterten Kampf innerhalb einer Familie, im Verlauf 
dessen die Umweltaktivisten massiv bedroht werden. Nonhle Mbut-
huma ist zu Gast beim Afrikanischen Film-Festival Köln:

„Die Mine gilt als Entwicklungsprojekt, aber wir müssen dafür das 
Land verlassen. Für wen wird denn da entwickelt, wenn wir wegge-
hen? Der Investor arbeitet Hand in Hand mit der Regierung – und die 
bedroht uns. Und nicht nur das: Der Vorsitzende unserer Bewegung 
wurde im letzten Jahr bei sich zu Hause getötet. Aber es gab keine 
Festnahmen. Wir sind nicht gegen Entwicklung. Aber wir wollen 
eine nachhaltige Entwicklung.“

Die Umweltaktivistin Nonhle Mbuthuma  hat mit ihrer Gruppe 
einen Zwischenerfolg erreicht: Durch eine Klage beim südafrika-
nischen Verfassungsgericht konnte das Vorhaben vorläufig aufge-
halten werden. Ein hoffnungsvolles Beispiel von Selbstermächti-
gung. Das kann allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass der 
unkontrollierte Ausverkauf afrikanischen Ackerlands gerade in den 
letzten zehn Jahren extrem zugenommen hat.

Saudi-Arabien lässt in Äthiopien Reis zum Export anbauen
„Sie befahlen uns, das Land zu verlassen… Wenn nicht, greifen sie 

uns an.“

Der Dokumentarfilm „Das grüne Gold“, der am 5. Oktober auch 
in die deutschen Kinos kommt, erzählt in grandiosen und aufrüt-
telnden Bildern von Äthiopien. Eigentlich – laut G 20 Afrika-Gipfel 
vom letzten Juni in Berlin – ein „reformorientierter Musterstaat“ 
und Schwerpunkt bundesdeutscher Entwicklungshilfe. In Wirklich-
keit aber: Ein autokratisches Regime, eine Bevölkerung, die unter 
Hungersnöten leidet, Nahrungsmittel importiert – während saudi-
arabische Großinvestoren mitten im Land Basmati-Reis zum Ex-
portieren anbauen. Dafür haben sie mit brutalen Mitteln die Land-
bevölkerung vertrieben, die sich nun bewaffnet. Neue Konflikte im 
ohnehin konfliktreichen Kontinent. Ein Teufelskreis, befeuert durch 
vermeintliche Entwicklungshilfe der Weltbank. Der schwedische 
Filmemacher Joakim Demmer hat mithilfe des äthiopischen Journa-
listen Argaw Ashine den Geldströmen nachgespürt – am Ende reisen 
Vertreter der Vertriebenen sogar nach New York.

„In Äthiopien hilft die Weltbank den Menschen nicht, sie schadet 
ihnen. Lasst uns vielmehr in Menschenrecht und Menschenwürde 
investieren – und nicht in die, die ihnen Leid zufügen.“

Die flammende Ansprache bleibt vergeblich. Journalist Ashine da-
gegen wird von der äthiopischen Regierung mit Gefängnis bedroht 
– noch während er für „Das grüne Gold“ recherchierte, floh er ins Exil 
in die USA. In Köln versucht Ashine nun, das Bewusstsein des We-
stens aufzurütteln.

„Die westliche Welt kann mehr tun, um die Dinge zu ändern. Was 
wir in diesem Film erstmals tun, ist die Zusammenhänge konkret zu 
zeigen: Die Quelle des Geldes, die Beteiligung internationaler Orga-
nisationen, die Perspektive der lokalen Menschen, vertrieben in La-
gern. Sie beginnen nun, Widerstand zu leisten, aber ihre Beschwerde 
wurde von der Weltbank abgewiesen. Wie viel mehr könnte aber die 
Bank tun, um den Kreislauf von Hunger, Konflikt und Flucht zu be-
enden. Ich glaube, dass Europäer sich nach dem Film sagen: Oh, ich 
bin wirklich Teil von diesem Verbrechen, von diesem Problem. Was 
kann ich daran ändern.“

Globale Jagd der Investoren nach afrikanischem Ackerland
Südafrika und Äthiopien sind nur zwei Beispiele für die gerade in 

den letzten zehn Jahren entfesselte globale Jagd nach afrikanischem 
Ackerland, heißt es auf einer Podiumsdiskussion des Festivals. Ein 
kleiner Hoffnungsschimmer: Langsam beginnen auch Aktivisten 
in Afrika, sich zu vernetzen. Filme aus Afrika, so die Botschaft, sind 
nicht nur ein spannender Blick in fremde Themen und Leben – son-
dern ein Vehikel für Bildung und vielleicht für Weltverbesserung.

>> Dorothea Marcus

Die Autorin ist Kulturjournalistin. Der Beitrag erschien am 1.10.2017 im 
Deutschlandfunk. Wir danken für die freundliche Zusammenarbeit.

Teufelskreis, befeuert durch die Weltbank
FILME ZU LANDGRABBING UND MIGRATION BEIM AFRIKA-FILM-FESTIVAL KÖLN. In vielen Ländern Afrikas sind 
diese Themen sichtbare Zeichen einer katastrophalen Fehlentwicklung, von fehlgeleiteter Entwicklungshilfe. Der 
Ausverkauf des Kontinents hat im letzten Jahrzehnt dramatisch zugenommen. Das Kölner Filmfestival vom 21. 
September bis 1. Oktober 2017 zeigte Aufrüttelndes auf der Leinwand.
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Entwicklung: Mosambik

Seit der Kolonialzeit enthielten die mo-
sambikanischen Produktions- und Han-
delsstrukturen interne Dynamiken einer 
systemischen Krise. Es entstand ein Export-
sektor, der sich auf die erste Verarbeitung 
land- und forstwirtschaftlicher Rohstoffe 
konzentrierte: Tee, Sisal, Rohrzucker, Kopra 
aus Kokosnüssen, Cashewnüsse, Baumwolle 
etc. Das erste Ziel der kolonialen Wirtschaft 
war die Extraktion. Die Eisenbahnlinien, die 
Mosambik von Ost nach West durchkreuzen, 
wurden vor allem von den rohstoffreichen 
Nachbarländern Mosambiks benötigt. Der 
Bau dieser Eisenbahnlinien verlangte nach 
Errichtung einer Schwerindustrie, die Schie-
nen und Waggons reparieren oder ersetzen 
konnte. Die Schifffahrtslinien des Übersee-
handels erforderten ausgebaute Tiefseehä-
fen, Kräne auf Zementkais, Lagerhallen etc. 
Damit entstand auch die Zementindustrie.

Mit der erhöhten Migration von portugie-
sischen Siedlern in die Kolonien ab 1950 bis 
zum Ende der 60er-Jahre entstand die For-
derung nach einer raschen Expansion der 
verarbeitenden Industrien für Konsumgü-
ter (Importsubstitution) und des Dienstleis
tungssektors.

Mosambik hatte also in den siebziger 
Jahren eine Industrie, die sich auf die erste, 
nicht vollständige Verarbeitung lokaler Pro-
dukte aus der Landwirtschaft stützte. Das 
war Mosambiks eher langsam und zögerlich 
wachsende Exportindustrie. Dann gab es 
vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg eine 
rasch wachsende verarbeitende Industrie, 
die für den expandierenden Binnenmarkt 
der Siedler Mosambiks Verbrauchsgüter 
produzieren wollte. Diese Industrie war da-
von abhängig, dass sie 85 Prozent der Ma-
terialien, aus denen ihre Produkte und Ma-

fähigen Firmen wurden an das ausländische 
Kapital verkauft; kleinere und obsolete 
Firmen gingen in die Hände lokaler Unter-
nehmer, die meist nur ein Fünftel des aus-
geschriebenen Preises zahlten. Die neuen 
Besitzer erhielten keine weitere staatliche 
Hilfe, um ihre Firmen zu rehabilitieren.

Schwindende Industrie
Die erste Folge dieser Strategie war, dass 

etwa 40 Prozent des noch bestehenden In-
dustrieparks die Produktion aufgaben. Zehn 
industrielle Subsektoren verschwanden, 
einschließlich fünf Sektoren der Importsub-
stitution. Entwicklung hieß jetzt, dem trans-
nationalen Kapital die natürlichen Ressour-
cen Mosambiks – Energiequellen, Minerale 
aus dem Bergbau und Ackerland zu einem 
niedrigen Preis – zur Verfügung zu stellen.

Die Konzentration auf Halbwaren der Roh-
stoffindustrie nahm zu. Im Ergebnis stam-
men 90 Prozent der Exporte Mosambiks 
zur Zeit aus neun Rohstoffen: Aluminium, 
Kohle, schwere Sande (d.h. Ilmenit, Zirkon, 
Rutil, Titanium), elektrische Energie, Erdgas, 
Tabak, Bananen, Zucker aus Zuckerrohr und 
Holz. Die Preise für diese Rohstoffe schwan-
ken stark und unterliegen dem Diktat des 
Weltmarktes. Untersucht man die Importe 
Mosambiks, so werden 66 Prozent der Wa-
ren und 60 Prozent der Dienstleistungen 
von den Megaprojekten des Energiesektors 
benötigt. Der Rest der Importe dient haupt-
sächlich der Ernährung der Bevölkerung.

Die Wirtschaft Mosambiks hat heute 
also weniger Produktionszweige als in den 
1960er-Jahren, ist schlechter über Wert-
schöpfungsketten vernetzt und hat eine ge-
ringere Fähigkeit, Importe durch heimische 
Produktion zu ersetzen. In Zeiten des be-

Entwicklung mit garantiertem Bankrott
DEINDUSTRIALISIERUNG, SCHULDEN UND ABHÄNGIGKEIT VOM MULTINATIONALEN KAPITAL BESTIMMEN 
MOSAMBIKS ENTWICKLUNGSWEG.

schinen zusammengesetzt waren, aus dem 
Ausland importieren musste. Das schloss 
natürlich Rohöl, Benzin und Diesel ein.

Strukturelle Krise
Diese duale Struktur enthielt in sich den 

Keim für eine strukturelle Krise: Die Produk-
tion der verarbeitenden Industrie war von 
Importen abhängig und deswegen schwach; 
die Exporte bestanden aus landwirtschaft-
lichen Rohstoffen, deren Preise vom Welt-
markt diktiert wurden: Waren z.B. die Preise 
für Baumwolle niedrig, konnte Mosambik 
entsprechend weniger importieren, der Ko-
lonialstaat hatte geringere Einnahmen als 
Ausgaben in der Handelsbilanz und musste 
Schulden machen.

Nach Erringung der nationalen Unabhän-
gigkeit 1975 sollten Mega-Projekte eine in-
dustrialisierte Landwirtschaft schaffen und 
die Wirtschaft des Landes dynamisieren. Da 
die Investitionsmittel zur Entwicklung ge-
ring waren, beruhte alles auf der Annahme, 
dass externe Geldflüsse bereit stünden. Zwi-
schen 1980 und 1982 wurden große Investiti-
onen in die Landwirtschaft mittels Schulden 
getätigt. Die Gewinne aus der modernisier-
ten Landwirtschaft konnten aber erst rea-
lisiert werden, als die Nationalwirtschaft 
schon bankrott war.

Diese Entwicklungsstrategie verursachte 
ebenso wie der Destabilisierungskrieg , den 
die von Apartheid-Südafrika unterstützte 
Kontrabewegung Renamo gegen die Freli-
mo-Regierung führte, in den 1980er-Jahren 
eine tiefe Wirtschaftskrise. Ab 1987 wurde 
diese von der großflächigen Privatisierung 
von über 1000 Firmen im Staatsbesitz ab-
gelöst, hinter der allerdings keine Produk-
tivstrategie stand. Die größeren und lebens-
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stehenden lokalen Kapitalistenklasse. Die Verschul-
dung des unabhängigen Staates war die Gelegenheit, 
diesen Mechanismus zu schaffen; sie ist zugleich eine 
Folge der Strategie, das ausländische Kapital über-
haupt anziehen zu können. Die Verschuldung der 
öffentlichen Hand ist daher nicht nur eine Folge der 
materiellen und sozialen Struktur der Produktion, 
sondern sie stellt auch eine Strategie dar, um die pri-
mitive Kapitalbildung mithilfe einer Enteignung des 
Staates zu fördern.

Die Schulden der öffentlichen Hand haben sechs 
Folgewirkungen:
1. �Sie verringern die Fähigkeit des Staates, eine eigen-

ständige Wirtschafts- und Sozialpolitik zu verfolgen. 
2. �Sie machen aus dem lokalen Finanzsektor einen 

Markt von Schuldenpapieren, welcher der Ent-
wicklung einer Produktionsbasis wenig Interesse 
schenkt. Das nimmt der lokalen Wirtschaft die Luft 
zum Atmen.

3. �Gemessen am Bruttoinlandsprodukt sind die Schul-
den so groß, dass ausländische Devisen ständig 
knapp und die Umtauschraten instabil sind. Das hat 
Wirkungen auf die Kosten der Produktion und die 
Kosten des Lebens. Der reale Wert der Löhne sinkt 
tendenziell und kleine und mittlere Firmen können 
sich die Anstellung neuer Arbeitskräfte nicht lei-
sten.

4. �Die kommerziellen Schulden können nicht gezahlt 
werden. Die Restrukturierung dieser Schulden treibt 
die Kosten noch weiter in die Höhe. Die Wirtschaft 
muss neue Kredite aufnehmen, um die Abzah-
lungen bedienen zu können. Der Wirtschaftspolitik 
geht es nicht mehr um die Entwicklung des Landes, 
sondern um das Schulden-Management.

5. �Die Schuldenkrise läuft Gefahr, die Wirtschaft in die 
Implosion zu treiben. Das beinhaltet Rückzug der In-
vestitionen, abfallendes Wirtschaftswachstum, Ver-
lust an Arbeitsplätzen, weniger Steuereinnahmen.

6. �Die aktuelle Schuldenkrise wurde damit verteidigt, 
dass auf künftige, noch nicht realisierte Gewinn-
perspektiven im Erdgassektor und auf die Vorteile 
einer modernen Infrastruktur verwiesen wurde. 
Fallen diese Perspektiven in sich zusammen, droht 
der Aufstieg spekulativer Tendenzen. Daher gilt: 
Die Megaprojekte im Kohle- und Erdgasbereich wie 
auch im übrigen Bergbau müssen endlich besteu-
ert werden. Der in den Verträgen erlaubte Kapital-
verlust des Staates hat den Wert von drei bis vier 
Prozent des BIP. Das Angebot steuerlicher Anreize 
ist völlig überflüssig. Hingegen ist ein besseres An-
gebot öffentlicher Dienstleistungen für die Bürge-
rinnen und Bürger des Landes absolut notwendig.

>> Gottfried Wellmer

schleunigten Wirtschaftswachstums wird mehr im-
portiert, aber die Arbeitsplätze und die Einkommen 
der arbeitenden Bevölkerung steigen nicht merklich 
an. Zeiten der Krise sind daher nicht atypisch, sondern 
systemisch begründet. Die Problemlösung muss in ei-
ner Transformation der Wirtschaft liegen.

Schulden und niedrige Steuereinnahmen
Im letzten Jahrzehnt sind die gesamten öffentlichen 

Schulden 13mal schneller gewachsen als die Wirt-
schaft des Landes. Hier verdienen die kommerziellen 
Schulden der öffentlichen Hand besondere Aufmerk-
samkeit. Zwischen 2006 und 2015 wuchsen sie von 
300 Millionen US-Dollar auf 5,5 Mrd. US-Dollar an und 
machten so im Juni 2016 rund 56 Prozent der öffentli-
chen externen Schulden des Landes aus. Etwa 81 Pro-
zent der kommerziellen öffentlichen Schulden (2016 
waren das 4,5 Mrd. US-Dollar) waren das Resultat einer 
direkten Finanzierung von privaten Interessen im Be-
reich der extraktiven Wirtschaft durch die öffentliche 
Hand. Auf der anderen Seite der volkswirtschaftlichen 
Rechnung bleibt die Durchlässigkeit der Wirtschaft, 
also der Verlust des erarbeiteten Mehrwerts und des 
gesellschaftlichen Reichtums zu Gunsten privater na-
tionaler wie ausländischer Interessen.

Zwischen 2008 und 2012 haben die drei auslän-
dischen Firmen Mozal (Aluminiumhütte), Sasol (Gas-
förderung und Leitung nach Südafrika) und Kenmare 
(schwere Titan-Sande bei Moma) zusammen etwa 20 
Prozent des Bruttosozialprodukts erwirtschaftet, aber 
nur zwei Prozent zum Steueraufkommen der Regie-
rung beigetragen.

Der Verzicht auf eine Besteuerung der großen 
Projekte, die Erlaubnis, Kapitalgewinne in das Hei-
matland der Investoren zu schaffen, die niedrige 
Besteuerung der Re-Investierung von erzielten Pro-
fiten ausländischer Investitionen, die kaum oder 
nur schwach ausgebildeten Wertschöpfungsketten 
zwischen ausländischem und lokalem Kapital in der 
Nationalwirtschaft, der spekulative Charakter des Fi-
nanzsystems, die Beschränkung eines großen Teils 
nationaler Firmen auf eine Vermittlertätigkeit zugun-
sten ausländischer Konzerne, die Verramschung der 
natürlichen Ressourcen und der Infrastruktur des Lan-
des zu niedrigsten Preisen an die nationalen und mul-
tinationalen Oligarchen… all das bewirkt in Kombina-
tion, dass die Kapazität der Wirtschaft, den nationalen 
Mehrwert zu mobilisieren, um in die Transformation 
der Wirtschaft zu investieren, extrem beschränkt ist.

Seit der Strukturanpassungspolitik des Internatio-
nalen Währungsfonds IWF und der Weltbank (ab 1987) 
ist die Verbindung mit dem multinationalen Kapital 
die Grundlage für die Kapitalakkumulation der ent-

Dieser Artikel hat sehr 
profitiert von zwei 
Artikeln, die Carlos Nuno 
Castel-Branco publizierte:
Growth, capital accumu-
lation and economic poro-
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cial losses, private gains. 
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Political Economy Vol.41 
(suppl.) 2014, S. 26-48
Carlos Castel-Branco e 
Fernanda Massarongo et 
al., Crónica de uma crise 
anunciada: divida publica 
no contexto da economia 
extractiva. In: IESE, IdeIAS 
14 de Junho de 2016, Bole-
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Im Lauf der letzten 30 Jahre ist in Ländern 
niedrigen und mittleren Einkommens ein 
Trend zu einer relativen, vorzeitigen De
industrialisierung zu beobachten, der von 
der europäischen Entwicklungshilfe selten 
thematisiert wird. Meistens hatten diese 
Länder nach dem zweiten Weltkrieg einen 
bescheidenen Sektor der verarbeitenden 
Industrie hinter hohen Importschutzzöllen 
aufgebaut, um teure Importe aus den 
kolonialen „Mutterländern“ mit ei-
genen Produkten zu substituieren. 
Noch vor Ende des 20. Jahrhun-
derts begann aber ein Prozess, 
in dem sich Entwicklungslän-
der in Dienstleistungsökono-
mien wandelten, bevor sie 
überhaupt die Erfahrung 
einer ernst zu nehmenden 
Industrialisierung gemacht 
hatten. Für die reichen Län-
der des Nordens war die 
verarbeitende Industrie der 
sprichwörtliche Motor der 
technischen Modernisierung 
und finanziellen Entwicklung der 
Wirtschaft gewesen. Was bedeutet 
dann eine vorzeitige Deindustrialisie-
rung für Entwicklungsländer oder Schwel-
lenländer wie Südafrika? Eine Rückstufung 
in Rohstoffproduzenten ohne Aussicht auf 
Entwicklung? Gleichzeitig betritt Südafrika 
die Ära der digitalisierten Produktion.

Mitten in seiner hektisch getakteten Ar-
beit nahm sich Südafrikas Minister für Han-
del und Industrie, Rob H. Davies, Zeit, unsere 
Fragen zu bedenken. Wir danken der Sozio-
login Judith Head, ohne deren Hilfe dieses 
exklusive Interview für afrika süd nicht zu-
stande gekommen wäre.

Wie lässt sich Deindustrialisierung charak-
terisieren? Handelt es sich um eine relative 

WTO-Regeln noch erlauben. In einigen Fäl-
len, wo wir Arbeitsplätze gefährdet sahen 
oder wo Beweise dafür vorlagen, dass dies 
die Industriepolitik schützen könnte, haben 
wir die Tarife wieder höher gesetzt.

Wie wirken sich die Handelsabkommen mit 
der Europäischen Union und China aus?

Das Abkommen über Handel, Entwick-
lung und Zusammenarbeit (TDCA) mit der 
EU wurde 2000 abgeschlossen. Dessen Tarif-
phase wurde 2012 beendet. Dieser Zeitpunkt 
fiel mit einem wachsenden Handelsdefizit 
Südafrikas gegenüber der EU zusammen. 
Wir kaufen immer noch viel mehr von 
der EU, als wir an sie verkaufen. Das Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen (EPA) trat 
2016 in Kraft. Wir konnten das EPA auf den 
Warenhandel eingrenzen. Das Ergebnis 
stellt im Vergleich zum TDCA eine beschei-
dene Verbesserung dar. Für einige unserer 
landwirtschaftlichen Exportgüter erhielten 
wir besseren Zugang zum EU-Markt, wäh-
rend wir unser Handelsabkommen mit dem 
unserer Partner in der Zollunion SACU (Sou-
thern African Customs Union mit Südafrika, 
Namibia, Botswana, Lesotho und Swasiland; 
d. Red.) besser harmonisieren konnten. Um 
es kurz zu machen: Wir sind nicht scharf auf 
Freihandelsabkommen (FTAs). Wir haben 
auch keines mit China. Innerhalb des WTO-
Rahmens und besonders im Blick auf Han-
delspartner außerhalb des afrikanischen 
Kontinents verteidigen wir unsere politi-
schen Gestaltungsmöglichkeiten.

Aber im Zuge unserer Bemühungen zu 
Gunsten wachsender regionaler Integration 
auf unserem Kontinent setzen wir nichts
destotrotz auf FTAs als Teil eines Programms 
entwicklungspolitischer Integration. Das 
schließt den Ausbau der Infrastruktur und 
Kooperation zur Förderung der Industriali-
sierung ein.

„Wir brauchen einen New Deal“
SÜDAFRIKAS ANTWORT AUF VORZEITIGE DEINDUSTRIALISIERUNG und den Beginn der vierten industriellen 
Revolution. Zu diesem Thema hat Südafrikas Minister für Handel und Industrie, Rob Davies, afrika süd ein 
Interview gegeben.

Verringerung der Zahl der Beschäftigten der 
verarbeitenden Industrie in der Gesamtwirt-
schaft sowie ihres Beitrags zum Bruttoin-
landsprodukt (BIP)?

In der Tat gab es in Südafrika eine relative 
Abnahme des Beitrags der Verarbeitenden 
Industrie zum BIP, während der Beitrag der 
finanziellen Dienstleistungen zum BIP mas-

siv expandierte. Die Abnahme ist 
relativ zu sehen, nicht in ab-

soluten Zahlen. Aufgrund 
der zunehmenden Ka-

pitalintensität und 
der abnehmenden 
Arbeitsintensität der 
Produktion ist die 
Zahl der Beschäf-
tigten in der verar-
beitenden Industrie 
nicht proportional 

zum Wachstum des 
Industriesektors an-

gestiegen.
Das Ende der Urugu-

ay-Runde (achte im Rah-
men des Allgemeinen Zoll- 

und Handelsabkommens 
GATT durchgeführte Welthan-

delsrunde von 1986 bis 1994; d. 
Red.) in der Welthandelsorganisation (WTO) 
korrespondierte mehr oder weniger mit dem 
Übergang Südafrikas zur Demokratie. In den 
frühen Jahren des demokratischen Südafri-
ka erklärte die Regierung eine Notwendig-
keit zu einer Tugend: Sie setze eine drasti-
schere Reduzierung ihrer Importzölle durch, 
als von der WTO selbst gefordert. In einigen 
Fällen führte das zum Verlust von Arbeits-
plätzen. Bis ungefähr 2009 gab es eine unge-
schriebene Regel, nach der Importzölle nur 
sinken, aber niemals steigen könnten. Nach 
2009 veränderten wir hier unsere Politik. 
Jetzt nutzen wir alle Optionen, die uns die 
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Wie wirkt sich die globale Aufblähung der Aktivitäten 
des Finanzsektors und die Existenz einer globalen 
alternativen Schattenwirtschaft aus?

Das ist in der Tat ein signifikanter Trend, welcher 
in der Periode um 2008 eine globale Wirtschaftskrise 
auslöste. Hier geht es ja nicht nur um einen Finanz-
sektor, der die Finanzierung von Investitionen in den 
produktiven Sektoren der Wirtschaft bereitstellt. Hier 
geht es um einen Sektor, dessen Aktivitäten weit über 
seine traditionelle Rolle hinaus rasant expandierten 
und jetzt eine Serie riskanter spekulativer Aktivitäten 
umfasst, die vom Ponzi-Schema (betrügerische Tricks 
zum Anlocken von Investitionen; d.Red.) bis zu neuen 
Tricks der Steuervermeidung und dergleichen mehr 
reichen. Das sind signifikante Probleme. Aber man 
kann sie nicht auf der Ebene von Nationalstaaten lö-
sen. Wir müssen dies auf globaler Ebene lösen. Aus 
diesem Grund unterstützen wir den Ansatz, den die-
ses Jahr ein UNCTAD-Bericht aufgezeigt hat. Der Be-
richt hat den Titel „Austerity towards a Global New 
Deal“. Hier geht es um strukturelle Probleme, die den 
Aufbau einer stabilen Grundlage für Wirtschafts-
wachstum, Industrialisierung und den Übergang der 
Arbeitskräfte in Entwicklungsländern in entwick-
lungsfreundliche und einkommenssteigernde Tätig-
keiten gefährden.

Erfordert die Digitalisierung der Industrie nicht die 
Formulierung eines völlig neuen Arbeitsrechtes, um 
die Arbeitskräfte in der neuen, atomisierten Umwelt 
schützen zu können?

Was wir brauchen, ist ein „New Deal“, der darauf 
abzielt, eine hohe Ebene von Inklusivität zu fördern. 
Was wir aber gegenwärtig haben, ist, dass die Gewin-
ner gleich alle Märkte oder doch die meisten Märkte 
an sich reißen. Wer immer als Erster neue Produkte 
einführen kann, räumt riesige Gewinne ab. Diejeni-
gen, die an zweiter oder dritter Stelle ins Ziel kommen, 
erhalten ein recht geringes Einkommen, wenn über-
haupt.

Wenn sich aufgrund der Digitalisierung die Nach-
frage nach Arbeitskräften massiv verringert, sollten 
wir dann nicht erst einmal die Arbeitsstunden pro Tag 
reduzieren? Schließlich war die erste industrielle Re-
volution auch begleitet von der Einführung des Acht-
Stunden-Arbeitstages. Ferner ist zu hinterfragen, ob 
das Einkommen so direkt und eng an einen Arbeits-
vertrag gebunden sein sollte, wie das jetzt der Fall ist. 
Das sind große Fragen, die wir in mehreren interna-
tionalen Foren debattieren. Da wir in einem globali-
sierten Wirtschaftssystem handeln, müssen wir sie 
letzten Endes auch auf globaler Ebene lösen.

Das Interview wurde von Gottfried Wellmer in Koopera-
tion mit Judith Head, Kapstadt, am 26.10.2017 geführt.

Worin bestand die Antwort der Regierung auf die 
Deindustrialisierung?

Seit etwa 2007 hat sich bei uns die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass wir eine Deindustrialisierung riskieren 
und darauf mit einer dezidierten Industriepolitik ant-
worten müssen. Vor 2009 identifizierte der nationale 
Rahmen für Industriepolitik (NIPF, National Industrial 
Policy Framework) die wesentlichen Aktionen, die zu 
ergreifen waren. Das schloss eine entwicklungspoli-
tische Perspektive auf Importzölle ein: Wo notwendig, 
sollten Zölle auch angehoben werden können; hinzu 
kamen Finanzierungshilfen für eine weitere Industri-
alisierung durch die Gewährung von Krediten, Behar-
ren auf südafrikanische Industriestandorte und ande-
re Maßnahmen. Das wurde je nach Sektor gestaltet, 
aber auch querbeet, um Industrialisierung überhaupt 
und in allen Bereichen zu fördern.

Wir haben jetzt einen rollenden Aktionsplan zur In-
dustriepolitik (IPAP, Industrial Policy Action Plan) mit 
einer Zeitperspektive von drei Jahren. Jedes Jahr wird 
dieser Plan erneuert; er bezieht sich auf das bevor-
stehende Finanzjahr und die darauf folgenden zwei 
Jahre. Wir versuchen, Industrialisierung tiefer zu ver-
ankern, indem wir Wertschöpfungsketten verlängern, 
indem wir Zulieferbetriebe für Endprodukte gründen 
oder neue, lokal hergestellte Produkte einführen.

Worin besteht die Antwort der Regierung auf die vierte 
industrielle Revolution?

Die ist ja schon Realität. Aktuell sehen wir die wach-
sende Einführung der Digitalisierung des Arbeitspro-
zesses, den zunehmenden Einsatz von Robotern in 
der Produktion, von künstlicher Intelligenz (AI) oder 
dreidimensionalen Druckern. Das alles erhöht die 
Anforderungen an die Qualifikation derer, die einen 
Arbeitsplatz in einer Fabrik anstreben. In der Ver-
gangenheit hätte diese Art des technologischen Fort-
schritts den ungelernten Arbeitskräften immer noch 
genügend Chancen auf bestehende Arbeitsplätze im 
Dienstleistungssektor gelassen. Aber an vielen Stellen 
des Dienstleistungssektors findet derselbe Übergang 
zur Industrialisierung 4.0 statt. Zum Beispiel führt der 
elektronische Handel dazu, dass der Bedarf an gering 
qualifiziertem Personal an der Kasse des Einzelhan-
dels zurückgeht.

Die südafrikanische Regierung tut alles, was sie 
kann, um sich darauf vorzubereiten. Das schließt ein, 
dass wir die Gelegenheit schaffen, höhere Fähigkei-
ten besonders bei digitalen Technologien zu erwer-
ben. Wir errichten eine neue Breitbandinfrastruktur 
für schnellere Kommunikation. Wir versuchen auch, 
einige der jetzt anfallenden sozialen Aufgaben anzu-
gehen; allerdings vermuten wir, dass einige Probleme 
nicht auf der Ebene der einzelnen Länder gelöst wer-
den können.
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Südafrikas Minister für Handel und Industrie Rob Davies greift 
in seinem Interview mit afrika süd viele wichtige Punkte auf. Ein 
wichtiger Aspekt ist die Senkung der Zölle zu Beginn der Demokra-
tisierung Südafrikas. Sie führte in einigen Fällen zum Verlust von 
Arbeitsplätzen, weil südafrikanische Unternehmen der Konkurrenz 
mit ausländischen Produkten nicht standhalten konnten, mit denen 
sie sich konfrontiert sahen. Die von Rob Davies erwähnte frühe Ent-
scheidung Südafrikas zur Liberalisierung über die WTO-Forderungen 
hinaus entbehrte jeder vernünftigen Grundlage. In vielen südafrika-
nischen Kreisen wird sie als vorauseilender Gehorsam bezeichnet, 
der Eliten im „postkolonialen Kontext“ nicht selten erfasst. Für die 
südafrikanischen Eliten ginge es darum zu zeigen, dass Südafrika 
wieder Teil der internationalen Gemeinschaft und bereit war, die 
Liberalisierungsagenda, für die die WTO 1995 gegründet wurde, mit 
voranzutreiben.

Die Gefahren der Überflutung des südafrikanischen Marktes 
waren für eine Ökonomie, die lange isoliert war und zum Teil un-
ter Sanktionen stand, von Anfang an unübersehbar. So wurden u.a. 
die Textil- und die Lederindustrie in Mitleidenschaft gezogen. Diese 
Sektoren brauchten Schutzmaßnahmen. Eine Notwendigkeit einer 
unüberlegten Liberalisierung bestand aber nicht. Eine Öffnung der 
Wirtschaft durch Liberalisierung des Außenhandels war nicht die 
Antwort auf Südafrikas Probleme in diesen Jahren, aber die Neoli-
beralen, die sich in Südafrika ab Juni 1996 mit dem Wirtschaftspro-
gramm GEAR (Growth, Employment and Redistribution) durchge-
setzt hatten, sahen es anders. Sie sahen in der Liberalisierung eine 
Chance, Südafrikas Anschluss an die sich globalisierende Weltwirt-
schaft zu schaffen. Sie haben sich getäuscht. Um den Anschluss zu 
schaffen, wäre nur eine gezielte Öffnung notwendig gewesen, die es 
ermöglicht hätte, Zwischenprodukte und Know-how zuzulassen, die 
vor Ort weiterentwickelt werden konnten, um Südafrikas Integrati-
on in globale Wertschöpfungsketten voranzutreiben.

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung ist es erstaunlich, dass Rob 
Davies die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen schön redet. Zu-
nächst ist die Begrenzung auf den Warenhandel nur vorübergehend, 
denn das SADC-EPA wie auch andere EPAs beinhalten eine Rendez-

vous-Klausel, die zu weiteren Verhandlungen über Dienstleistungen, 
Wettbewerbs- und Investitionsregeln, öffentliches Beschaffungs-
wesen und Schutz des geistigen Eigentums normalerweise sechs 
Monate nach dem Inkrafttreten des Güterabkommens verpflichtet. 
Es stimmt schon, dass, verglichen mit dem TDCA, Südafrika einen 
leicht verbesserten Marktzugang für Wein, Zucker, Fisch, Blumen 
und Dosenfrüchte erhält. Somit verbessern sich Südafrikas zoll- und 
quotenfreie Importe in die EU von 95 auf 98 Prozent für einen Zeit-
raum von zehn Jahren. Aber was Rob Davies nicht erwähnt, sind die 
Kosten und die Bedingungen für diesen leicht verbesserten Markt-
zugang. Zu den Kosten gehört es, dass die SACU-Länder 97,8 Prozent 
ihrer Zolllinien gegenüber der EU komplett oder teilweise liberalisie-
ren müssen und Mosambik 80 Prozent in nur zehn Jahren.

Zu erwähnen sind auch die Gefahren für die Regionalintegration, 
die von den EPAs ausgehen, von den Bedingungen zu schweigen, 
die erfüllt sein müssen, damit Südafrika den etwas verbesserten 
Marktzugang in Anspruch nehmen darf, darunter den Schutz von 
251 europäischen „Geographical Indications.“ Darüber hinaus gilt es 
zu berücksichtigen, dass der präferenzielle Marktzugang nur den ex-
portorientierten Sektoren zugutekommt, die in Südafrika bis heute 
von Weißen dominiert werden, während unter der Marktöffnung 
die überwiegende Mehrheit der kleinen Produzenten leiden wird. 
Alleine diese Argumente zeigen, dass die EPAs nicht so harmlos sind, 
wie Rob Davies sie darstellt. Das haben Nigeria, Tansania und viele 
andere afrikanische Länder verstanden. Südafrika kann von ihnen 
lernen.

Interessant ist die Frage nach der Reduzierung des Acht-Stun-
den-Arbeitstags aufgrund sinkender Arbeitsplätze im Zuge der Di-
gitalisierung. Es ist erfreulich, dass solche Überlegungen auch in 
hohen politischen Kreisen Einzug erhalten, denn die Postwachstums
ökonomen werden nicht müde zu betonen, dass der Faktor „Arbeit“ 
zentral ist, um andere Lebensperspektiven zu erschließen. Würde 
man die Arbeitsstunden reduzieren, ergäbe sich zwangsläufig eine 
Vielzahl von Aktivitäten, denen Menschen freiwillig nachgehen 
könnten. Im Vordergrund stünde hier nicht die Geldakkumulation, 
sondern die Entschleunigung, die Menschen in vielen Berufsgrup-
pen gut tun würde, und die Suche nach kollektiven Entfaltungsmög-
lichkeiten, welche, wie Serge Latouche es ausdrückt, „andere Ziele 
begünstigt als den materiellen Wohlstand auf Kosten der Umwelt 
und der sozialen Beziehungen“.

Noch interessanter wird es, wenn sich Rob Davies fragt, „ob das 
Einkommen so direkt und eng an einen Arbeitsvertrag gebunden 
sein sollte, wie das jetzt der Fall ist.“ Die Grundeinkommensbewe-
gung, die auch in Südafrika stark vertreten ist, hat längst schon eine 
klare Antwort. Sie fordert ein Grundeinkommen, das jedem ermög-
licht, die Grundbedürfnisse zu abzudecken. So ein Ansatz ist umso 
dringender, als Arbeitsplätze in Südafrika und in der Region jetzt 
schon Mangelware sind, lange bevor die Digitalisierung ihre Schat-
ten geworfen hat.  >> Boniface Mabanza

EPAs schön geredet
KOMMENTAR ZUM INTERVIEW MIT ROB DAVIES
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Deaton ist natürlich nicht der einzige 
Wirtschaftswissenschaftler, der die nach-
teiligen Auswirkungen ausländischer Ent-
wicklungshilfe auf die Empfängerländer 
verurteilt. Zahlreiche Theorien und Veröf-
fentlichungen listen viele Quellen des Schei-
terns von ausländischer Entwicklungshilfe 
auf. Die meisten von ihnen sind sich über 
die Tatsache einig, dass ausländische Hilfe 
zwar zu kurzfristigen Interventionen führt, 
nachhaltige soziale und wirtschaftliche Aus-
wirkungen aber fehlen.

Seit Jahrzehnten wird die Auslandshilfe 
zur Unterstützung von Entwicklungspro-
jekten, zur Ergänzung der nationalen Haus-
halte, zur Entschuldung und zur Bekämp-
fung von Armut eingesetzt. Doch statt eine 
nachhaltige Entwicklung der Empfänger-
länder zu fördern, haben diese Darlehen und 
Zuschüsse wenig, wenn nicht sogar gegen-
teilige Ergebnisse gezeigt.

Laut William Easterly, einem Entwick-
lungsökonomen und Autor des Buches „The 
White Man‘s Burden“ („Wir retten die Welt zu 
Tode“), sind in den letzten vier Jahrzehnten 

Ausländische Entwicklungshilfe ist, ob 
mit Absicht oder per Zufall, zum mäch-
tigsten Werkzeug geworden, mit dem ge-
wisse westliche Regierungen Afrika weiter-
hin als Kontinent der Bittsteller erhalten.

In seinem Buch „The Great Escape“ („Der 
große Ausbruch“) erklärt Angus Deaton, Ex-
perte für globale Armut und ausländische 
Entwicklungshilfe und jüngster Träger des 
Wirtschaftsnobelpreises, dass ausländische 
Entwicklungshilfe mehr schadet als nützt. 
Ihm zufolge korrumpiert es Regierungen 
und erreicht selten die Armen. Nach sei-
nem Urteil ist die globale Armut heute nicht 
mehr das Ergebnis mangelnder Ressourcen 
oder Möglichkeiten, sondern von armen In-
stitutionen, schlechter Regierungsführung 
und toxischer Politik. Obwohl immer noch 
Milliarden von Dollar an offiziellen Entwick-
lungsgeldern von den Geberregierungen an 
die Empfängerregierungen fließen, ist es 
bisher nicht gelungen, die Armut zu beseiti-
gen. Die Gelder dienten eher kommerziellen 
Interessen zu Hause oder kauften politische 
Verbündete im Ausland.

Der Fluch ausländischer Entwicklungshilfe
TÖDLICHE HILFE STATT NACHHALTIGE ENTWICKLUNGSFÖRDERUNG: Dieser Vorwurf an die staatliche 
Entwicklungshilfe ist bereits in dem 1985 erschienenen Buch von Brigitte Erler, frühere Referentin im 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, erhoben worden. Ein Vorwurf, der auch heute noch u.a. 
von afrikanischen Experten wie dem simbabwischen Wirtschaftswissenschaftler Vince Musewe vertreten wird.

schätzungsweise mehr als 2,3 Billionen US-
Dollar an Entwicklungshilfegeldern vom 
Westen nach Afrika geflossen, aber bis heute 
bleiben in vielen afrikanischen Empfänger-
ländern Armut und Unterentwicklung ein 
gemeinsames Merkmal.

Mehr Geld verlässt Afrika, als rein-
kommt

Ein im Jahr 2014 veröffentlichter Bericht, 
der von dreizehn im Vereinigten Königreich 
und in Afrika ansässigen Nichtregierungs-
organisationen verfasst wurde, darunter 
Health Poverty Action, Jubilee Debt Cam-
paign and World Development Movement, 
erregte mit seiner Aussage Aufsehen, west-
liche Länder nützten Entwicklungshilfe 
für Afrika als Vorwand, um ihren Einfluss 
beizubehalten und die „anhaltende Plünde-
rung“ des Kontinents zu vertuschen. Jährlich 
verliert der Kontinent fast 60 Milliarden US-
Dollar durch Steuerhinterziehung, Klima-
schutzmaßnahmen und die Profitflucht aus-
ländischer multinationaler Unternehmen.
Der Bericht weist auch darauf hin, dass Sub-
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sahara-Afrika jedes Jahr 134 Mrd. US-Dollar 
an Darlehen, ausländischen Investitionen 
und Entwicklungshilfe erhält, gleichzeitig 
jedoch würden 192 Mrd. US-Dollar aus der 
Region abfließen und damit ein Defizit von 
58 Mrd. US-Dollar hinterlassen. In Bezug auf 
Entwicklungshilfegelder schicken die west-
lichen Länder jedes Jahr etwa 30 Mrd. US-
Dollar nach Afrika, doch mehr als das Sechs-
fache dieses Betrags verlässt den Kontinent, 
„hauptsächlich in die Länder, die diese Hilfe 
bereitstellen“. Ebenso wird der Abbau von 
Ressourcen unter dem Deckmantel der Hilfe 
durchgeführt. Mit anderen Worten, es fließt 
mehr Geld aus dem afrikanischen Kontinent 
raus als das, was hereinkommt. Millionen 
von Afrikanern bleiben mittellos und arm 
zurück.

Im Gegensatz zum konditionalen und be-
lehrenden westlichen Geberansatz bietet 
sich China als alternative Quelle für „freund-
schaftliche“ Hilfe für Afrika an. Chinas An-
satz der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Empfängerländer hat 
dazu beigetragen, seinen Einfluss in Afrika 
zu stärken. Obwohl China behauptet, dass 
es den Empfängerländern keine politischen 
Ansichten, Ideale oder Prinzipien aufdrängt 
– was sich in „bedingungsloser“ Unterstüt-
zung widerspiegele –, gibt es unumstößliche 
Beweise, dass Chinas Motive in erster Linie 
in der Rohstoffgewinnung liegen. Bedin-
gungslose Hilfe wird im Austausch gegen 
begünstigte Zugänge gewährt. Darüber 
hinaus wird China häufig auch der skrupel-
losen Hilfe beschuldigt, weil es Geberbezie-
hungen mit Staaten eingeht, denen schwere 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen 
werden.

Teufelskreis der Hilfe
Die Entwicklungsökonomin Dambisa 

Moyo formuliert in ihrem Buch „Dead Aid“ 
klar, was sich hinsichtlich ausländischer 
Hilfe ändern muss: „Es ist an der Zeit, auf-
zuhören so zu tun, als würde das derzei-
tige hilfsbasierte Entwicklungsmodell ein 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum in den 
ärmsten Ländern der Welt herbeiführen. Das 
wird nicht der Fall sein.“ Ihr zufolge ist das 

der bürgerlichen Freiheiten, wodurch inlän-
dische und ausländische Investitionen in 
arme Länder unattraktiv werden. Größere 
Undurchsichtigkeit und weniger Investiti-
onen verringern das Wirtschaftswachstum, 
was zu weniger Arbeitsplätzen und zuneh-
mender Armut führt. Als Antwort auf die 
wachsende Armut geben die Geber mehr 
Hilfe, was die Abwärtsspirale der Armut 
fortsetzt. Solange die Länder arm bleiben, 
können korrupte Regierungen auf auslän-
dische Geldflüsse zählen.

„Das ist der Teufelskreis der Entwicklungs-
hilfe: ein Kreislauf, der dringend benötige 
Investitionen abwürgt, eine Kultur der Ab-
hängigkeit schafft, wuchernde und systema-
tische Korruption erleichtert – dieses alles 
mit schädlichen Folgen für das Wachstum. 
Dies ist der Zyklus, der in der Tat die Unter-
entwicklung aufrechterhält und wirtschaft-
liches Versagen in den ärmsten der hilfsab-
hängigen Länder garantiert“, schreibt Moyo.

Wachstumsverhinderung
Es gibt auch überwältigende Beweise 

dafür, dass ausländische Entwicklungspro-
gramme bei fehlender Rechenschaftspflicht 
und fehlenden Kontrollmechanismen eher 
als Ersatz für Steuereinnahmen fungieren. 
Solange Entwicklungsgelder ins Land flie-
ßen, brauchen die Regierungen keine effizi-
enten Steuersysteme einführen, die die Rei-
chen und Mächtigen in die Pflicht nehmen. 
Die Steuereinnahmen werden dann zur 
Quelle von Korruption und unproduktiver 
Mittelverschwendung, statt in produktive 
Sektoren wie Gesundheit, Bildung und Infra-
struktur gelenkt zu werden.

Bekanntlich sind gerade Regierungen von 
Ländern, die ein hohes Maß an Hilfe bekom-
men, tendenziell weniger an der Förderung 
von Unternehmern und der Entwicklung 
einer starken Mittelschicht als an der Vo-
rantreibung ihrer eigenen finanziellen In-
teressen interessiert. Ohne eine starke wirt-
schaftliche Stimme ist eine Mittelschicht 
machtlos, ihre Regierung zur Rede zu stellen. 
Mit leichtem Zugang zu Bargeld aus der Aus-
landshilfe bleibt eine Regierung allmächtig 
und nur ihren Hilfsgebern und nicht ihren 

Nettoergebnis der Hilfsabhängigkeit, dass 
statt eines funktionierenden Afrika, das von 
Afrikanern für Afrikaner verwaltet wird, 
eines übrig bleibt, in dem Außenstehende 
versuchen, sein Schicksal zu bestimmen und 
das Sagen haben. Sie ermutigt die Entwick-
lungsländer, bewusst neue Wirtschaftsplä-
ne zu entwickeln, die weniger auf Hilfe und 
dafür mehr auf Handel und Investitionen 
von privaten Kapitalmärkten basieren.

Eine weitere kritische Frage, die Moyo in 
ihrem Buch aufwirft, bezieht sich auf die 
Auswirkung von Entwicklungshilfe auf die 
lokalen Kapitalmärkte und den Wirtschafts-

sektor in den Empfängerländern. Auch an-
dere Beispiele von subventioniertem Gen-
mais oder Altkleidern, die lokale Märkte zu 
Dumpingpreisen überschwemmen, wäh-
rend Bauern und Schneiderinnen arbeitslos 
werden, verdeutlichen die Schwächung lo-
kaler Märkte. Ein produzierendes Gewerbe 
entsteht nicht. Zölle auf Rohwaren sind nied-
riger als auf verarbeitete Produkte, wie das 
beispielsweise bei Kaffeebohnen bzw. ge-
mahlenem Kaffee der Fall ist. Die Botschaft 
dahinter verdeutlicht der Wirtschaftswis-
senschaftler James Shikwati in einem Inter-
view mit der FAZ vom 4.4.2007: „Produziert 
keine Endprodukte! Packt die Rohwaren in 
Säcke und liefert sie uns, und wir schicken 
euch dann gerne die Endprodukte.“

Die Auslandshilfe stützt nach Moyos Ana-
lyse zudem korrupte Regierungen und ver-
sorgt sie mit frei verfügbarem Geld. Diese 
korrupten Regierungen beeinträchtigen die 
Rechtsstaatlichkeit, die Schaffung transpa-
renter ziviler Institutionen und den Schutz 
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Bürgern gegenüber rechenschaftspflichtig. In ih-
rem Wachstum gehemmt, erreicht die Mittelklasse 
niemals jene kritische Masse, die sich historisch als 
wesentlich für den wirtschaftlichen und politischen 
Erfolg eines Landes erwiesen hat. Anstatt eine starke, 
dynamische Mittelschicht zu entwickeln, um das 
Wirtschaftswachstum zur Linderung der Armut anzu-
kurbeln, erstickt die Hilfe das Wachstum und erhöht 
dabei die Armut.

Entwicklungshilfe hilft den Armen nicht
Bei all den vorhandenen Beweisen dürfte klar sein, 

dass Afrika definitiv nicht Endbegünstigter auslän-
discher Entwicklungshilfe ist. Es braucht einen Para-
digmenwechsel für den Bereich der Entwicklungshilfe 
in Entwicklungsländern, um fruchtbare Ergebnisse zu 
erzielen. Dafür müssen zwei Schlüsselaspekte berück-
sichtigt werden:

Ausrottung des Hilfeabhängigkeitssyndroms: Es ist 
dringend notwendig, dass die Empfängerländer ihre 
Entwicklungsverantwortung wahrnehmen und weni-
ger auf Hilfe angewiesen sind. Dies erfordert nicht nur 
eine Einstellungsänderung, sondern auch die Schaf-
fung eines institutionellen Rahmens in den Empfän-
gerländern, der die Sparkultur, die Rechenschafts-
pflicht der Führungskräfte, die Rechtsstaatlichkeit 
und die ordnungsgemäße Verwaltung und Zuteilung 
von Ressourcen fördert.

Bessere Wirtschaftsentwicklungspolitik: Es liegt 
auf der Hand, dass sich die Entwicklungshilfe bei 
einer schlechten Politik keineswegs positiv auf das 
Wachstum auswirkt, wobei vereinzelte Projekterfolge 
auch dazu genutzt werden, um eine künstliche Sta-
bilität zu suggerieren. Die anhaltende Auferlegung 
politischer Maßnahmen sind geberorientiert und 
gehen nicht notwendigerweise die zentralen sozia-
len Aufgaben und Probleme an der Basis an. Damit 
bleiben sie ein Hindernis für die wirksame Nutzung 
der Entwicklungshilfe zur Förderung einer nachhal-
tigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, die 
von den Empfängerländern selbst gesteuert wird. 
Entwicklungshilfe, die nicht den Lebensstandard der 
armen ländlichen Gebiete verbessert, das Leben mar-
ginalisierter Bürgerinnen und Bürger stärkt und nicht 
zu einer inklusiven makroökonomischen Entwicklung 
führt, sollte weder unterhalten noch akzeptiert wer-
den.

Die offensichtlichen Schlussfolgerungen aus allen 
oben angesprochenen Problemen sind, dass erstens 
Entwicklungshilfe den Armen nicht hilft, sondern 

Geberinteressen bedient sowie in den Ländern auto-
kratische Regime und eine Elite stärkt und festigt, die 
bald ihre eigenen politischen Interessen und nicht na-
tionalen Interessen verfolgen. Es kann daher die Un-
terdrückung verstärken, das Wachstum einer starken 
Mittelschicht einschränken und die Armen, die ei-
gentlich die beabsichtigten Endbegünstigten sind, 
weiter marginalisieren.

Zweitens sind Zuwendungen keine entscheidende 
Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung, da 
sie lokale Märkte verzerren können. Sie neigen dazu, 
Regierungen ein falsches Gefühl der Sicherheit zu ge-
ben, zu Missbrauch von Steuereinnahmen zu führen 
und die Korruption zu erhöhen, was zu schwerwie-
genden politischen Ineffizienzen führt, die das Wirt-
schaftswachstum ersticken. Sie haben tendenziell 
kurzfristige Auswirkungen und können vorüberge-
hende Erleichterung bieten, fördern aber langfristig 
nicht die Schaffung nachhaltiger Einkommen, insbe-
sondere für die marginalisierten Armen.

Ausländische Entwicklungshilfe hat daher nicht die 
beabsichtigten Ziele erreicht, und dies erfordert einen 
völlig neuen und informierten Ansatz, wenn Afrika 
aus eigener Initiative und in Eigenregie aufsteigen 
will. Dass dies möglich ist, formuliert James Shikwa-
ti auf die Frage, was passieren würde, wenn die Ent-
wicklungshilfe von heute auf morgen gestoppt wür-
de: „Zunächst gäbe es eine Krise, aber dann käme es zu 
einer Wiedergeburt. Die Afrikaner würden erkennen, 
dass sie die Lösungen ihrer Probleme vor der eigenen 
Haustür finden.“  >> Vince Musewe

Der Autor ist Wirtschafts-
wissenschaftler und poli-
tischer Analyst, ansässig 
in Harare/Simbabwe.
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Im ersten Kapitel Ihres Buches „Afrotopia“ 
erwähnen Sie einen doppelten Diskurs, wenn 
man vom Kontinent Afrika spricht: Es geht 
einerseits um eine leuchtende und anderer-
seits um eine chaotische Zukunft. Wird sich 
in der Realität nicht die Bestürzung über das 
Chaos durchsetzen?

So weit würde ich nicht gehen. Angesichts 
einer großen Zahl von Krisen, von Ländern 
mit Kriegen, den Schwierigkeiten, Grundbe-
dürfnisse zu befriedigen oder die Macht zu 
organisieren, wie auch die Beteiligung aller 
in gleicher und gut verteilter Weise, ja, da 
gibt es Bestürzung. Aber ich komme auf dem 
Kontinent herum, in den Städten, auf dem 
Lande, in verschiedenen Regionen, ich habe 
nicht das Gefühl, dass die Afrikaner bestürzt 
sind über ihre Lage in der Welt.

Viele Länder Afrikas werden heute als Staa-
ten mit erheblichem Wachstum dargestellt, 
Beispiele wie Ruanda oder Ghana werden 
genannt. Zugleich aber zeigt sich im Alltag 
der Menschen, dass es ganz anders zugeht. 

Wie erklären Sie sich als Ökonom diese 
Diskrepanz?

Man kann das Ganze auf zwei Ebenen be-
trachten. Zum einen gibt es einen Fetischis-
mus des Wachstums. Wachstum an sich sagt 
nicht viel aus, denn entscheidend ist ja, ob 
es die Lebensbedingungen der Menschen 
verbessert. Wir sollten da nicht Aussagen 
hineininterpretieren, die nicht darin ent-
halten sind. Der Indikator sagt nichts über 
Ungleichheiten, Beschäftigung und Wohl-
ergehen aus, wie diese Vermögenszunahme 
umverteilt wird oder zur Verbesserung des 
Lebensniveaus beiträgt.

Man muss sich nicht nur in Bezug auf Afri-
ka vom Fetischismus des Wachstums tren-
nen. Man muss den Begriff neu definieren. 
Beobachtete Tendenzen zu wachsendem 
Wohlstand sind zwar richtig, aber das be-
deutet nicht, dass den Bedürfnissen der Be-
völkerung entsprochen wird. Wenn Sie eine 
Gesellschaft haben, in der eine Minderheit 
Reichtum und Macht an sich reißt, wird sich 
auch durch Wachstum kaum etwas ändern.

Es wird viel über die große globale Krise in 
ökologischer und wirtschaftlicher Hinsicht 
und einen Anstieg von bewaffneten Kon-
flikten gesprochen. Was sind die Ursachen 
und wie sehen Sie diesbezüglich die Reakti-
onen Europas?

Die Hauptursache ist bekannt: das west-
liche kapitalistische Modell. Es hat gravie-
rende Folgen für die Umwelt, belastet die 
Ressourcen des Planeten stark und bedroht 
seine Regenerationsfähigkeit. Der Kurs muss 
sich ändern, das ist eine grundlegende Fra-
ge. Da geht es auch um eine bedeutende 
zivilisatorische Entscheidung, wie man das 
industrielle Abenteuer des 20. Jahrhunderts 
in Europa anhalten kann, wie man eine in-
telligentere Beziehung zwischen Ökonomie 
und Ökologie herstellen und viel ressour-
censchonender, respektvoller gegenüber der 
Umwelt und nachhaltiger sein kann. Das 
Problem ist freilich, dass, was immer in einer 
Region entschieden wird, Auswirkungen auf 
planetarer Ebene hat und die desaströsen 
Folgen überall spürbar werden. Damit ist es 
eine globale Frage.

Sie sprechen von Dekolonisierung des Geistes 
und davon, die Vorstellungskraft neu zu 
erfinden. Gibt es da nicht die Gefahr, die 
Vergangenheit zu glorifizieren?

Nein, man sollte nicht in eine solche intel-
lektuelle Falle geraten. Die Tradition ist ein 
symbolisches Kapital, das man erneut mobi-
lisieren muss. Sie ist nie erstarrt, wenn man 
Tradition sagt, meint man kulturelle Sach-
verhalte, die Menschen im Laufe der Zeit 
stabilisieren. In diesem Erbe muss man nach 
dem suchen, was funktioniert hat, um es zu 
reaktivieren und gegebenenfalls anzupas-
sen. Diese Sachverhalte wurden erfunden, 
um den Herausforderungen der Gegenwart 
zu begegnen. Man muss festhalten, dass 

„Die afrikanische Moderne ist schon da, sie 
wird täglich neu erfunden“
INTERVIEW MIT FELWINE SARR. Den Geist zu dekolonisieren, das Imaginäre wiederzufinden, ein System der 
Repräsentanz zu etablieren, das Individuen in den Mittelpunkt stellt: Für den senegalesischen Ökonom und Autor 
Felwine Sarr verfügt der afrikanische Kontinent heute über alle Mittel, um ein Laboratorium der Ideen und einer 
neuen Ordnung zu sein. Mit ihm sprach Wendy Bashi.
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unsere Vergangenheit systematisch nie-
dergemacht worden ist. Der Kolonialismus 
hatte ja nicht nur mit Waffen oder Waren 
zu tun, sondern damit, dass ihre Ideen an 
die Stelle der unseren gesetzt wurden. Wie 
können wir als die ältesten Zivilisationen 
der Welt gelten und dann auf lange Sicht 
keine interessanten Antworten hervorge-
bracht haben? Europa hat sich ja auch eine 
alte Zivilisation angeeignet, die der Antike. 
Wer uns Afrikaner an einer solchen Wieder-
befruchtung hindern will, redet dann gerne 
von „Nostalgie“. Es ist diese subtile Art, uns 
mitzuteilen, dass unser Beitrag zur Welt 
nichts wert sei. Daher müssen wir diese Art 
von Diskurs ablehnen.

Wie soll man der Krapfen-Verkäuferin an der 
Straßenecke in Kinshasa oder dem Bauern 
der Sahel-Zone erklären, dass man die Vor-
stellungskraft neu erfinden muss?

Ich denke, dass deren Vorstellungskraft 
weniger belastet ist. In unseren ländlichen 
Gebieten sind die Menschen weniger vom 
Wunsch infiziert, im Zeitalter von Industrie 
und Neoliberalismus zu leben. Nein, all das 
betrifft unsere Eliten, deren Hauptanliegen 
es ist, ein Modell zu imitieren, das systema-
tisch alles abwertet, was auf dem Kontinent 
produziert wird. Stattdessen glauben sie, mit 
dem Streben nach Höherem Lebensformen 
zu erreichen, die aus dem Westen kommen. 
Diese Arbeit findet auf mehreren Ebenen 
statt, sie erfordert Wissen, Kino, die Künste, 
das Bild, das wir von uns selbst haben. Sie 
bedeutet, uns unserer Kulturen und unseres 
Erbes gewahr zu werden und diese sich wie-
der anzueignen. Das heißt nicht, dass wir 
nicht kritisieren dürfen, was rückschrittlich 
ist, aber offensichtlich gibt es viele grundle-
gende Ressourcen, denen wir folgen müssen.

Was sollten wir von afrikanischen Traditionen 
behalten und was sollte geändert werden?

Dies erfordert einen Diskurs von zivilisa-
torischer Bedeutung, der die Art der Gesell-
schaft reflektiert, die wir aufbauen wollen, 

und die Werte, die im Mittelpunkt dieser Ge-
sellschaften stehen sollten.

Es gibt verschiedene Formen des Wirt-
schaftens, die wir Kreislaufwirtschaft nen-
nen, die Ökonomie des Schenkens und Ge-
genschenkens, in denen Beziehungen und 
Austausch anders betrachtet werden. All 
diese Formen sind latent vorhanden, sie 
existieren in Gesellschaften und verdienen 
es, daraufhin überprüft werden, wie sie uns 
helfen können, auf die Dringlichkeit zu rea-
gieren, das Wirtschaftliche, das Soziale, das 
Politische und die Beziehung zum Leben neu 
zu erfinden. Das ist meiner Meinung nach 
die globale Frage der Zukunft: Wie erfinden 
wir unsere Zivilisation neu? Wie gestalten 
wir unsere Beziehung zu unserer Umwelt?

Was ich in unseren Kulturen grundlegend 
finde, ist, dass sie schon wissen, wie man 
soziale Bindungen webt, wie man Konvi-
vialität und Zusammenhalt schafft und 
Unterschiede artikuliert. Natürlich gibt es 
wie in allen Gesellschaften Reibungen und 
Probleme, doch man weiß dem Einzelnen 
seinen Platz in der Gruppe zu geben. In einer 
Welt, die sich auflöst, in der überall Gesell-
schaften zusammenbrechen, wo die soziale 
Bindung zum Problem wird und die zentri-
fugalen Tendenzen des neoklassischen Indi-
vidualismus herrschen, müssen wir wissen, 
wie man Gemeinschaft wiederherstellt. Das 
bedeutet nicht, Individualität zu leugnen, 
doch die gesamte menschliche Produktion 
wird von der Gruppe erledigt. Da, finde ich, 
haben unsere Gesellschaften in der Sprache 
der Ökonomen einen außerordentlichen 
Wettbewerbsvorteil. Wir haben viel zur Welt 
beizutragen.

Gibt es hier Überschneidungen zu Ansätzen 
wie Degrowth, Transitions Towns, Ubuntu 
oder Buen Vivir?

Die afrikanischen, asiatischen und in-
dischen Welten haben Antworten auf wirt-
schaftliche, ökologische, gesellschaftliche 
Themen geliefert, die sich nicht erschöpft 
haben. Auf diese Ressourcen können wir uns 

stützen, können, wenn wir bereit sind, in sie 
investieren.

Ich denke, dass der alternative Modus, 
den wir wollen, durch die Formulierung all 
dieser Ansätze erreicht wird. Die Vielfalt der 
Erfahrungen bietet interessante Möglich-
keiten. All diese Initiativen interessieren 
mich, denn sie sind Gesichter eines Experi-
ments, das man ausprobieren kann. Es wird 
in verschiedenen Kontexten spezifische Ant-
worten geben.

Wie würde Afrika in diesem neuen demo-
kratischen System aussehen? Wie würde das 
Problem der Repräsentation gelöst?

Ich weiß es nicht, ich weiß nur, dass wir es 
erforschen müssen. Für jede Art von Problem 
werden wir die Institutionen finden, die 
die Teilnahme möglichst vieler Menschen, 
Ausgewogenheit, Gleichheit, gegen Macht 
und unter Berücksichtigung der Optionen 
des kollektiven Lebens gewährleisten. In 
vorkolonialer Zeit gab es im Senegal Gesell-
schaftsstrukturen, in denen die Menschen 
auf vielerlei Art in sich überlagernden Netz-
werken verbunden waren. Da gab es die auf 
die Geburt bezogenen Netzwerke, matriline-
are oder patrilineare Abstammungslinien, 
sozio-professionelle Netzwerke, ethnische 
Netzwerke, Altersklassen-Netzwerke. All 
diese Gemeinschaften sind konzentrische 
Kreise, die Dinge werden miteinander ge-
teilt, das bedeutet für mich Reichtum. Es gab 
Versammlungen für jede Art von Gemein-
schaft, für jede Gemeinde, die wirklich re-
präsentativ waren. Ich glaube an den Genius 
der Gesellschaften, wir müssen diesen nur in 
Aktivität umsetzen.

Heute redet man oft von der problema-
tischen Bevölkerungsentwicklung Afrikas. 
Die Afrikanische Union hat unlängst einen 
Fahrplan veröffentlicht, wonach vornehmlich 
in die Jugend investiert werden muss. Wie 
denken Sie, kann man die demographische 
Dividende zu einer Kraft für den Kontinent 
nutzen?



30 afrika süd dossier entwicklung 2017

Entwicklung: Ideenwerkstatt

Es besteht ein breiter Konsens darüber, dass man 
vorwiegend in Humankapital, also in Bildung und 
Gesundheit, investieren muss. Wenn man in das phy-
sische Wohlbefinden des Menschen, in seine intellek-
tuellen Fähigkeiten investiert und seine Kapazitäten 
transformiert, wird er ein nützlicher Agent sein. Aus 
rein ökonomischer Sicht wird er eher dazu beitragen, 
Reichtum zu produzieren. Dass man in das Humanka-
pital investieren und dies von Qualität sein muss, da-
rüber dürfte es in der Theorie kaum Kontroversen ge-
ben. Politisch stellt sich indes die Frage, wie man dahin 
kommt, dass weniger für das Militär, den Sicherheits-
sektor und andere Bereiche ausgegeben wird, wenn 
man von der Prämisse ausgeht, dass Investitionen in 
den sozialen Bereich an erster Stelle stehen müssen, 
um Entwicklung, Wachstum, Frieden und Sicherheit 
zu erreichen. Das ist die große Herausforderung.

Wie sieht denn der Weg in die Modernität Afrikas aus?
Wenn ich in Dakar, Abidjan und anderen Haupt-

städten Afrikas unterwegs bin, sehe ich, dass die afri-
kanische Modernität schon präsent ist. Ich schaue mir 
an, wie die Menschen ihre Synthesen betreiben, wie 
sie sich kleiden, sei es mit afrikanischen oder nicht-
afrikanische Stoffen, die auf aktuelle und moderne 
Art stilvoll sind. Sie kleiden sich in Anlehnung an ver-
schiedene internationale Stile, die sie in Beziehung 
zu Afrika artikulieren, das ihnen gehört, in dem sie 
eine Produktion haben, die ihnen gehört. Modernität 
ist also kein Prozess, sie ist schon da. Das Problem ist 
allerdings, zu begreifen, dass man modern sein kann, 
ohne westlich zu sein. Das sind zwei verschiedene 
Dinge, denn Modernität entsteht überall. Es gibt sie 
in Asien, Afrika und in Indien, sie erfindet sich jeden 
Tag neu.

Wie stellt sich bei dieser Suche der Unterschied in der 
Forschung zwischen Senegal und Südafrika dar?

Natürlich sind die südafrikanischen Universitäten 
unvergleichlich reicher, sie haben mehr Mittel. Darü-
ber hinaus sollte man Achille Mbembe befragen, der 
ja in Südafrika lehrt und weiß, ob man sich dort einer 
Forschung zuwendet, die ich eine prospektive For-
schung nennen würde, eine Forschung, die darauf ab-
zielt, die Formen von morgen zu erfinden. Was ich an 
den senegalesischen Universitäten kritisiere: Sie neh-
men lokale Probleme nicht hinreichend wahr, sie sind 

auch keine Agenten der Transformation ihrer eigenen 
Umgebung. Sie sind noch allzu sehr von der koloni-
alen Tradition geprägt, auch wenn es da interessante 
Ansätze zur Erneuerung gibt, z.B. in der Universität, in 
der ich lehre.

Während der letzten Ausgabe der von Ihnen initiierten 
Denkwerkstätten in Saint Louis haben Sie von einer 
„Afrikanisierung der globalen Frage“ gesprochen. Was 
meinen Sie damit?

Afrika hat dazu alle Mittel, Indien und Lateiname-
rika machen auch interessante Vorschläge. In Boli-
vien hat man das Recht der Natur in die Verfassung 
aufgenommen, die Bewegungen der Indigenen haben 
verdeutlicht, dass die Trennung von Kultur und Natur 
eine westliche Vorstellung ist. Natur ist Teil der Ge-
meinschaft, Erde ist wie eine Mutter, sie ist unveräu-
ßerlich und darf nicht zerstört werden. Afrika ist vor 
allem deswegen interessant, weil der Kontinent alt ist, 
mit einer alten Zivilisation und Wiege der Mensch-
heit, zugleich aber auch jung, mit einer wachsenden 
Bevölkerung, einer jungen Bevölkerung. Und weil 
Afrika nicht vollständig in das Abenteuer des 20. Jahr-
hunderts verstrickt ist, gibt es Räume für Initiativen, 
Platz für Konstruktionen, Orte zu besetzen und zu 
bewohnen, Städte noch zu erbauen; all das sind Ele-
mente, um vieles anderes neu zu gestalten.

Worum geht es in Ihren nächsten Denkwerkstätten?
Wir haben als allgemeines Thema „Planetare Bedin-

gungen und Lebenswelten“, und Themen wie Deko-
lonisation, die Verbreitung von Wissen, Feminismus, 
Wirtschaft, Formen der Demokratie, Souveränität, 
Panafrikanismus, den Roman, Identitäten in der Dias
pora.

Was ist denn nun Afrotopia? Und wie können wir die-
sen Ansatz erreichen?

Das liegt an uns: Es geht uns vor allem um einen 
neuen geistigen und psychologischen Horizont, ihm 
eine präzise Form zu geben. Das ist das Wichtigste. Zu-
nächst müssen wir an der Imagination arbeiten, auf-
zeigen, dass der Horizont nicht verschlossen, sondern 
offen ist, es viele Möglichkeiten gibt, in unserem kon-
kreten Kontext etwas Neues zu erfinden. Das Univer-
sum ist nicht blockiert. Afrotopia ist der Ort unserer 
Erfüllung, an dem wir uns entfalten können.

Felwine Sarr: Afrotopia
Geboren 1972 in Sine-Saloum, 150 km südlich von Dakar, studierte Ökonomie in 
Orléans, Frankreich. Er ist Direktor der ökonomischen Fakultät an der Universität 
„Gaston Berger“ in Saint-Louis im Senegal.
In „Afrotopia“, 2016 bei Ed. Philippe Rey erschienen, plädiert Sarr für eine Zukunft 
Afrikas, bei der das kulturelle, politische und spirituelle Erbe des Kontinents Einzug 
hält in die Verwaltungssysteme. Eine englische Übersetzung wird voraussichtlich im 
Frühjahr 2017 erscheinen.

Foto S. 29: Denkwerkstatt 
2016: Felwine Sarr (Mitte) 
mit Achille Mbembe 
und der Philosophin Yala 
Kisukidi.
Bild: Guillaume Bassinet
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Der Philosoph und Historiker Achille Mbembe gehört zu den ein-
flussreichen Vordenkern Afrikas. Mbembe ist weltweit unterwegs, 
er lehrte an Universitäten in den USA und forscht heute am Wits 
Institute for Social and Economic Research an der Witwatersrand-
Universität in Johannesburg. Wie sein senegalesischer Kollege Fel-
wine Sarr ist auch Mbembe ein weltgewandter „Afropolitan“. Beide 
nehmen ihre Herkunft zum Anlass, um über die „conditio humana“ 
nachzudenken. Sie haben in Dakar Denkwerkstätten eingerichtet, in 
denen die „Afrikanisierung der globalen Frage“ debattiert wird.

„Die Zeit scheint für uns zu arbeiten. Es gibt in der heutigen Welt 
kein ‚Zentrum‘ mehr, das Gesetze erlässt und dem Rest seinen Willen 
aufzwingt, auch wenn es natürlich immer noch Herrschaftsdomä-
nen gibt“, meint Mbembe in einem Interview mit der französischen 
Libération (5.7.2017). „Eine der Stärken der neuen Bewegungen des 
afrodiasporischen Denkens ist es, an Schnittstellen zu arbeiten. 
Denn wo immer sie sind, diese Denker sind sowohl drinnen als auch 
draußen und gehören mehreren Welten gleichzeitig an, sie sind in 
der Lage, einen neuen Diskurs zu artikulieren.“

Mbembe bezieht sich dabei auf Nadia Yala Kisukidi, Elsa Dorlin, 
Francoise Vergès, Mamadou Diouf, Hourya Bentouhami, Abdour-
ahmane Seck oder Pap Ndiaye, alles Namen, die einem deutschen 
Publikum weniger bekannt sein dürften, die aber in der franzö-
sischsprachigen afrikanischen Diaspora zu den kritischen Denkern 
gehören, die eine Antwort auf brennende Fragen wie Islam, Staats-
bürgerschaft, Rassismus, Lage der Minderheiten oder Gender geben.

Während Felwine Sarrs „Afrotopia“ noch auf eine deutsche Über-
setzung wartet, wird Mbembe hierzulande bereits rezipiert. Bekannt 
wurde er mit seiner „Kritik der schwarzen Vernunft“ (Suhrkamp, 
Berlin 2014), ein Titel, der sich an die „Kritik der reinen Vernunft“ 
von Immanuel Kant, dem Ende des 18. Jahrhunderts veröffentlich-
ten Meilenstein der Erkenntnistheorie, anlehnt. Für sein Buch wurde 
Mbembe 2015 mit dem Geschwister-Scholl-Preis ausgezeichnet.

In dem Essay zeigt er auf, wie sich der globale Kapitalismus seit 
dem Beginn der Neuzeit aus dem transatlantischen Sklavenhandel 
entwickelt hat. Man mag über Begriffe wie „Rasse“ und „Neger“ stol-
pern, Mbembe behandelt sie als „reale Fiktionen“. „Das Wort Neger 

bezeichnet ursprünglich ein Objekt, das verkauft werden kann. Ne-
ger ist also ein anderes Wort für Ware. Ich verwende es als analy-
tische Kategorie. Neger ist ein Synonym für die Unterdrückten dieser 
Erde“, so Mbembe in einem Interview mit dem Spiegel (11/2017). „Die 
Universalisierung der ‚conditio nigra‘ ist ein konstitutives Moment 
der Moderne. Man könnte auch sagen: Die Welt wird schwarz.“ In 
seiner neoliberalen Spielart überträgt der Kapitalismus die Figur 
des „Negers“ auf die gesamte „subalterne Menschheit“. Je entfessel-
ter der Kapitalismus und die Globalisierung sich ausbreiten, desto 
schneller verwandeln sich Menschen laut Mbembe in Objekte, „in 
digitale Daten und Codes“. Im weltumspannenden Imperium des 
neoliberalen Kapitalismus sei auch Europa nur eine weitere Provinz.

So wie Felwine Sarr sieht, dass Europa „die Puste ausgeht“ und es 
von seinem „falschen Sockel steigen“ und auf die „Schule der Welt“ 
gehen müsse (Libération, 5.7.2017), glaubt auch Mbembe, dass die 
globalen Herausforderungen nur gelöst werden können, wenn auch 
die „afrikanische Dimension“ der Welt berücksichtigt werde. Afrika 
als Labor für die Zukunft: „Das mag ziemlich erstaunlich erscheinen, 
aber Afrika gibt einen Vorgeschmack auf die die kommende Welt. 
Es gibt eine afrikanische Zukunft unseres Planeten, der das kritische 
Denken des 21. Jahrhunderts als eigene Frage gegenüberstehen 
wird.“ (ebd.)

In „Ausgang aus der langen Nacht. Versuch über ein entkoloni-
siertes Afrika“ (Suhrkamp, Berlin 2016) vertieft Achille Membe seine 
radikale Kritik der Entkolonialisierung. Während der „Afropolitanis-
mus“ nach dem postkolonialen Stadium in ein neues Zeitalter der 
Zerstörung und der Zirkulation getreten sei, das „durch die Inten-
sivierung von afrikanischen Migrations- und neuen Diasporabe-
wegungen auf der ganzen Welt gekennzeichnet“ sei (S. 279), haben 
die Europäer womöglich zwar Afrika entkolonisiert, aber nicht sich 
selbst. Noch schärfer zeichnet er in seinem neusten Essay „Politik 
der Feindschaft“ (Suhrkamp, Berlin 2017) das Ende der liberalen De-
mokratie oder deren Verkehrung auf. Ausgehend von den psychia
trischen und politischen Analysen Frantz Fanons, die dieser in den 
1950er-Jahren in Algerien gemacht hat, zeigt Mbembe, wie Krieg 
und Gewalt als Folge der Konflikte um die Entkolonisierung des 20. 
Jahrhunderts zur Signatur unserer Zeit geworden sind, die von der 
obsessiven Suche nach einem Feind gekennzeichnet ist.

Europa sei zwar keine untergehende Welt. Aber es sei müde und 
von nachlassender Lebenskraft, endet er sein Essay „Ausgang aus der 
langen Nacht“. „Sein Geist hat an Gehalt verloren, extreme Formen 
des Pessimismus, des Nihilismus und der Leichtfertigkeit haben ihn 
aufgerieben. Afrika sollte seinen Blick auf etwas Neues richten. Es 
sollte die Bühne betreten und zum ersten Mal tun, was früher nicht 
möglich gewesen ist. Und das wird es in dem Bewusstsein tun, dass 
dadurch für es selbst und für die Menschheit neue Zeiten anbre-
chen.“  >> Lothar Berger

Afrika als Labor für die Zukunft
ACHILLE MBEMBE UND DIE THEORIE DES POSTKOLONIALISMUS
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Während das vorherrschende Wachs-
tums- und Entwicklungsmodell an die pla-
netarischen Grenzen stößt, haben die sozio-
ökonomischen Ungleichheiten national wie 
international zugenommen. Zurück bleiben 
die Versprechen auf „Entwicklung“, die sich 
auf die Idee des „Fortschritts“ gründen, die 
mit der Moderne auftauchte. Angesichts 
dieser Debatte zieht die weltweite Suche 
nach alternativen Gesellschaftsentwürfen 
immer weitere Kreise. Anknüpfend daran 
befinden sich immer mehr Menschen in ver-
schiedenen Teilen der Welt in einem Prozess 
der Wiederbegegnung mit ihren Wurzeln. So 
entstehen immer mehr alternative Vorstel-
lungen, die ihren Ursprung vor allem in tra-
ditionellen Völkern und Nationen aus vielen 
Regionen der Erde haben, sei es in Amerika, 
Asien oder Afrika, einschließlich in Europa.

Interessant ist hervorzuheben, dass aus 
philosophischen Weltanschauungen ver-
schiedener Erdteile diese Art der Fokussie-
rungen und Ansätze aus Lebenskulturen 
und mit verschiedenen Namen und Eigen-
schaften entstehen, die sich von vielen exis
tierenden Praktiken in unterschiedlichen 
Zeiträumen und in unterschiedlichen Re-
gionen der „Mutter Erde“ nähren. Die Ent-
stehung dieser Alternativen hat somit tiefe 

Wurzeln. Sie sind Teil einer langen Suche 
nach Lebensalternativen, geschmiedet in der 
Hitze des Kampfes der Menschheit für ihre 
Emanzipation und ihr Überleben.

Die wohl am bekanntesten Bezeich-
nungen verweisen uns auf das „Buen Vi-
vir“ (Gutes Leben) oder das „Vivir Bien“, 
Wendungen, die aus indigenen, traditionell 
marginalisierten Sprachen Südamerikas 
stammen, wie „sumak kawsay“ (in Quichua), 
„suma quamaña“ (in Aymara) oder „ñande 
reko“ (in Guaraní). Hervorzuheben ist dane-
ben „Ubuntu“ in Afrika – insbesondere im 
südlichen Afrika. Aber es gibt viele mehr. 
Ohne eine vollständige Liste anzustreben, ist 
als weiteres Beispiel „Swaraj“ in Indien nen-
nenswert.

Bewegung und Harmonie
Sowohl Ubuntu als auch Buen Vivir stellen 

Weltanschauungen von einheimischen Völ-
kern dar, die überhaupt nicht vergleichbar 
sind mit westlichen Philosophien. Es sind 
lebendige Philosophien ohne professionelle 
Philosophen, es sind Praktiken ohne Theo-
rien. Es sind insbesondere Erfahrungen der 
Gemeinschaft und kollektive Erinnerungen. 
Es sind keine ausdruckslosen Konzepte, son-
dern tägliche Lebenserfahrungen.

Das bemerkenswerte und tiefgreifende 
der dargelegten Alternativen ist, dass sie 
aus traditionell marginalisierten, sogar ko-
lonisierten und dauerhaft ausgebeuteten 
Gruppen entstehen. Völker, die noch versu-
chen, ihre Werte, ihre Erfahrungen und ihre 
Praktiken zu erhalten. Buen Vivir oder Ubun-
tu sind keine akademische oder parteipoli-
tische Kreation. Es sind keine neuen Rezepte 
oder einfach neue Entwicklungsprogramme, 
es sind vielmehr gemeinschaftliche Lebens-
prozesse.

Ubuntu, bekannt vor allem in den Bantu 
sprechenden Völkern, hat sein Leitprinzip 
in der Bewegung, Buen Vivir in der Har-
monie. Beide Prinzipien – im Wesentlichen 
ähnlich bis komplementär – stellen einen 
konstanten und komplexen Fluss von Inter-
aktionen und wechselseitigem Austausch 
auf: Geben und Empfangen in einem end-
losen Prozess der Wechselseitigkeiten und 
Solidarität. Ubuntu und Buen Vivir nehmen 
die ethische Einstellung an, die das Leben 
eines Menschen leiten sollte: für sich selbst 
und die anderen Lebewesen zu sorgen. Da-
her beinhalten diese Konzepte eine direkte 
harmonische Beziehung zur Natur, mit ih-
ren Rhythmen, ihren Kreisläufen und ihren 
Bewegungen. Und in dieser Welt der Bewe-

Ubuntu, Buen Vivir und die Suche nach 
Lebensalternativen
EINE ANDERE WELT AUS SICHT DER MARGINALISIERTEN
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gungen und Harmonien steht das Leben 
über jeglicher anderer Erwägung. Wir wür-
den sagen, von Interesse ist die Reprodukti-
on des Lebens und nicht die des Kapitals.

Sowohl die Vision des Ubuntu als auch die 
des Buen Vivir verstehen die Gemeinschaft 
wie eine harmonische Verbindung der Le-
benden, der Vorfahren und der zukünftigen 
Generationen. Und aus der genannten Har-
monie, verbunden mit der Mutter Erde, wird 
die Bewahrung des Lebens gewährleistet. So 
weitet sich das Konzept des Lebens auf die 
Umwelt und die zukünftigen Generationen 
aus. Und die verschiedenen Fruchtbarkeits-
rituale in diesen afrikanischen und ameri-
kanischen Gemeinschaften bezeugen diese 
ganzheitliche Sichtweise von einer Welt in 
Harmonie und Bewegung.

So gesehen ist die Arbeit eine Gruppenin-
stitution der gegenseitigen Unterstützung 
in einem gemeinschaftlichen und inklu-
siven Raum. Folglich ist die Arbeit für das 
Gemeinwohl der Bevölkerung bestimmt. Sie 
wird ausgeführt, um die Bedürfnisse und die 
kollektiven Interessen der Gemeinschaft zu 
erfüllen. Es sind diese Organisationsformen 
ihrer Wirtschaften, die es, verstärkt durch 
Reziprozität und Solidarität, ermöglicht ha-
ben, das Vergessen und die Ausgrenzung 
durch das koloniale und republikanische 
System zu konfrontieren. Darüber hinaus 
sind es Institutionen, die den Gemeinschaf-
ten geholfen haben, ihre Produktion unter 
äußerst widrigen Bedingungen aufrechtzu-
erhalten und dabei Kreativität und an den 
sozialen Erfordernissen orientiertes Haus-
halten zu fördern. Sie sind gleichermaßen 
ein leistungsstarker Ausdruck von kultu-
rellen und feierlichen Ritualen der Einberu-
fung und des Zusammenhalts von Gemein-
schaften wie von Räumen des Austausches 
sozio-kultureller Richtlinien.

Aus dieser Perspektive fördern sowohl 
Ubuntu als auch Buen Vivir das Leben durch 

gegenseitige Sorge, Fürsorge und Teilen un-
ter allen Menschen.

Recht der Natur...
An dieser Stelle erkennen wir an: Wäh-

rend ein guter Teil der Vorstellungen über 
konventionelle Entwicklung und sogar viele 
kritischen Strömungen sich innerhalb der 
eigenen westlichen Kenntnis der erwähnten 
Moderne entfalten, entziehen sich diese al-
ternativen Visionen ihrer Grenzen, wie es 
der Anthropozentrismus und der Utilitaris-
mus sind. Durch ihre Herkunft aus gemein-
schaftlichen nichtkapitalistischen Wurzeln 
werfen beide Visionen unterschiedliche 
Optionen zur westlichen Weltanschauung 
auf; ohne die individuellen Rechte abzuspre-
chen, schätzen und stärken sie die Gemein-
schaftsrechte. Sie brechen sowohl mit der 
anthropozentrischen Logik des Kapitalismus 
als dominante Zivilisation als auch mit den 
verschiedenen, bis heute bestehenden For-
men des „real existierenden Sozialismus“, 
indem sie als grundlegende Koordinate das 
vorschlagen, was wir als „Recht der Natur“ 
interpretieren könnten. Aus dieser Lesart 
wird eine sozio-biozentrische, das heißt zi-
vilisatorische, Transformation aufgeworfen.

… versus wachstumsorientierter Fehl-
entwicklung

Die Sichtweisen und Lebenspraktiken aus 
Afrika, Lateinamerika und auch Teilen Asi-
ens haben nichts mit Entwicklung gemein. 
Es geht nicht darum, ein Bündel von Richt-
linien, Instrumenten und Indikatoren an-
zuwenden, um aus der „Unterentwicklung“ 
herauszukommen und jenen erwünschten 
Zustand der „Entwicklung“ zu erreichen. 
Eine im Übrigen nutzlose Aufgabe. Denn wie 
viele Länder haben „Entwicklung“ erreicht? 
Sehr wenige unter der Annahme, dass „Ent-
wicklung“ als angestrebtes Ziel vorausge-
setzt wird.

Nach einem langen und nutzlosen Wett-
lauf nach Entwicklung wird uns heute klar, 
dass das Problem im Entwicklungskonzept 
selbst besteht, das bis heute imperialistische 
und Leben zerstörende Praktiken reprodu-
ziert. Mehr noch, die Welt lebt in einer allge-
meinen „Fehlentwicklung“, eingeschlossen 
die als Industrieländer angesehenen, sprich 
die Länder, deren Lebensstil als Referenz-
Leuchtturm für die zurückgebliebenen 
Länder dienen sollte. Das ist nicht alles: Die 
Funktionsweise des Weltsystems ist „fehl-
entwickelnd“. Diese Feststellung gewinnt 
weltweit immer mehr Zulauf.

Es wird höchste Zeit, das traditionelle 
Konzept von Fortschritt in seiner produkti-
vistischen Form und Entwicklung mit all ih-
ren Synonymen als einzig gültige Richtung 
aufzulösen. Darüber hinaus sind andere, viel 
reichere und übergreifende Visionen, im In-
halt und in Lösungsansätzen, erforderlich. 
Und einige dieser Sichtweisen bieten uns die 
zuvor genannten indigenen Beiträge.

Für diese existiert kein analoges Konzept 
zur Entwicklung, was dazu führt, dass die-
se Idee in vielen Fällen abgelehnt wird. Es 
existiert kein Konzept eines linearen Fort-
schritts des Lebens, das einen Zustand des 
Vorher und Nachher, der Unterentwicklung 
und Entwicklung, festlegt; eine Dichotomie, 
die die Menschen zur Erreichung des Wohl-
stands durchlaufen sollen, wie es in der 
westlichen Welt gedacht wird. Es existieren 
auch keine Konzepte von Reichtum und Ar-
mut, bestimmt durch die Akkumulation oder 
den Mangel an materiellen Gütern. Buen 
Vivir oder Ubuntu zeichnen sich als Katego-
rien in dauerhafter Konstruktion und Repro-
duktion ab.

Ubuntu und Buen Vivir sowie die an-
deren alternativen Lebensanschauungen 
bieten die konzeptionelle und praktische 
Grundlage für eine alternative Vorstellung 
zu Wirtschaftswachstum und Entwicklung. 

„Eine Person mit Ubuntu ist offen und zugänglich für 
andere, fühlt sich durch andere bestätigt, fühlt sich 
nicht von den Fähigkeiten und der Güte anderer bedroht, verfügt 
über eine angemessene Selbstsicherheit, die sich aus dem Wissen 
um die eigene Zugehörigkeit zu einem größeren Ganzen herrührt, 
und fühlt sich selbst herabgewürdigt, wenn andere gedemütigt oder 
herabgewürdigt, wenn andere gefoltert oder unterdrückt werden.“

Desmond Tutu, 
Anglikanischer Geistlicher und früherer Erzbischof von Kapstadt, 
Friedensnobelpreisträger und Menschenrechtsaktivist
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Das heißt nicht nur, dass einige Länder Wachstum ab-
bauen und andere vielleicht auf andere Weise wach-
sen müssen. Erforderlich ist gleichzeitig, die Religion 
des ständigen Wirtschaftswachstums zu überwinden 
und Raum zu lassen, damit die einheimischen alterna-
tiven Vorstellungen teilhaben können bei der Gestal-
tung einer anderen Welt, ohne Ausgrenzungen, ohne 
Gewalt, in der alle Menschen und alle Lebewesen in 
Würde und Frieden leben können. Es wird auch da-
rauf ankommen, ob es gelingt, global zu denken unter 
der Erneuerung regionaler und lokaler Räume. Denn 
nur so können andere territoriale und konzeptionelle 
Landkarten entstehen.

Nach all diesen Weltanschauungen besteht die 
Notwendigkeit, Gemeinschaften auf Grundlage von 
Gleichheit und Gleichberechtigung aufzubauen. 
Damit diese Prinzipien der gemeinschaftlichen So-
lidarität Realität werden, ist die Umverteilung des 
Reichtums und der Zugang der gesamten Gemein-
schaft zu den erzielten technologischen Fortschritten 
unerlässlich; dies erfordert, die Technologien in den 
Dienst des Lebens und nicht der Akkumulation von 
Kapital zu setzen. Vielleicht ist es angebracht, an die-
ser Stelle daran zu erinnern, dass das weit verbreitete 
und bekannteste Betriebssystem mit freier Software 
„Ubuntu“ ist, dessen Logik darin besteht, dass, sobald 
jemand von dieser Erfindung Gebrauch macht, diese 
an wen auch immer zur Verbesserung frei gibt, so dass 
die erste Person, der Urheber, davon sogar in Zukunft 
noch profitieren kann.

Unter Berücksichtigung ganzheitlicher Betrach-
tungsweisen ist es wichtig, die Vielfalt der Bestand-

teile zu verstehen, die das menschliche Handeln be-
dingen, das Ubuntu und Buen Vivir begünstigt, wie 
das Wissen, ethische und spirituelle Verhaltenskodexe 
in Bezug zum Umfeld, menschliche Werte, Zukunftsvi-
sion u.a. Schließlich stellen diese seit langer Zeit beste-
henden Lebensalternativen eine Möglichkeit dar, die 
aktuelle Welt zu überdenken und um eine andere Welt 
aufzubauen, in der alle Lebewesen in Würde leben 
können. So zeigt sich das Potenzial von Ansichten aus 
dem globalen Süden als Ansatzpunkt für einen gesell-
schaftlichen Gegenentwurf zur Wachstumslogik und 
zum Entwicklungspostulat.

Welchen Schluss wir aus dieser kurzen Annäherung 
ziehen können ist, dass man nicht einem monokultu-
rellen Ansatz Platz machen darf. Wir haben verschie-
dene Konzepte zur Hand, mit profunden Ähnlich-
keiten und einigen Unterschieden. Weshalb es besser 
wäre, von „buenos vivires“ (guten Leben) oder „buenos 
convivires“ (Formen guten Zusammenlebens) oder 
von „vielfältigen und gemeinschaftlichen ubuntus“ 
zu sprechen. Wiewohl in einigen Ländern diese Kon-
zepte in ihre Verfassungen integriert wurden, wie es 
in Bolivien und Ecuador der Fall ist, bedeutet das noch 
lange nicht, dass in diesen Ländern Buen Vivir oder 
Vivir Bien hergestellt wird. Um nicht falsch verstan-
den zu werden: Diese Annäherungen aus indigenen 
Gemeinschaften verschiedener Erdteile verleugnen 
nicht die technologischen Vorteile der modernen Welt 
oder mögliche Beiträge aus anderen Kulturen und 
Kenntnisse, die unterschiedliche Voraussetzungen 
der dominanten Moderne in Frage stellen. Sie bieten 
vielmehr eine Möglichkeit, gemeinschaftlich neue Le-
bensformen zu entwickeln.

Mit ihrem Postulat vom Einklang mit der Natur, 
ihrem Widerstand gegen das Konzept der fortwäh-
renden Akkumulation, ihrer Überwindung von utili-
taristischen und individualistischen Sichtweisen der 
Nutzung der Natur und der Gestaltung der Gesell-
schaften dienen Buen Vivir und Ubuntu dazu, die ak-
tuelle Wirtschaft von ihren Wurzeln neu zu entwerfen 
und die Demokratie unter Anerkennung und Verstär-
kung ihrer gemeinschaftlichen Grundlagen tiefgrei-
fend zu modernisieren. Man versteht dann, wie Ubun-
tu kraftvoll und klar vorgibt, dass „eine Person eine 
Person nur durch die anderen Personen ist“ – immer 
unter Errichtung von Beziehungen des Einklangs mit 
der Natur.

>> Alberto Acosta

Der Autor ist ecuadoria-
nischer Ökonom an der 
Lateinamerikanischen 
Fakultät für Sozialwissen-
schaften (FLASCO-Ecua-
dor). Er ist ehemaliger 
Minister für Energie und 
Bergbau sowie Präsident 
der Verfassungsgebenden 
Versammlung seines 
Landes.
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Wenn sich Menschen in Südafrika auf 
Ubuntu beziehen, wird das Wort generell so 
verstanden, als habe es eine klar ersichtliche 
Bedeutung. Demnach soll das Verhalten 
darauf ausgerichtet werden, was gut und 
erstrebenswert ist für den Aufbau konstruk-
tiver zwischenmenschlicher Beziehungen. 
Oft wird Ubuntu als spezifisch afrikanisches 
Konzept gedeutet, etwa in „African Philo-
sophy“ von Mogobe Ramose. Auch Johann 
Broodryks „Ubuntu: Management Philoso-
phy“ ist hier zu nennen.

Professor Ramose interpretiert Ubuntu als 
Philosophie: „Menschliche Individualität ist 
notwendig, aber keine ausreichende Bedin-
gung für das Menschsein. Solange ein Indivi-
duum nicht in eine Gemeinschaft integriert 
ist, gilt es nicht als Person im umfassenden 
Sinn. Persönlichkeit muss errungen werden, 
sie ist nicht einfach gegeben. Im langen Pro-
zess der Persönlichkeitsentwicklung spielt 
die Gemeinschaft eine zentrale Rolle. Sie 
wirkt wie ein Katalysator, denn sie vermit-
telt Normen.“

Das Wort „menschlich“ (ubuntu) ist von 
Sprichwörtern abgeleitet, die bedeuten, dass 
sich jede Person durch Beziehungen mit an-
deren verwirklicht. Es ist in Südafrika, Simb-
abwe und anderen Teilen des Kontinents 
verbreitet. 

In der Kontroverse über Ubuntu wider-
sprechen verschierdene Autoren der Vor-
stellung, dass es außerhalb Afrikas Äquiva-
lente gibt, etwa den Humanismus oder die 
Brüderlichkeit. So schreibt Broodryk, der sich 
selbst als ersten Doktor der Ubuntu-Philo-
sophie versteht: „Ubuntu sollte nicht mit 
westlichem Humanismus verwechselt wer-
den. Ubuntu im Sinn von Menschlichkeit ist 
afrikanisch.“

Das Wort „ubuntu“ und vergleichbare Be-
griffe gibt es in vielen afrikanischen Spra-
chen in Südafrika, wie im isiXhosa, isiZulu 
und anderen Nguni- und Sotho-Sprachen: 
„Umntu ngumntu ngabantu / motho ke mo-
tho ke bantu.“ Das heißt sinngemäß: Eine 
Person ist eine Person durch Andere. Die 
südafrikanische Wissenschaftlerin und po-
litische Analystin Nomboniso Gasa schreibt: 
„Dieses Sprichwort bezieht sich auf soziale 
Beziehungen im weitesten Sinn. Wie sollen 
sie gestaltet werden und welche Gesetze sol-
len gelten, um eine harmonische Gemein-
schaft aufzubauen? Das Sprichwort dient 
als Richtlinie in Beziehungen zwischen dem 
Individuum und der Gemeinschaft. Es be-
tont das Zusammensein als Teil der Gemein-
schaft und regelt, wie Menschen gemein-
sam Probleme lösen und sich in Krisenzeiten 
unterstützen sollen.“

Gasa erläutert weiter: „Das Sprichwort 
schafft die Basis für die Rechenschaftspflicht 
jedes Individuums gegenüber der Gemein-
schaft. Es geht um Moral und Werte, die in-
dividuelle Interessen unter die Interessen 
der Gemeinschaft und der Harmonie einord-
nen.“

Basis für nationale Einheit versus Mar-
keting Label

Der Begriff Ubuntu wird in südafrika-
nischen Diskursen hoch gehandelt. Er wird 
von politischen und religiösen Autoritäten 
oft benutzt, um Respekt zwischen Indivi-
duen einzufordern. Ubuntu wird oft als 
etwas betrachtet, das Südafrikaner zusam-
menhalten kann – als eine Basis für die sozi-
ale Kohäsion und die nationale Einheit. 

Während es möglicherweise ein lobens-
wertes Ziel ist, das emanzipatorischen Wer-
ten entspricht, lebt die Mehrheit der Süd-
afrikaner aber nicht gemäß der Maxime, die 
Ubuntu wörtlich vorschreibt und die Ramo-
se und Gasa in den oben genannten Zitaten 
kurz erläutern.

In vieler Hinsicht wurde Ubuntu bereits 
kommerzialisiert, es wurde zusammen mit 
anderen Worten und Phrasen zur Namens-
gebung von Unternehmen genutzt: Ubuntu-
Finanzdienste, Ubuntu Catering, Ubuntu-
Fahrräder, Ubuntu-Sicherheitsunternehmen 
mit bewaffnetem Personal, um nur einige zu 
nennen. Die Geschäftsleute wissen, welche 
Bedeutung diese Worte für viele Südafrika-
ner haben, doch sie wollen damit nur Profit 
machen. Ubuntu wird zur Management-Phi-
losophie, um die Produktivität zu steigern.

Plurale Bedeutungen
Wir wissen: Ubuntu ist umstritten. Inwie-

weit kann es zu konstruktiven sozialen Inter-
aktionen in Südafrika beitragen? Menschen 
ganz unterschiedlicher Herkunft sollten sich 
miteinander zu einer Gemeinschaft verbin-
den. Wörtlich heißt das: Sich durch Andere 
zu entfalten, miteinander konstruktiv um-
zugehen, nicht egoistisch oder rücksichtslos 
zu sein; das ist die Basis für das Wohl jedes 
Einzelnen.

Ubuntu im Dekolonisierungsprojekt
EIN BEITRAG ZUM VERSTÄNDNIS VON UBUNTU. Wenn es darum geht, das Wissen oder Kulturprojekte vom Erbe 
des Kolonialismus und der Apartheid zu befreien, ist die Wiederbelebung vorkolonialer Werte ein wichtiger 
Bezugspunkt. Welche Bedeutung soll Ubuntu hierbei haben?
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Wir müssen uns damit auseinandersetzen, wie 
Ubuntu benutzt wird. Oft wird es als unveränderbares 
Element afrikanischer Kultur betrachtet und als Qua-
lität, die allen Afrikanern innewohnt. Das meint bei-
spielsweise Ramose. Aber es ist wichtig, dass wir eine 
Debatte über die Pluralität an Bedeutungen beginnen. 
Weil dieses Konzept offen ist für viele Deutungen, ist 
mein Ziel zu fragen, ob es mit einer übergreifenden 
emanzipatorischen Perspektive gedacht und weiter-
entwickelt werden kann. Ist es möglich, eine gemein-
same Synthese zu entwickeln, die sowohl inklusiv, an 
Gemeinwesen orientiert und respektvoll für alle Men-
schen in Südafrika ist? In welcher Weise und wie kann 
Ubuntu von Menschen in ganz unterschiedlichen Le-
benssituationen genutzt werden? Antworten darauf 
können nur durch eine Debatte gefunden werden. 
Schließlich lebt nur noch ein Teil in sozialen länd-
lichen Kontexten, wo es einst entstand.

Widersprüche und komplexe Systeme
Zudem gibt es Sprichworte in den Nguni-Sprachen 

und den äquivalenten Sotho- und anderen Sprachen, 
die dem Orientierungswert von Ubuntu widerspre-
chen. Gasa erklärt: „Das Problem ist, wenn ein Sprich-
wort zu einer Philosophie erkoren wird. Das zerstört 
die Komplexität kultureller Kontexte und Milieus. 
Es raubt afrikanischen Gemeinschaften reiche, viel-
schichtige und auch widersprüchliche Formen der 
Auseinandersetzung, die es in jeder Gesellschaft und 
Zivilisation gibt. Es destilliert ein komplexes System 
an Sprichwörtern und negiert oder verschweigt an-
dere Aspekte, die nicht so gut in die essenzialistische 
und ehrenwerte afrikanische Güte passen.“

Gasa weiter: „Neben Ubuntu gibt es weitere Sprich-
worte, die alle zusammen gehören und Güte und Ge-
meinschaft kontextualisieren. Etwa: ‚Kein Fasan kratzt 
für den Anderen. Derjenige, der es dennoch tut, macht 
es für seine Kinder.‘ Damit wird die Balance zwischen 
individuellen und gemeinschaftsorientierten Aufga-
ben und Verantwortungsbereichen angedeutet. Wie 
kannst Du Mitglied einer Gemeinschaft werden, wenn 
Du Deine eigenen Familienbelange nicht gerecht und 
partnerschaftlich handhabst?“

Gasa erläutert: „Wenn wir Ubuntu aus dem eth-
nophilosophischen Diskurs herausnehmen und ihm 
eine progressive Substanz verleihen, müssen wir 
verstehen, dass es keine Philosophie ist, obwohl es so 
betrachtet wird. Selbst wenn wir es dahingehend ent-
wickeln wollten, können wir nicht verneinen, dass es 
Teil einer komplexen sozio-kulturellen Welt ist, die auf 
das Patriarchat aufbaut, manchmal auf Gewalt und 

Machtbeziehungen. Diese Aspekte müssen wahrge-
nommen und vollständig aufgedeckt werden.“

Die Idee von Ethnophilosophie wurde von Paulin 
Hountondji entwickelt; der Philosophieprofessor aus 
Benin beschreibt essenzialistische Grundlagen des 
afrikanischen Denkens. Das ist die auch von den Süd-
afrikanern Ramose und Broodryk postulierte Vorstel-
lung, es gebe eine afrikanische Philosophie, die sich 
von der unterscheidet, die Philosophen aus Afrika und 
Deutschland anderswo entwickelt haben.

In den Sprichwörtern, die Orientierungen für das 
Verhalten bieten sollen, wird ersichtlich, dass konkur-
rierende Visionen bezüglich vorbildlichen Verhaltens 
existierten. Das bedeutet: in vorkolonialen afrika-
nischen Gesellschaften herrschte keineswegs per se 
Eintracht. Sie basierten auch nicht auf imaginiertem 
Konsens, wie Hountondji meint. Es gab Kontroversen 
darüber, wie man leben sollte. Wie alle Menschen hat-
ten Afrikaner Konflikte und Widersprüche mussten 
geklärt werden. Ubuntu war nur ein Weg, all dies zu 
handhaben.

Im Unterschied zu Zynikern glaube ich, dass es 
wichtig ist, eine humanistische und emanzipatorische 
Vorstellung von Ubuntu zu entwickeln, die umstrit-
tene Bedeutungen akzeptiert. Damit Ubuntu weiter-
hin wichtig ist, muss es als dynamisches Konzept ver-
standen werden. Als Teil afrikanischer Kulturen kann 
es nicht isoliert oder statisch betrachtet werden, denn 
genau so wie Elemente aus anderen Kulturen hat es 
immer Verbindungen nach außen.

Die Bedeutungen, die Ubuntu umfasst, müssen 
diskutiert werden. Das heißt, man muss gegen die pa-
triarchalen, hierarchischen und anti-demokratischen 
Inhalte argumentieren – auch gegen die essenzialis-
tischen und ahistorischen Dimensionen. Wenn wir 
diese analysieren, sehen wir, dass Leute hier ähnlich 
wie bei anderen Elementen von Kultur eine Bedeu-
tung postulieren, die sie als zeitlos ausgeben und wo-
für sie Deutungshoheit beanspruchen. Diese geht oft 
mit der Fortsetzung patriarchaler und hierarchischer 
Vorstellungen einher.

Ganz entscheidend ist, den Verlockungen zu wi-
derstehen, dass die Mutmaßungen, wie Sprichwör-
ter verstanden werden sollen, augenscheinlich und 
offensichtlich sind. Wir müssen gegen angebliche 
Selbstverständlichkeit Vorbehalte bewahren. Gleich-
zeitig müssen wir uns fragen, was es bedeutet, sich 
durch die Beziehungen mit anderen zu verwirklichen, 
und warum dies so wichtig ist für den Aufbau einer 
humanen und mitfühlenden Gesellschaft.

>> Raymond Suttner

Der Autor ist Sozial-
wissenschaftler und 
politischer Analyst. Er ist 
Prof. em. der UNISA und 
an die Rhodes Universität 
assoziiert. Als Anti-
Apartheid-Aktivist war 
er lange Jahre inhaftiert 
oder stand unter Hausar-
rest. Zu seinen Büchern 
zählt „Inside Apartheid’s 
Prison“. Raymondsuttner.
com
Der Beitrag erschien am 
26.9.2017 unter dem Titel 
„Decolonising project 
– what is the place of 
ubuntu?“ in englischer 
Version auf polity.org. Wir 
danken für die freund-
liche Zusammenarbeit.
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Während Afrika eher noch als der hilfsbe-
dürftige Krisenkontinent wahrgenommen 
wird, ist auch hier die Moderne längst in 
vollem Gange. Junge Afrikanerinnen und 
Afrikaner entwickeln neues Selbstvertrauen, 
finden neue Informations- und Ausdrucks-
möglichkeiten und gestalten ihre Zukunft 
mit eigenen kreativen Lösungsansätzen. Sie 
möchten nicht als die armen Opfer dastehen 
und schreiben andere Geschichten. Der gha-
naische Akademiker George Ayittey nennt 
die Generation junger Afrikaner „die Ge-
parden“. Er meint damit eine gebildete und 
dynamische Generation, die die Herausfor-
derungen und Probleme in ihrem Alltag aus 
einer neuen, frischen Perspektive betrachtet.

Smart Africa
Unter dem Begriff „Smart Africa“ florieren 

bereits seit Jahren digitale Innovationen im 
Bereich Mobilfunktechnologie. Die kenia-
nische Erfolgsgeschichte „M-Pesa“ („mobiles 
Geld“, pesa ist das Kiswahili-Wort für Geld), 
ein System, mit dem man bargeldlos über 
auch einfache Mobiltelefone und Smart-
phones bezahlen kann und für das sich 
mittlerweile die halbe Welt interessiert, gilt 
dabei als Auftakt für viele weitere Entwick-
lungen. Den Weg für die Internettechnolo-
gie, die weltweit aus dem täglichen Leben 
nicht mehr wegzudenken ist, ebnete der 
Nigerianer Dr. Philip Emeagwali 1986. Durch 
das Hochgeschwindigkeitsinternet haben 
neue Geschäftsideen seit 2009 zusätzlichen 
Schwung bekommen, sie konnten noch 
schneller wachsen und umgesetzt werden. 
Es scheint fast so, als hätte Afrika jetzt die 
Technologie, die es für seine Entwicklung 
braucht.

Es entstehen sehr viele Innovationen wis-
senschaftlich-technischer Art und für den 
Einsatz im modernen täglichen Leben, zum 
Beispiel im i-Hub in Nairobi, ein Gründer-
zentrum für Unternehmen in der IT-Branche. 
Der Hub bietet den Jungunternehmer/innen 
einen kreativen Raum, wo sie ihre Ideen aus-
probieren können, ihnen Mentoren zur Seite 
stehen, und Möglichkeiten zur Vernetzung. 
Programmierer, Wirtschafts- und Informa-
tikstudenten treffen hier auf Investoren. „Es 
sind Entwicklungsprojekte, doch ihre Erfin-
der suchen keine Spender, sondern Inves
toren“, so Jörg Brase, ZDF-Korrespondent in 
Nairobi. Bis Anfang 2017 wurden hier rund 
dreißig Start-ups gegründet, hunderte wei-
tere sind in der Entwicklung.

Ob im i-Hub oder Nailab, Nairobi, im Co-
Creation Hub, Lagos, im k-Lab, Kigali, im Mu-
zindaHub in Harare oder im The Innovation 
Hub, Johannesburg, um nur einige zu nen-
nen, ob in Kenia, Nigeria, Ruanda, Simbabwe 
oder Südafrika – junge Männer wie Frauen 
werden ermutigt und unterstützt, ihre Ideen 
zu verwirklichen. Gemeinsam ist ihnen, dass 
viele, wenn nicht die meisten von ihnen, Un-
ternehmertum mit gesellschaftlichen The-
men verbinden und so Lösungen für aktuelle 
Herausforderungen sowohl in der Stadt als 
auch auf dem Land, lokal und zunehmend 
auch über den Kontinent hinaus für interna-
tionale Märkte, für Unternehmen, NGOs und 
staatliche Institutionen bieten.

Für immer mehr Herausforderungen wer-
den Lösungen entwickelt und immer mehr 
Menschen haben Zugang dazu. Wo immer es 
an Infrastruktur fehlt, gleichen neue Dien-
ste und Foren den Mangel aus. Technologie 
wird zu einem „cross cutting enabler“. Die 

Unternehmer/innen und Sozialunterneh-
mer/innen lösen ein Problem und verdie-
nen teilweise damit Ihren Lebensunterhalt, 
die Dienstleistungsempfänger sind Kunden. 
Damit haben die Produkte einen Wert und 
es sind keine Almosen für die Armen. Beide 
Seiten sind hier vollwertige Akteure. Auch 
die Ausstellung „Afro-Tech and the Future of 
Re-Invention“ in Dortmund, in Kooperation 
mit Africa Positive, versucht mit gängigen 
Klischees zu brechen und andere Seiten zu 
zeigen. Es wird prognostiziert, dass der An-
teil der IT-Industrie am Bruttosozialprodukt 
Afrikas bis 2025 auf zehn Prozent steigt, 
mehr als doppelt so viel wie in Europa. Und 
es entstehen Jobs.

Apps für alle Bereiche
Besonders verbreitet sind inzwischen 

die zahlreichen Handy-Apps in den ver-
schiedensten Bereichen wie Geldtransfer, 
Vertrieb, interaktive Landkarten, Kommu-
nalentwicklung oder Wissens-, Lern- und Be-
ratungsplattformen, aber auch andere tech-
nische Innovationen, die teilweise parallel 
genutzt werden.

Zum Beispiel vertreibt die kenianische 
Firma M-Kopa in Kooperation mit M-Pesa 
dezentrale Heim-Solarstromanlagen auf 
Mobilfunkleasingbasis. In Kinshasa regeln 
solarbetriebene Verkehrs-Roboter den Ver-
kehr (s. afrika süd 2-2014), auf den Straßen 
von Lagos fährt ein solar- und windbe-
triebener VW-Käfer und ein Teenager aus 
Nord-Namibia hat ein SIM-Karten- und gut-
habenfreies Handy erfunden, das mit Radio-
frequenzen funktioniert.

Im Gesundheitsbereich bietet Daktari 247 
mit einer Plattform für Patienten und Ärzte 

„Game changers“ mit frischer Denkweise
AFRIKAS MODERNE JUNGE GENERATION
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Online-Beratung. Mit dem „CardioPad“ kön-
nen Herzkrankheiten ferndiagnostiziert 
werden. Leap bietet freiwilligen Gesund-
heitshelfer/innen durch eine Lernplattform 
eine Grundausbildung als Krankenpfleger/
innen sowie Beratung und Betreuung durch 
medizinisches Fachpersonal. Im Bereich 
Landwirtschaft und Agrobusiness entstehen 
immer neue Innovationen, von Beratungs-
apps wie Mfarm oder dem Mobile Cow Pro-
ject. Per Cow-Funding können Kühe gekauft 
werden, die Käufer sind Städter, gepflegt 
werden sie von Bauern auf dem Land.

Zur Förderung von Engagement bietet 
Afroes edu-tainment apps, mobile spiel-
basierte experimentelle und interaktive 
Lernplattformen, um die Potenziale jun-
ger Afrikanerinnen und Afrikaner auf dem 
ganzen Kontinent zu entfalten. Ziel ist es, zu 
Bewegungen von Menschen mit neuen Vor-
stellungen, einer Kultur der Problemlösung 
und einer unternehmerischen Denkweise 
beizutragen, die die Herausforderungen ih-
rer Länder angehen und einen Unterschied 
machen.

Ushahidi ist ein gemeinnütziges Techno-
logieunternehmen, das eine gleichnamige 
App entwickelt hat, die es Menschen ermög-
licht, ihre Stimme zu erheben. Die Organisa-
tion nutzt das Konzept des Crowdsourcing 
für sozialen Aktivismus und öffentliche Re-
chenschaftspflicht und dient als ein erstes 
Modell für das, was als „Aktivistenkartie-
rung“ bezeichnet wird, eine Kombination 
von sozialem Aktivismus, Bürgerjournalis-
mus und Geoinformation.

Politik, Satire, Comedy 
Genau hier setzen ebenso Initiativen und 

Bewegungen an. Die neuen Technologien 
dienen der besseren Verbreitung von sozi-
alen und politischen Themen und werden 
damit, wie schon das Radio, zum Instrument 
von Aktivismus, der das Politische auch mit 
Kultur, Kunst und Kreativität verknüpft. 
Menschenrechts- und Protestbewegungen, 
Musiker und Rapper, Satiriker und Karikatu-
risten erreichen durch die sozialen Medien 

vor allem junge Bürgerinnen und Bürger. 
„Satire und Comedy sind ein großartiger 
Weg, Menschen gleichzeitig zum Lachen 
und zum Nachdenken zu bewegen“, meint 
Samm Farai Monroe alias Comrade Fatso, 
u.a. Künstler, kreativer Aktivist und Pro-
duktionsleiter der erfolgreichen Stand-Up-
Satire-Show Zambezi News, die das stren-
ge Regime und den Machtmissbrauch in 
Simbabwe parodiert und seit 2012 über DVD, 
Mobil-Telefon, Whatsapp, YouTube und auch 
Satelliten-TV (DSTV) verbreitet wird und 
unter #GetInvolved oder #OurZimbabwe-
Dream zur Beteiligung aufruft.

Der Südafrikaner Pieter-Dirk Uys, sozusa-
gen „Mutter aller afrikanischen Stand-up-
Comedians“, meinte bereits 1988 in einem 
Interview: „Die meisten Dinge, die ich sage, 
sind keine Witze. Sie sind die Wahrheit. Aber 
die Wahrheit kann sehr lustig sein.“ Solche 
Formate unterhalten, informieren und kriti-
sieren zugleich. Sie können dazu beitragen, 
die Dinge anders zu sehen und Auswege zu 
erkennen. So werden die Leute motiviert, 
sich mit möglichen Problemlösungen aus-
einanderzusetzen.

Treffpunkt für kreative Ideen
Ein anderer Raum, um sich zu treffen, 

Ideen auszutauschen, zu träumen, gemein-

sam kreativ zu sein und an Lösungen zu 
arbeiten, ist Moto Republik, Simbabwes er-
stes Kreativzentrum und einer der ersten 
erfolgreichen künstlerischen Hubs im süd-
lichen Afrika. Die selbst kreativ gestalteten 
Räumlichkeiten in Harares Ortsteil Belgra-
via, unweit der Filmhochschule und des 
ehemaligen Book Cafés, sind ein Ort, an dem 
Blogger mit Grafikdesignern brainstormen, 
Aktivisten sich mit Rappern verbinden kön-
nen, wo ideenreiche Leute zusammenarbei-
ten können, auch in Kooperation mit lokalen 
und internationalen NGOs, um ihr Hand-
werk zu verfeinern und alternative Ideen zu 
entwickeln. Es ist ein Ort, an dem sich junge 
Menschen, mit meist guter Ausbildung, aber 
ohne feste Arbeit, Computer-affin, weltoffen 
und beengt durch das Regime, inspirieren 
lassen können, Teil zu sein, ihr Land voran-
zubringen. So gelingt es den Aktivisten, die 
sich gegen die Unterdrückung durch die 
„Befreier“ wehren, trotz Einschüchterungen 
und Drohungen die Grenzen Stück für Stück 
zu ihren Gunsten zu verändern und ihren 
Spielraum zu vergrößern.

Das Harare Shoko Festival ist zum Beispiel 
eine der Aktivitäten, die von Moto Republik 
und Initiator Comrade Fatso organisiert 
wird. Konzerte, Hip-Hop, Poetry-Slam, Come-
dy und inhaltliche Diskussionen sind wich-
tige Grundpfeiler des Festival-Programms. 
Es richtet sich an die neue „urbane Jugend“ 
Simbabwes und ist eine Ergänzung zum 
eher auf das bürgerliche Publikum ausge-
richtete Harare International Festival of Arts 
(HAIFA).

Hip-Hop ist eine der Ausdrucksformen des 
simbabwischen Widerstandes, die Lobbys 
formen und zu politischen Handlungen mo-
tivieren kann: „Some say silence is golden/ 
But silence is shit/ Cause words can hit/ But 
they can heal/ They can liberate us from 
what we feel/ Cause mazwi acho akasimba/ 
Anogona kutibatsira kwatirikuenda/ Cause 
words are warriors/ And their great gifts are 
glorious“, aus Fatsos „Words are like birds“. 
Der Rapper folgt damit der Tradition der 
Musikaktivisten Simbabwes und den Spu-
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ren eines Thomas Mapfumo, dessen Musik des Wider-
standes mit E-Gitarren-Sounds und Mbira-Begleitung 
als „Chimurenga Music“ bekannt geworden ist.

Kinshasa-Filmfestival
Eine weitere wichtige Ausdrucksform ist das Kino. 

Neben dem großen, international bekannten pana-
frikanischen Filmfestival in Ouagadougou, Burkina 
Faso, und anderen Filmfestivals auf dem Kontinent 
kommen seit 2014 Publikum, Kulturschaffende, Fil-
memacher, Produzenten und Schauspieler auch zum 
Internationalen Filmfestival von Kinshasa (Fickin) zu-
sammen, das für fast zwei Wochen in den Räumen der 
Halle de la Gombe stattfindet. 

Gegründet von Tshoper Kabambi, dem kongole-
sischen Regisseur und Produzenten, ist das Ziel von 
Fickin, die Menschen zu begeistern und die Öffentlich-
keit zu ermutigen, sich für endogene Produktionen zu 
interessieren. Es will ein hochwertiger cineastischer 
Treffpunkt sein, der insbesondere jungen Städtern aus 
Kinshasa und anderen Landesteilen Kongos ermögli-
cht, Filme von hoher Qualität zu sehen, die von afri-
kanischen Autoren und der Diaspora produziert und 
verwirklicht werden.

Der senegalesische Philosoph und Autor Felwine 
Sarr fordert die Rekonstruktion des Imaginären. Die-
se durchläuft zwangsläufig auch das Bild. Hier greift 
das Kino ein und spielt eine Katalysatorrolle. Denn in 
der DR Kongo, wie in der überwiegenden Mehrheit 
der afrikanischen Länder, sind die meisten TV-Bild-
schirme durch Bilder von anderswo „kolonisiert“. Die 
audiovisuelle Landschaft wird vollständig von US-
amerikanischen Blockbustern, südamerikanischen 
Telenovelas und neuerdings türkischen Fernseh-
shows und Serien dominiert. In all den verschiedenen 
Realitäten, die ihnen vorgesetzt werden, kann sich die 
Öffentlichkeit nicht wiederfinden und nur schwerlich 
damit identifizieren.

Ein Festival wie dieses erlaubt es, eine andere Art 
von Bildern einzuführen, endogener und der Kultur 
der Person angemessen, die diese Bilder konsumie-
ren wird. „Filme in der DR Kongo zu drehen, ist keine 
leichte Aufgabe, aber wir sind von dem Wunsch be-
seelt, etwas anderes anzubieten. Durch diese Art von 
Initiativen hoffen wir, auf die eine oder andere Weise 
zur Veränderung beizutragen und gleichzeitig neue 
Vorbilder anzubieten“, erklärt Tshoper Kabambi.

Change Makers
Der afrikanische Kontinent ist in Bewegung, auf 

vielfältige und kreative Weise gewinnt eine neue Ge-
neration mit einer frischen Denkweise einen immer 
größeren Einfluss. Sie werden zu proaktiven Bürger
innen und Bürgern – „change makers“ oder „game 
changers“, die ihre Potenziale ausschöpfen, sich en-
gagieren und die Spielregeln neu erfinden. Afrikaner
innen und Afrikaner erobern ihr Selbstwertgefühl 
zurück, mit einer Energie, etwas zu bewegen, denken 
dabei auch in andere Richtungen und knüpfen eben-
so an vorkoloniale Traditionen an, die sie reaktivieren 
und miteinander verbinden.

Traditionelle und dem Umfeld angepasste Bauwei-
sen bieten bis heute in der modernen afrikanischen 
Architektur Anknüpfungspunkte wie zum Beispiel 
bei dem Gebäude der westafrikanischen Zentralbank 
in Bamako, Mali. Viele Traditionen bewahren uralte 
Erfahrungen und Wissensschätze der Menschheit, die 
auch heute noch ihre Gültigkeit haben und Lösungs-
ansätze für Probleme in modernen Gesellschaften 
aufzeigen können.

Die Denkwerkstätten, „Les Ateliers de la pénsee“, 
im Senegal bieten Denker/innen, Schriftsteller/innen 
und Akademiker/innen aus Afrika und der Diaspora 
eine Plattform des kritischen Denkens, um gegen-
wärtige Konzepte in Frage zu stellen, die Dynamiken 
besser zu beleuchten und einen Weg in die Zukunft 
zu eröffnen. Neben etablierten Universitäten von in-
ternationalem Renommee in Forschung und Lehre 
versteht sich die „African Leadership University“ auf 
Mauritius mit 25 geplanten weiteren Ablegern in ganz 
Afrika als Ausbildungsort und Netzwerk für eine neue 
Generation Akademiker und Führungselite, die diffe-
renzierte afrikanische Lösungen für unterschiedliche 
afrikanische Herausforderungen entwickelt.

Die neuen technischen Möglichkeiten, wie Mobil-
funk und Internet und interaktive Räume, haben eine 
dynamische Entwicklung ausgelöst, so Jörg Brase: „In 
den letzten sieben Jahren hat sich Afrika wohl mehr 
verändert als in fünfzig Jahren Entwicklungshilfe, 
durch eigene Kraft, durch eine Ideen. Es brauchte of-
fensichtlich nur das richtige Werkzeug.“ Es gibt noch 
viele Herausforderungen, aber die Neu- und Wieder-
erfindung des Kontinents ist im Gange. Und es ist zu 
hoffen, dass die Spielräume weiter geöffnet werden 
können. Die bessere Vernetzung kann dies ermögli-
chen.  >> Anna Balkenhol, Wendy Bashi
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